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Erlass zur Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht 

 

1. Allgemeines 

Der Erlass zur Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht stellt einen 

Auslegungsbehelf zu den §§ 131 ff BAO, in der Fassung des EU-Abgabenänderungsgesetzes 

2016 - EU-AbgÄG 2016, BGBl. I Nr. 77/2016, dar, der im Interesse einer einheitlichen 

Vorgangsweise mitgeteilt wird. 

Der nachstehende Erlass enthält insbesondere die zu beachtenden Kriterien und Details 

 der Führung von Büchern und Aufzeichnungen (Einzelaufzeichnungspflicht nach § 131 

Abs. 1 Z 2 BAO), 

 der Registrierkassenpflicht (§ 131b BAO), 

 der Belegerteilungspflicht (§ 132a BAO), 

 der Sanktionen bei Nichterfüllung der Verpflichtungen sowie 

 der Einzelheiten zur technischen Sicherheitseinrichtung. 
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Dies betrifft auch die gemäß der §§ 131 Abs. 4 und 131b Abs. 5 Z 1, 2, 3 und 4 sowie 

§ 132a Abs. 8 BAO ergangenen Verordnungen des Bundesministers für Finanzen über 

Erleichterungen bei der Führung von Büchern und Aufzeichnungen (Einzelaufzeichnungen), 

bei der Registrierkassenpflicht (Registrierkassensicherheitsverordnung – RKSV, BGBl. II Nr. 

410/2015, in der Fassung BGBl. II Nr. 210/2016) und bei der Belegerteilungspflicht 

(Barumsatzverordnung 2015 - BarUV 2015, BGBl. II Nr. 247/2015, in der Fassung BGBl. II 

Nr. 209/2016). 

Der Erlass stellt insbesondere die Rechtslage nach den Erkenntnissen des VfGH vom 9. März 

2016, G 606/2015, G 644/2015 und G 649/2015, und nach der Novelle der BAO in der 

Fassung BGBl. I Nr. 77/2016 dar (https://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-

site/attachments/4/3/3/CH0006/CMS1458027303032/registierkassen_entscheidung.pdf). 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit den bereits zitierten Erkenntnissen drei Individualanträge 

zur Registrierkassenpflicht jeweils negativ für die Antragsteller entschieden. 

Weder die Bestimmung des § 131b BAO noch die Inkrafttretens-Bestimmung, werden im 

Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz, das Grundrecht auf Freiheit der Erwerbsausübung, 

das Grundrecht auf Eigentum sowie das Legalitätsprinzip als verfassungswidrig erachtet. 

Im Hinblick auf diese Erkenntnisse und Beurteilungen des Höchstgerichtes sind keine 

legistischen Anpassungen notwendig. 

Der Beurteilung des Verfassungsgerichtshofes zur Berechnung der Umsatzgrenzen für den 

Beginn der Registrierkassenpflicht wird in diesem neuen Erlass Rechnung getragen. 

So wurden im Abschnitt 7. die Sanktionen mangels einfachgesetzlicher Regelungen und 

Zeitablauf die Ausführungen zur Sanktionslosigkeit in der Übergangsphase gestrichen. 

Zudem finden aus neuen Sachverhaltsvarianten gewonnene Erkenntnisse Berücksichtigung. 

Auch erfolgte im Rahmen des EU-AbgÄG, BGBl. I Nr. 77/2016 eine Erweiterung der 

Verordnungsermächtigung für den Bundesminister für Finanzen, allerdings ebenfalls unter 

der Voraussetzung, dass die Verwendung eines elektronischen Aufzeichnungssystems nicht 

zumutbar ist und die ordnungsgemäße Ermittlung der Grundlagen der Abgabenerhebung 

dadurch nicht gefährdet ist. 

Diese Erleichterungen betreffen: 
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 Umsätze im Freien 

 Umsätze in unmittelbaren Zusammenhang mit Hütten, wie insbesondere in Alm-, Berg-, 

Schi- und Schutzhütten 

 Umsätze in Buschenschänken und 

 Umsätze in kleinen Kantinen, die von gemeinnützigen Vereinen geführt werden. 

Weiters werden in diesem Erlass die zu beachtenden Grundsätze der 

Registrierkassensicherheitsverordnung (RKSV), wie insbesondere die Inbetriebnahme der 

Sicherheitseinrichtung oder die Registrierung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit, im 

Hinblick auf die zwingend herzustellende Manipulationssicherheit mit 1. April 2017 näher 

erläutert. 

Ergänzende Informationen zu den technischen Themenstellungen finden sich auf der BMF-

Homepage unter www.bmf.gv.at > Topthemen > Informationen zu Registrierkassen > 

Codebeispiele zu den Detailspezifikation der Registrierkassensicherheitsverordnung für 

Softwarehersteller. Dabei handelt es sich um 

 weitere detaillierte technische Beschreibungen zu den Abläufen und Prozessen in der 

Registrierkasse und zur Abwicklung der administrativen Vorgaben der 

Registrierkassensicherheitsverordnung (zB: Registrierung, Startbelegprüfung) 

 einen Mustercode betreffend die Implementierung der RKSV-relevanten Komponenten 

einer Registrierkasse 

 Prüftools für Kassenhersteller für die Überprüfung der Funktionalität der RKSV-relevanten 

Funktionen und 

 Anpassungen der Begrifflichkeiten an die nunmehr in Kraft getretene Verordnung (EU) 

Nr. 910/2014 über die elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 

elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 

1999/93/EG, ABl. Nr. L 257/73 vom 28. August 2014 (eIDAS-VO). 

Zur besseren Lesbarkeit erfolgt die Aufnahme der Änderungen in Form eines neuen Erlasses. 

Mit Veröffentlichung dieses Wartungserlasses stellt der Erlass vom 12. November 2015, BMF-

010102/0012-IV/2/2015, keine Auslegungshilfe mehr dar. 
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Dieser Erlass ist ab Veröffentlichung in der Findok als Auslegungsbehelf heranzuziehen. Über 

die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten können aus dem Erlass 

nicht abgeleitet werden. Bei Erledigungen haben Zitierungen mit Hinweisen auf diesen Erlass 

zu unterbleiben. Sollten Regelungen in früheren Erlässen zu diesem Erlass im Widerspruch 

stehen, gelten diese insoweit als aufgehoben (zB KRL 2012). 

Soweit Verweise auf materielles Steuerrecht erfolgen, sind die jeweils dazu ergangenen 

Erlässe bzw. Richtlinien (zB KStR 2013, EStR 2000, VereinsR 2001) beachtlich.  

Soweit im Erlass personenbezogenen Bezeichnungen verwendet werden, gelten diese 

gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen als auch männlichen Geschlechts. 

2. Führen von Büchern und 

Aufzeichnungen/Einzelaufzeichnungspflicht (§§ 131, 132 

BAO) 

2.1. Allgemeines 

In den §§ 131 und 132 BAO sind die Grundsätze der Aufzeichnungs- und 

Aufbewahrungspflichten bei der Führung von Büchern, Aufzeichnungen und der Erfassung 

von Geschäftsvorfällen festgelegt. 

Unabhängig von den spezifischen Regelungen zur Belegerteilungspflicht (§ 132a BAO) und 

zur Registrierkassenpflicht (§ 131b BAO und RKSV) sind diese Rechtsvorschriften auch - 

neben anderen - für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Losungsermittlung durch 

Registrierkassen und Kassensysteme maßgebend. 

Aufzeichnungen, die nach den Grundsätzen des § 131 BAO geführt werden und die ab 

1. April 2017 den Vorgaben der RKSV entsprechen (insbesondere Erfassung im 

Datenerfassungsprotokoll der Registrierkasse), genügen jedenfalls dem § 131 Abs. 1 Z 6 

lit. b BAO. 
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In Hinblick auf die datenträgergestützte bzw. elektronische Aufzeichnung von 

Geschäftsvorfällen sind daher folgende Grundsätze auch für die Nutzung von 

Registrierkassen oder Kassensystemen bzw. sonstigen elektronischen 

Aufzeichnungssystemen von Bedeutung: 

1. Die gemäß den §§ 124, 125 und 126 BAO zu führenden Bücher und Aufzeichnungen 

sowie die ohne gesetzliche Verpflichtung geführten Bücher sind so zu führen, dass sie 

einem sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die 

Geschäftsvorfälle vermitteln können. 

2. Die Eintragungen sollen der Zeitfolge nach geordnet, vollständig, richtig und zeitgerecht 

vorgenommen werden. 

3. Die einzelnen Geschäftsvorfälle sollen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung verfolgen 

lassen. 

4. Soweit nach den §§ 124 oder 125 BAO eine Verpflichtung zur Führung von Büchern 

besteht oder soweit ohne gesetzliche Verpflichtung Bücher geführt werden, sollen alle 

Bareingänge und Barausgänge in den Büchern oder diesen zu Grunde liegenden 

Grundaufzeichnungen täglich einzeln festgehalten werden. Abgabepflichtige, die gemäß 

§ 126 Abs. 2 und Abs. 3 BAO verpflichtet sind, ihre Einnahmen und Ausgaben 

aufzuzeichnen, sollen alle Bargeschäfte (Bareinnahmen und Barausgaben) einzeln 

festhalten. 

5. Werden zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen oder bei der Erfassung der 

Geschäftsvorfälle Datenträger verwendet, sollen Eintragungen oder Aufzeichnungen nicht 

in einer Weise verändert werden können, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr 

ersichtlich ist. 

6. Eine Überprüfung der vollständigen, richtigen und lückenlosen Erfassung aller 

Geschäftsvorfälle soll insbesondere bei der Losungsermittlung durch entsprechende 

Protokollierung der Datenerfassung und nachträglicher Änderungen möglich sein. Diese 

Überprüfung unterliegt der Einzelfallbetrachtung. 

7. Die vollständige und richtige Erfassung und Wiedergabe aller Geschäftsvorfälle soll durch 

entsprechende Einrichtungen gesichert sein. Der Nachweis der vollständigen und 
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richtigen Erfassung aller Geschäftsvorfälle soll durch entsprechende Einrichtungen leicht 

und sicher geführt werden können (Überprüfungsmöglichkeit). 

8. Summenbildungen sollen nachvollziehbar sein. 

9. Zur Führung von Büchern und Aufzeichnungen können Datenträger verwendet werden, 

wenn die inhaltsgleiche, vollständige und geordnete Wiedergabe bis zum Ablauf der 

gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist. 

10. Wer Eintragungen in elektronischer Form vorgenommen hat, muss, soweit er zur 

Einsichtsgewährung verpflichtet ist, auf seine Kosten innerhalb angemessener Frist 

diejenigen Hilfsmittel zur Verfügung stellen, die notwendig sind, um die Unterlagen 

lesbar zu machen, und soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte 

Wiedergaben beibringen. 

11. Werden dauerhafte Wiedergaben erstellt, so sind diese auf Datenträgern zur Verfügung 

zu stellen. 

Dies gilt auch für vor- und nachgelagerte Systeme (Kassen, Lagerbuchführung, 

Bestellwesen, usw.), insoweit diese in Verbindung mit Büchern, Aufzeichnungen, der 

Losungsermittlung oder sonstigen steuerrelevanten Aufzeichnungen stehen oder der 

Kontrolle der vollständigen und richtigen Erfassung der Geschäftsvorfälle dienen. 

Vom Abgabepflichtigen geführte Unterlagen, die nicht in direkter Verbindung mit 

steuerrelevanten Aufzeichnungen stehen, können davon unabhängig, als für die 

Abgabenerhebung bedeutsame Unterlagen nach § 132 BAO vorlagepflichtig sein (zB 

Preisverzeichnisse, Reservierungsbücher, Kalkulationsunterlagen, Personalverwaltung). 

12. Nach § 132 BAO sind Unterlagen, die für die Abgabenerhebung von Bedeutung sind, 

aufzubewahren und in entsprechender Form vorzulegen. Diese Unterlagen (wie zB 

Durchschriften von Belegen) können in elektronischer Form gespeichert werden, wenn 

die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche und urschriftgetreue Wiedergabe bis zum 

Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist. Soweit solche 

Unterlagen nur auf Datenträgern vorliegen, entfällt das Erfordernis der urschriftgetreuen 

Wiedergabe. 

Für den Fall, dass dauerhafte Wiedergaben erstellt werden (wenn zB Ausdrucke 

vorgenommen werden, etwa bei Belegerstellung durch ein Kassensystem), sind diese 
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Belegdaten auch auf Datenträgern zur Verfügung zu stellen.  

Dies gilt auch für Aufzeichnungen, bei denen die Abgabenbehörde die Erstellung von 

dauerhaften Wiedergaben verlangen kann (§ 131 Abs. 3 BAO), wie zB bei Führung einer 

chronologischen, fortlaufenden Protokollierung der Datenerfassung auf Datenträgern 

(elektronisches Journal, Datenerfassungsprotokoll, vgl. § 131 Abs. 1 Z 6 lit. b BAO sowie 

§ 7 Abs. 5 und § 19 Abs. 2 RKSV). 

13. Aufzeichnungen, die nach Maßgabe der einzelnen Abgabenvorschriften der Erfassung 

abgabepflichtiger Tatbestände dienen, sind zu führen (§ 126 BAO), aufzubewahren und 

über Verlangen vorzulegen. 

14. Bücher und Aufzeichnungen dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, auch 

im Ausland geführt werden. Grundaufzeichnungen sind grundsätzlich an dem Ort zu 

führen, an dem die Geschäftsvorfälle bzw. aufzuzeichnenden Vorgänge stattfinden. Das 

Datenerfassungsprotokoll bei einem elektronischen Aufzeichnungssystem iSd § 131b BAO 

ist ein Teil der Grundaufzeichnungen, es muss daher zu Prüf- und Kontrollzwecken für die 

Organe der Finanzverwaltung innerhalb angemessener Zeit der Zugriff auf das aktuelle 

Datenerfassungsprotokoll möglich sein. 

Darüber hinaus sind in anderen gesetzlichen Vorschriften normierte 

Aufzeichnungsverpflichtungen auch im Interesse der Abgabenerhebung zu erfüllen (§ 124 

BAO). 

2.2. Einzelaufzeichnungspflicht 

Einzelaufzeichnungspflicht bedeutet, dass in den Aufzeichnungen die Betriebseinnahmen und 

die Betriebsausgaben (bzw. Bareingänge und Barausgänge) laufend zu erfassen und einzeln 

festzuhalten und aufzuzeichnen sind, außer bei Vorliegen der durch die 

Barumsatzverordnung geschaffenen Ausnahmeregelungen bzw. Erleichterungen. 

Sie ist in § 131 Abs. 1 Z 2 lit. b BAO und § 131 Abs. 1 Z 2 lit. c BAO geregelt und gilt für 

Buchführungspflichtige und für Einnahmen-Ausgaben Rechner. 

Soweit nach den §§ 124 oder 125 eine Verpflichtung zur Führung von Büchern besteht oder 

soweit ohne gesetzliche Verpflichtung Bücher geführt werden, sollen alle Bareingänge und 

7 von 95



 

 

© Bundesministerium für Finanzen Seite 8 

Barausgänge in den Büchern oder in den Büchern zu Grunde liegenden 

Grundaufzeichnungen täglich einzeln festgehalten werden. 

Abgabepflichtige, die gemäß § 126 Abs. 2 und Abs. 3 verpflichtet sind, ihre Einnahmen und 

Ausgaben aufzuzeichnen, sollen alle Bargeschäfte einzeln festhalten. 

Die Bareinnahmen sind bei betrieblichen Einkunftsarten (Einkunftsarten nach § 2 Abs. 3 Z 1 

bis 3 EStG 1988) bei Überschreiten der Grenzen des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO frühestens ab 

Mai 2016 mit elektronischer Registrierkasse, Kassensystem oder sonstigen elektronischen 

Aufzeichnungssystem einzeln zu erfassen. 

Ob betriebliche Einkünfte vorliegen, richtet sich nach einkommensteuer- und 

körperschaftsteuerrechtlichen Vorschriften (siehe zB EStR 2000). Diese Beurteilung ist 

wesentlich für die Registrierkassenpflicht, da unbeschadet einer bestehenden 

Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht die Registrierkassenpflicht nach § 131b BAO 

nur für die betrieblichen Einkunftsarten gilt. So unterliegen beispielsweise 

Privatzimmervermieter, die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielen daher nicht 

der Registrierkassenpflicht, da keine betriebliche Einkunftsart iS des § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG 

1988 vorliegt. Allerdings liegen Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor, wenn eine gewisse Anzahl 

von Betten bzw. Appartements überschritten wird bzw. bestimmte Nebenleistungen erbracht 

werden. 

Die Abgrenzung zu den betrieblichen Einkunftsarten ist daher in diesem Zusammenhang zu 

beachten (Details siehe EStR 2000 Rz 5433 ff). 

Ab dem 1. April 2017 ist die elektronische Registrierkasse bzw. das elektronische 

Aufzeichnungssystem durch eine technische Sicherheitseinrichtung gegen Manipulation zu 

schützen. 

Andere bestehende Aufzeichnungsverpflichtungen (zB nach dem Weingesetz 2009, dem 

Alkoholsteuergesetz, dem Flugabgabegesetz) werden dadurch weder aufgehoben noch 

eingeschränkt (vgl. § 124 BAO). Wenn Aufzeichnungen geführt werden, die über die 

angeführten Aufzeichnungspflichten hinausgehen und für die Abgabenerhebung von 

Bedeutung sind, sind diese nach § 132 BAO aufzubewahren. 
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Ist aufgrund der BarUV 2015, idF BGBl. II Nr. 209/2016, die vereinfachte Losungsermittlung 

zulässig, werden aber die einzelnen Bareingänge in der Form erfasst und aufgezeichnet, dass 

eine vollständige Losungsermittlung durch Summierung der einzelnen entsprechenden 

Bareingänge möglich ist, so ist in diesem Fall eine vereinfachte Losungsermittlung nicht 

zulässig. 

2.3. Wen trifft die Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und 

Belegerteilungspflicht? 

Die im Gesetz (§§ 131 ff BAO) normierten Verpflichtungen betreffen Buchführungspflichtige, 

freiwillig Buchführende hinsichtlich der einzelnen Bareingänge und Barausgänge (§ 131 

Abs. 1 Z 2 lit. b), sowie auch nach § 126 Abs. 2 und 3 BAO Aufzeichnungspflichtige mit ihren 

einzelnen Bargeschäften (einkommensteuerlich bedeutsame (erfolgswirksame) Einnahmen 

und Ausgaben – vgl. § 131 Abs. 1 Z 2 lit. c BAO). 

Von der Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht betroffen sind daher auch 

Abgabepflichtige, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG 1988 oder ihre Überschüsse nach 

§ 2 Abs. 3 Z 6 und 7 EStG 1988 ermitteln. Die Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und 

Belegerteilungspflicht gilt nur für Unternehmer, unabhängig davon, ob deren Umsätze echt 

oder unecht von der Umsatzsteuer befreit sind. 

Auch für Betriebe gewerblicher Art (BgA) von Körperschaften öffentlichen Rechts gelten die 

Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht, soweit diese 

unternehmerisch tätig sind. 

§ 132a Abs. 1 BAO verweist auf § 2 Abs. 1 UStG 1994, „gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 

liegt auch dann vor, wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt“. 

Bei Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften öffentlichen Rechts sind daher die 

Liebhabereigrundsätze nicht anzuwenden (siehe auch § 2 Abs. 1 KStG 1988). 

Belegerteilungspflicht ist daher zB bei Wasserwerken, die überwiegend der 

Trinkwasserversorgung dienen und als Hoheitsbetriebe gelten (vgl. § 2 Abs. 5 KStG 1988), 

die einen Betrieb gewerblicher Art von Körperschaften öffentlichen Rechts darstellen (siehe 

§ 2 Abs. 3 UStG 1994), gegeben. 
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Unbeschadet der formell nicht anwendbaren Liebhabereigrundsätze im Bereich der Betriebe 

gewerblicher Art von Körperschaften öffentlichen Rechts bestehen in Fällen, bei denen zum 

Selbstkostenpreis ausschließlich an die eigenen Mitarbeiter und ohne Beteiligung am 

allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr Leistungen erbracht werden, die von vornherein nicht 

auf Einnahmenerzielung ausgerichtet sind, keine Verpflichtungen der §§ 131b bis 132a BAO - 

(zB Ausgabe von Getränken oder einem kleinen Speisesortiment durch und an eigene 

Mitarbeiter, nicht öffentliche Mensa zur Versorgung der Mitarbeiter zum Selbstkostenpreis 

und ohne Einnahmen- bzw. Gewinnerzielungsabsicht). 

Folgende Tätigkeiten, die nicht unter den Unternehmensbereich fallen (§ 2 Abs. 5 UStG 

1994), sind von der Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht 

ausgenommen: 

 Gesellige Veranstaltungen iSd § 5 Z 12 KStG 1988 von Betrieben gewerblicher Art von 

Körperschaften öffentlichen Rechts. Die in § 2 Abs. 3 erster Satz UStG 1994 

vorgenommene Ausnahme für nach § 5 Z 12 KStG 1988 befreite Betriebe gewerblicher 

Art nimmt die betroffene Veranstaltung aus dem Unternehmensbereich aus. Mit dem EU-

AbgÄG 2016, BGBl. I Nr. 77/2016, erfährt der Anwendungsbereich des § 5 Z 12 KStG 

1988 wesentliche Erweiterungen. 

 Funktionäre iSd § 29 Z 4 EStG 1988 für die in Wahrnehmung dieser Funktion ausgeübte 

Tätigkeit, da dies nicht als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit gilt. 

 Liebhaberei, dh. eine Tätigkeit, die auf Dauer gesehen Gewinne oder 

Einnahmenüberschüsse nicht erwarten lässt. 

2.4. Geschäftsvorfälle und sonstige aufzeichnungspflichtige 

Vorgänge 

2.4.1. Geschäftsvorfall Allgemein 

Ein Geschäftsvorfall ist ein Vorgang, der die Vermögenszusammensetzung in einem 

Unternehmen beeinflusst bzw. verändert. Ein Unternehmer ist gesetzlich verpflichtet, alle 

Geschäftsvorfälle in seiner Buchführung lückenlos zu erfassen, um so den finanziellen Stand 

des Unternehmens zu dokumentieren. Jeder Geschäftsvorfall wird grundsätzlich mit einem 
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Buchungssatz festgehalten und somit gebucht. Dabei wird stets auf den Grundsatz „Keine 

Buchung ohne Beleg“ geachtet. 

Beispiele möglicher Geschäftsvorfälle sind: 

 Das Vermögen oder die Schulden verändern sich. 

 Geld wird eingenommen oder ausgegeben. 

 Ein Ereignis führt zu Aufwand oder Ertrag. 

Der Weg der Geschäftsvorfälle in den Büchern und Aufzeichnungen soll - ausgehend von der 

Ersterfassung und Aufzeichnung bzw. über die Summen der erfassten Beträge im Rahmen 

der Losungsermittlung im Kassensystem durch entsprechende Buchung auf den Konten bis 

zur Bilanz/GuV bzw. Erfassung in den Aufzeichnungen - verfolgbar und auch progressiv und 

retrograd nachvollziehbar und überprüfbar sein. 

Im Regelfall handelt es sich bei Geschäftsvorfällen um Ereignisse im Geschäftsbetrieb, die 

mit der Ersterfassung der Auftragsposition (zB Bestellungseingabe im Kassensystem, 

Warenwirtschaftssystem, Artikelscan an der Kasse, Einschalten des Taxameters) beginnen 

und in deren Rahmen üblicherweise ein geldwerter Leistungsaustausch zwischen dem 

Unternehmer/Abgabepflichtigen und dem Kunden stattfindet. 

Die Geschäftsvorfälle können in bestandswirksame und erfolgswirksame unterteilt werden. 

2.4.1.1. Bestandswirksame Geschäftsvorfälle 

Der bestandswirksame Geschäftsvorfall ist erfolgsneutral. Das heißt, es werden nur Sach- 

oder Geldwerte getauscht, ohne dass dabei Wert entsteht oder verschwindet. Als Beispiel 

lässt sich der Ankauf von Rohstoffen nennen. Dabei wird ein Geldwert in Rohstoffe gleichen 

Wertes getauscht. Dabei steigt das Sachvermögen der Unternehmung, während das 

Geldvermögen sinkt. Das Reinvermögen bleibt dabei unverändert. 

2.4.1.2. Erfolgswirksame Geschäftsvorfälle 

Der erfolgswirksame Geschäftsvorfall bewirkt eine Änderung des Erfolgs. Hierbei 

unterscheiden sich zufließende und abfließende Vermögenswerte, so dass das Reinvermögen 

der Unternehmung steigt oder sinkt. 
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Als Beispiel lässt sich der Verkauf von Waren nennen, bei dem der Verkaufswert den 

Einkaufswert übersteigt. Die Differenz ist für das Unternehmen erfolgswirksam. Insoweit in 

Zusammenhang mit Registrierkassen bzw. sonstigen Einrichtungen zum Zweck der 

Losungsermittlung der Terminus Geschäftsvorfall verwendet wird, bezieht sich dies auf 

erfolgswirksame Geschäftsvorfälle laut BAO, die im Rahmen von Kassensystemen oder 

sonstigen in der Richtlinie geregelten elektronischen Auszeichnungssystemen erfasst werden. 

2.4.1.3. Nicht zu erfassende Geschäftsvorfälle 

Der Erlass behandelt nur erfolgswirksame Geschäftsvorfälle, die auf die Losungsermittlung 

Auswirkungen haben. Geschäftsvorfälle, die auf die Losungsermittlung keine Auswirkung 

haben (zB Teilwertabschreibungen, Vermögensverlagerungen) und nicht im Rahmen 

elektronischer Aufzeichnungssysteme iSd § 131b BAO zu erfassen sind, sind somit nicht 

Gegenstand dieses Erlasses. 

2.4.2. Aufzeichnungspflichtige, nicht erfolgswirksame Vorgänge 

Nicht erfolgswirksame Vorgänge, die Auswirkungen auf den Bargeldbestand der Kassa 

haben, wie zB Barentnahmen und Bareinlagen, sind zum Zweck der Überprüfung des 

Kassastandes aufzeichnungspflichtig. 

Auch durchlaufende Posten sind aufzeichnungspflichtig (vgl. dazu die Ausführungen in 

Abschnitt 2.4.2.1.). 

2.4.2.1. Durchlaufende Posten 

Durchlaufende Posten sind für Zwecke der Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und 

Belegerteilungspflicht Beträge, die der Unternehmer im Namen und für Rechnung eines 

anderen vereinnahmt und verausgabt; sie gehören nicht zu den Bareinnahmen. 

Ein durchlaufender Posten erfordert, dass sowohl die Vereinnahmung als auch die 

Verausgabung in fremdem Namen und auf fremde Rechnung erfolgen und dies auch 

ausdrücklich gegenüber dem Kunden offengelegt wird (vgl. UStR 2000 Rz 656). Dies sind 

beispielsweise 

 Ortstaxen und Kurtaxen, wenn die Gemeinde (Kurverwaltung) Gläubiger und der Gast 

(Kurgast) Schuldner ist und die Taxe als solche bei der Weiterverrechnung offengelegt 

ist, 
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 Stempelgebühren und Gerichtsgebühren, die vom Parteienvertreter (zB Rechtsanwalt, 

Notar) für den Klienten ausgelegt werden, 

 Vignette (wenn der Verkauf durch die Tankstelle im Namen und auf Rechnung der 

ASFINAG erfolgt), 

 Rezeptgebühren, die zB die Apotheke im Namen und für Rechnung des 

Sozialversicherungsträgers vereinnahmt, 

 KFZ-Zulassungsgebühr, 

 Bestandvertragsgebühr (§ 33 Abs. 5 Z 4 GebG) bei Einhebung und Abfuhr an das 

Finanzamt durch Parteienvertreter (Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder sowie 

Immobilienmakler und Immobilienverwalter iSd GewO 1994), 

 Kautionen (iSd § 16b MRG), Mietvorauszahlungen, die der Parteienvertreter an den 

Vermieter weiterleitet, 

 Fremdgelder, die ein Rechtsanwalt oder Notar im Namen und auf Rechnung seines 

Mandanten vereinnahmt. Dies gilt auch in seiner Tätigkeit als Masseverwalter. 

 Kostenersatz für die Begutachtungsplakette (§ 57a KFG 1967) 

 Portogebühren, die ein Arzt (zB Radiologe) für die Versendung der Befunde an Parteien 

einhebt, 

 Lotto-/Tottoumsatz bei einer Trafik oder bei einem Nahversorger. 

Durchlaufende Posten zählen nicht zum Barumsatz und sind daher bei der Beurteilung der 

Grenzen für die Registrierkassenpflicht nicht zu berücksichtigen (§ 131b Abs. 1 Z 2 BAO). 

Bei buchführungspflichtigen Unternehmen, bzw. freiwillig buchführenden Unternehmen sind 

nach § 131 Abs. 1 Z 2 lit. b BAO alle - auch die nicht erfolgswirksamen - Bareingänge, wie zB 

durchlaufende Posten, täglich einzeln zu erfassen. 

Nicht erfolgswirksame Bareingänge, wie durchlaufende Posten, sind keine Bareinnahmen, die 

dem Zweck der Losungsermittlung dienen, sodass für diese auch keine Verpflichtung 

besteht, sie in der Registrierkasse zu erfassen. Dies gilt auch für die Einnahmen-

/Ausgabenrechner und Überschussrechner. 
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Durchlaufende Posten können allerdings freiwillig nach § 131 Abs. 1 Z 2 BAO als Bareingang 

in der Registrierkasse desjenigen, der den Barbetrag kassiert, einzeln erfasst werden. 

Werden für durchlaufende Posten Belege mittels Registrierkasse ausgestellt (dies wird 

betriebswirtschaftlich immer sinnvoll sein), sollen diese grundsätzlich den Anforderungen an 

Registrierkassenbelege entsprechen. Eine Signierung dieser Belege kann jedoch entfallen. 

Diese durchlaufenden Posten sind bei freiwilliger Erfassung als nicht umsatzsteuerrelevant zu 

kennzeichnen (Erfassung als Null %-Umsatz). 

Aufgrund der normativen Anforderungen ist immer der Beleg als solcher und nicht einzelne 

Belegpositionen zu signieren. Das bedeutet, dass durchlaufende Posten, die gemeinsam mit 

einem Barumsatz nach § 131b bzw. § 132a BAO (Barzahlung) in der elektronischen 

Aufzeichnung (Registrierkasse) in einem gemeinsamen Beleg erfasst werden, auch den 

allgemeinen Verpflichtungen der §§ 131b, 132a BAO einschließlich der Bestimmungen der 

RKSV (das heißt ab 1. April 2017 inklusive Signatur bzw. Siegel) unterliegen. Diese 

durchlaufenden Posten sind als nicht umsatzsteuerrelevant zu kennzeichnen (Erfassung als 

Null %-Umsatz). 

Beispiele: 

Ein Keramikhändler verkauft in seinem Geschäftslokal auch Keramikprodukte im Namen 
und für Rechnung eines anderen Produzenten, der in diesem Laden ein Regal für seine 
Produkte hat. Soweit der Verkauf im fremden Namen und auf fremde Rechnung dem 
Käufer ausdrücklich offen gelegt wird, handelt es sich um einen durchlaufenden 
Posten. Dieser muss nicht solistisch in der eigenen Registrierkasse erfasst werden. 

Ein Landwirt verkauft in seinem Bauernladen nicht nur eigene Waren, sondern auch 
Waren anderer Landwirte. Soweit der Verkauf im fremden Namen und auf fremde 
Rechnung dem Käufer ausdrücklich offen gelegt wird, handelt es sich um einen 
durchlaufenden Posten. Diese Mitverkäufe können in einer Registrierkassa erfasst 
werden. In diesen Fällen müssen auf den erteilten Belegen die für andere Landwirte 
verkauften Waren als solche ausgewiesen werden. 

In solchen Fällen (echte Durchlaufer) fällt die Registrierkassenpflicht auch im Sinne einer 

nachträglichen Erfassung durch den liefernden Unternehmer weg. 

2.4.3. Sonstige aufzeichnungspflichtige Vorgänge 

Sonstige aufzeichnungspflichtige Vorgänge sind Vorgänge im Geschäftsprozess, die zwar 

grundsätzlich nicht dazu geeignet sind, einen Geschäftsvorfall anzustoßen oder zu bewirken, 
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sollen aber aus Gründen der Überprüfbarkeit der vollständigen und richtigen Erfassung aller 

Geschäftsvorfälle aufgezeichnet und aufbewahrt werden. 

Trainingsbuchungen sind nach § 7 Abs. 2 RKSV im jeweiligen Kassensystem oder im 

elektronischen Aufzeichnungssystem zu erfassen und zu signieren. 

2.4.4. Barumsatz iSd § 131b Abs. 1 Z 3 BAO 

Gemäß § 131b Abs. 1 Z 3 BAO sind Barumsätze im Sinn dieser Bestimmung Umsätze, bei 

denen die Gegenleistung (Entgelt) durch Barzahlung erfolgt. Als Barzahlung gilt auch die 

Zahlung mit Bankomat- oder Kreditkarte vor Ort oder durch andere vergleichbare 

elektronische Zahlungsformen, die Hingabe von Barschecks sowie vom Unternehmer 

ausgegebener und von ihm an Geldes statt angenommener Gutscheine, Bons, 

Geschenkmünzen und dergleichen. Nicht als Barzahlung gelten Zahlungen mit 

Verrechnungsscheck oder Orderschecks (vgl. Abschnitt 2.4.14.). 

Der Begriff Barumsatz orientiert sich an § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 und gilt für Lieferungen 

und sonstige Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines 

Unternehmens ausführt. 

Daher gilt auch § 132a BAO für Zahlungen im Zusammenhang mit im Inland zu erbringenden 

oder erbrachten Leistungen (siehe Abschnitt 2.4.4.2.). 

2.4.4.1. Barumsätze eines österreichischen Unternehmers im Ausland 

Für einen österreichischen Unternehmer besteht für seine Barumsätze, die er im Ausland 

verwirklicht, keine Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht nach der BAO. Allenfalls 

bestehende ausländische Verpflichtungen bleiben davon unberührt. Solcherart sind diese 

Umsätze auch nicht in die Berechnung der Umsatzgrenzen für die Registrierkassenpflicht 

einzubeziehen. 

Beispiel 

Ein österreichischer Unternehmer verkauft bei einer Buchmesse in Frankfurt Bücher 
gegen Barzahlung; keine Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht, weil der Ort der 
Lieferung im Ausland liegt. 
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2.4.4.2. Barumsätze von ausländischen Unternehmern im Inland 

Ein ausländischer Unternehmer, der im Inland Barumsätze tätigt, fällt mit den inländischen 

Umsätzen unter die gesetzlichen Verpflichtungen der §§ 131b und 132a BAO. 

Ein ausländischer Unternehmer, der im Inland Barumsätze tätigt, fällt dann unter das 

Registrierkassen- und Belegerteilungsregime, unabhängig davon, ob er in Österreich eine 

Betriebsstätte begründet hat. Bezüglich der Berechnung der Umsatzgrenzen für die 

Registrierkassenpflicht sind nur die inländischen Umsätze heranzuziehen. 

Der ausländische Unternehmer hat hiefür eine österreichische Steuernummer (UID-Nummer 

bzw. GLN) zu beantragen um die Registrierung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit 

über FinanzOnline zu ermöglichen (siehe Abschnitt 3.3.2.2.2.). 

Beispiel 

Ein ausländischer Unternehmer bietet auf einer Messe im Inland seine Produkte an. Bei 
Überschreiten der Umsatzgrenzen durch seine im Inland erzielten Umsätze besteht 
grundsätzlich ab dem viertfolgenden Monat Registrierkassenpflicht. Unabhängig von 
der Höhe seiner Umsätze hat er über auf der Messe empfangene Barzahlungen den 
Kunden Belege gemäß § 132a BAO auszustellen. 

Die Erleichterung für mobile Umsätze gemäß § 7 Abs. 1 BarUV 2015 kann in Anspruch 

genommen werden. 

2.4.5. Spenden 

Bareingänge, denen keine Gegenleistung oder sonstige Leistung (auch an Dritte) 

gegenübersteht bzw. denen diese nicht zuordenbar ist (zB freiwilliges Einwerfen von 

Spenden ohne Gegenleistung in eine Box), stellen mangels Leistungsaustausch keinen 

Barumsatz dar. 

Allerdings liegt bei Aufrundungen von Zahlungsbeträgen für eine erbrachte Leistung im 

Rahmen einer Spendenveranstaltung (zB Zahlungsbetrag von 2,50 Euro für ein Getränk wird 

aufgerundet auf 5 Euro) eine Gegenleistung zugrunde, diese stellen einen Barumsatz dar 

und sind entsprechend der sonstigen Bestimmungen registrierkassenpflichtig. Bei freiwilliger 

Erfassung der Spenden ohne Gegenleistung in der elektronischen Registrierkasse hat diese 

den gesetzlichen Anforderungen zu entsprechen (analog durchlaufende Posten, siehe 

Abschnitt 2.4.2.1.). 
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Es ist aber auch möglich, derartige Spendenbeträge ohne Gegenleistung auch außerhalb 

einer Registrierkasse oder in einer Registrierkasse, die über keine Sicherheitseinrichtung iSd 

§ 131b Abs. 2 BAO verfügt, zu erfassen. 

2.4.6. Trinkgelder 

Trinkgelder, die dem Unternehmer zufließen, sind Bareinnahmen des Unternehmers. 

Trinkgelder für die Leistung eines Arbeitnehmers sind nicht für die Berechnung der 

Umsatzgrenzen für die Registrierkassenpflicht heranzuziehen und beim Unternehmer, wenn 

sie in der Registrierkasse erfasst werden, wie durchlaufende Posten zu behandeln (vgl. 

Abschnitt 2.4.2.1.). 

2.4.7. Becherpfand 

Das Becherpfand ist gleich zu behandeln wie der Verkauf des Bechers bzw. als Teil des 

Getränkekaufes. Es besteht auch Belegerteilungspflicht für den Gesamtumsatz (Becher und 

Getränk). 

Die Auszahlung des Becherpfandes im Zuge der Rückgabe des Bechers ist als negativer 

Umsatz zu erfassen und wird daher bei der Ermittlung der Umsatzgrenzen des § 131b Abs. 1 

Z 2 BAO ausgeschieden. Falls der Bezug zum ursprünglich erfassten Einsatz hergestellt 

werden kann, besteht auch die Möglichkeit, den ursprünglichen Umsatz zu stornieren. 

2.4.8. Echte Mitgliedsbeiträge 

Echte Mitgliedsbeiträge, denen keine konkrete Leistung des Vereins gegenübersteht, sind 

keine Umsätze, da die wechselseitige Abhängigkeit von Leistung und Gegenleistung fehlt. 

Unechte Mitgliedsbeiträge sind Zahlungen eines Mitglieds, die als Mitgliedsbeitrag 

ausgewiesen werden, denen aber eine konkrete Leistung des Vereines an den Beitragszahler 

gegenübersteht (zB Nutzung von Sportanlagen oder sonstige Einrichtungen nur für Mitglieder 

zulässig, die ihren Beitrag entrichtet haben). 

2.4.9. (Echter) Schadenersatz 

Bei echtem Schadenersatz handelt es sich um keinen Umsatz, sondern um eine 

Ersatzleistung, die deshalb erbracht wird, weil ein Schaden verursacht wurde, bzw. für einen 

Schaden einzustehen ist. Es handelt sich daher nicht um Entgelt für eine Leistung, denn ein 

Leistungsaustausch liegt nicht vor. 
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Beispiele: Schadenersatz für die Nichterfüllung eines Kaufvertrages, 
Versicherungsentschädigungen. 

Für Zwecke der Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht liegt ein 

Umsatz (unechter Schadenersatz) vor, wenn dem Entgelt eine Gegenleistung, die nicht in 

Anspruch genommen wurde, zugeordnet werden kann. 

Beispiele: Zahlungen für die Einräumung von Leistungsdienstbarkeiten (zB 
Stromleitungen), Entschädigungen für Enteignungen. 

2.4.10. Verkauf und Einlösen von Gutscheinen 

2.4.10.1. Wertgutscheine 

Die Veräußerung von Wertgutscheinen (Geschenkbons, Geschenkmünzen) durch 

Unternehmer, die zum späteren Bezug von Waren nach freier Wahl oder nicht 

konkretisierten Dienstleistungen des Gutscheinausstellers berechtigen, stellt noch keinen 

steuerbaren Vorgang iSd UStG 1994 dar. Das Entgelt für die Veräußerung eines solchen 

Wertgutscheines unterliegt nicht der Anzahlungsbesteuerung. 

Es handelt sich hier steuerlich weder um einen Ertrag noch einen umsatzsteuerpflichtigen 

Vorgang, sondern der Wertgutschein wird als Verbindlichkeitsnachweis des Unternehmers für 

den Kunden ausgestellt. 

Bei Wertgutscheinen ist der Zeitpunkt des Barverkaufes der Wertgutscheine nach § 131 

Abs. 1 Z 2 BAO für die Erfassung des Bareingangs maßgeblich. Dabei handelt es sich noch 

nicht um einen registrierkassen- und belegerteilungspflichtigen Barumsatz. Allerdings ist die 

Erfassung derartiger Bareingänge in der Registrierkasse zweckmäßig, weil damit eine 

lückenlose Aufzeichnung aller Bareingänge gewährleistet werden kann. Zudem erübrigt sich 

damit eine zusätzliche Aufzeichnung dieser Bareingänge. 

Bei Erfassung des Verkaufs von Wertgutscheinen in der Registrierkasse ist die Barzahlung zB 

mit der Bezeichnung „Bonverkauf“ als Null %-Umsatz bzw. nicht als Barumsatz zu 

behandeln. 

Der Wertgutschein ist als Barumsatz im Zeitpunkt der Einlösung zu erfassen, weil erst dann 

die Lieferung oder sonstige Leistung erbracht wird. 

Es ist immer der Nominalwert des eingelösten Wertgutscheins als Barumsatz anzusetzen. 
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Beim Kauf von Prepaid-Karten steht im Regelfall noch nicht fest, welche konkreten 

Leistungen vom Käufer in Anspruch genommen werden. Beim Kartenkauf handelt es sich 

daher um einen Gutschein und keine Anzahlung. 

Beispiel: 

Eine Prepaidcard wird verkauft. Durch Vorlage der Karte können bestimmte 
unterschiedlicher Leistungen unentgeltlich oder preisreduziert (teilweise auch mehrfach 
und nicht einzelfallbegrenzt) in Anspruch genommen werden. 

In einem solchen Fall ist der Erwerb der Karte wie der Erwerb eines Wertgutscheins zu 

betrachten. Es besteht daher keine Registrierkassenpflicht. Bei Einlösung der jeweiligen 

Leistung liegt ein registrierkassen- und belegerteilungspflichtiger Barumsatz vor. 

2.4.10.2. Sonstige Gutscheine 

Wenn allerdings in einer Privaturkunde (Bon, umgangssprachlich auch „Gutschein“ genannt) 

die Lieferung/sonstige Leistung bekannt und eindeutig konkretisiert ist, ist deren Verkauf 

bereits als Barumsatz anzusehen und daher in der Registrierkasse zu erfassen und darüber 

ein Beleg auszustellen (zB Eintrittskarte für eine konkrete Veranstaltung, Fahrscheine). 

Zur Konkretisierung reicht die genaue eindeutige Bezeichnung der Art der 

Lieferung/sonstigen Leistung aus und muss nicht der Zeitpunkt der Leistungserbringung 

angeführt werden. 

2.4.11. Anzahlungen/Teilzahlungen/Restzahlungen zu 

Ausgangsrechnungen 

Barzahlungen sind neben der Bezahlung des Gesamtpreises auch Anzahlungen, 

Ratenzahlungen (Teilzahlungen) und Restzahlungen. Alle derartigen Barzahlungen sind für 

die Umsatzgrenzen des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO relevant; dies unabhängig davon, ob Soll- 

oder Istbesteuerung nach dem UStG 1994 vorliegt. 

Eine Barzahlung liegt auch vor, wenn der Unternehmer dem Leistungsempfänger eine 

Rechnung iSd UStG 1994 mit Zahlungsanweisung übergibt, der Leistungsempfänger diesen 

Betrag aber dennoch beim Unternehmer vor Ort in bar bezahlt. In diesem Fall entsteht die 

Umsatzsteuerschuld nicht ein zweites Mal. Der leistende Unternehmer stellt keine 

„Rechnung“ im Sinn des UStG 1994, sondern einen Beleg über die empfangene Barzahlung 

iSd § 132a BAO bzw. RKSV aus. 
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Es ist zulässig, auf diesem Beleg lediglich auf die Nummer der Rechnung zu verweisen und 

keine Aufschlüsselung der Umsätze nach Steuersätzen vorzunehmen, wenn die Rechnung zur 

Abfuhr der Steuerschuld schon im (elektronischen) Aufzeichnungssystem erfasst wurde. 

Die Erfassung des Umsatzes in der Registrierkasse und der Ausdruck des 

Registrierkassenbelegs lösen keine Umsatzsteuerschuld kraft Rechnung aus. Für den Fall 

einer gesonderten Rechnungsausstellung nach § 11 UStG ist es – um eine Steuerschuld kraft 

Rechnungsausstellung zu vermeiden – zweckmäßig, den Registrierkassenbeleg als 

Rechnungsduplikat (vgl. UStR 2000 Rz 1527 f) zu kennzeichnen. 

Beispiele 

1. Für die Leistung eines Tischlers wird eine bare Anzahlung von 2.000 Euro geleistet, 
der Restbetrag von 10.000 Euro erfolgt per Bankanweisung nach Lieferung der Küche 
und Rechnungsausstellung (Gesamtbetrag 12.000 Euro). Die Anzahlung in Höhe von 
2.000 Euro zählt als Barumsatz im Sinne des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO. 

2. Für eine Leistung wird eine Honorarnote mit Zahlungsanweisung gelegt. Der 
Leistungsempfänger zahlt den gesamten Betrag beim Unternehmer bar, daher ist 
dieser Betrag in der Registrierkasse zu erfassen. 

3. Für eine Leistung wird eine Honorarnote mit Zahlungsanweisung gelegt. Der 
Leistungsempfänger zahlt nur einen Teilbetrag bar (zB Einlösung eines Wertgutscheins, 
Bargeld), so ist nur dieser Teilbetrag in der Registrierkasse zu erfassen. 

4. Vor Antritt einer Miete eines PKWs wird ein bestimmter Betrag auf der Kreditkarte 
des Kunden „reserviert“ (nicht abgebucht). Die Abrechnung der tatsächlichen Kosten 
erfolgt erst nach Beendigung der Miete. 

Ist der Abbuchungsbetrag nicht mit dem reservierten Betrag ident, stellt die bloße 
Reservierung des möglichen Abbuchungsbetrages noch keinen Barumsatz dar. Dies gilt 
auch, wenn der Kunde seine Kreditkarte nur bei Antritt der Miete vorlegt. In einem 
solchen Fall wird der Zahlungsvorgang zwar schon mit der Hingabe der Kreditkarte 
angestoßen, die nachfolgende Abbuchung des Betrages vom Kreditkartenkonto erfolgt 
allerdings ohne neuerliche Mitwirkung des Kunden (keine neuerliche 
Vorlage/Verwendung der Kreditkarte durch den Kunden). Dieser Vorgang kann daher 
wie ein Einziehungsauftrag gewertet werden, sodass keine Registrierkassen- und 
Belegerteilungspflicht nach den §§ 131b und 132a BAO besteht.  

2.4.12. Innenumsätze 

Innenumsätze sind Umsätze innerhalb eines Unternehmens. Sie sind nicht umsatzsteuerbar 

und auch keine Barumsätze iSd der BAO und sind daher weder belegerteilungs- noch 

registrierkassenpflichtig. 
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2.4.13. Nachnahme/Inkasso 

Bei der Nachnahme besteht keine direkte Warenausgabe durch den leistenden Unternehmer 

und keine unmittelbare Gegenleistung (Bezahlung) durch den Leistungsempfänger, da ein 

dritter Unternehmer (zB Post, Spediteur, Zusteller, Kleintransporteur, Güterbeförderer) diese 

Leistungen ausführt bzw. entgegennimmt. 

Da bei der Lieferung des Gegenstandes und Bezahlung per Nachnahme keine unmittelbare 

Verbindung zwischen leistungserbringenden Unternehmer und dem zahlenden Abnehmer 

vorliegt, und ein anderer Unternehmer (Post, Spediteur, usw.) dazwischengeschaltet ist, 

besteht auch keine (mittelbare) Registrierkassenpflicht iSd § 131b BAO, die der jeweilige 

Zusteller für den Lieferanten zu erfüllen hat. Für das Unternehmen, das per Nachnahme 

kassiert, liegt kein Barumsatz vor. 

Für den Zusteller, der die Nachnahmelieferung durchführt, gibt es daher auf Basis dieses 

einzelnen Geschäfts aufgrund § 131b BAO keine Registrierkassenpflicht. 

Unabhängig davon besteht eine Einzelaufzeichnungspflicht der jeweiligen Geschäftsvorfälle 

nach § 131 BAO. 

Es würde jedoch ein Barumsatz vorliegen, wenn das Unternehmen die Ware selbst zustellt 

und bei der Zustellung kassiert. 

Wenn ein Inkassounternehmen für seinen Auftraggeber offene Forderungen aus 

Lieferungen/sonstigen Leistungen oder Schadenersatzforderungen einbringt, liegt insoweit 

kein Barumsatz vor, der im Rahmen der Losungsermittlung mit Registrierkasse beim 

Inkassounternehmen zu erfassen ist, da dieses in keiner Geschäftsbeziehung zum Schuldner 

steht und im Auftrag des Gläubigers für diesen die offene Forderung eintreibt. 

2.4.14. Barzahlungen 

Barzahlungen sind nicht nur Zahlungen mit Bargeld. Als Barzahlungen iSd §§ 131b Abs. 1 Z 3 

und 132a Abs. 1 BAO gelten auch Gegenleistungen, die unmittelbar beim Leistungsaustausch 

erfolgen und die 

 mit Barscheck, 
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 mit Bankomat- oder Kreditkarte oder durch andere vergleichbare elektronische 

Zahlungsformen (vor Ort/an der Kasse), 

 durch das Einlösen von Wertgutscheinen, Bons, Geschenkmünzen und dergleichen, die 

von Unternehmern ausgegeben und an Geldes statt angenommen werden, erfolgen. 

Nicht als Barzahlung gelten beispielsweise die Zahlung mit Zahlungsanweisung, die Online-

Banking-Überweisung, Paypal und Einziehungsaufträge, Daueraufträge oder Zahlungen über 

das Internet mittels Bankomat- oder Kreditkarte, die nicht vor Ort (zB im Geschäftslokal) 

beim bzw. im Beisein des leistenden Unternehmers erfolgen. 

Unbeachtlich für die Subsumtion unter Barzahlung ist, ob es sich um ein „Zielgeschäft“ 

handelt. 

Reine Tauschgeschäfte sind nicht als Barumsätze in der Registrierkasse zu erfassen. 

2.4.15. Barbewegung 

Barbewegungen sind Veränderungen des Bargeldbestandes. Darunter fallen alle Barein - und 

Barausgänge, aber auch das Auswechseln von Geldmünzen bzw. Geldscheinen. 

Registrierkassen- und belegerteilungspflichtig sind jedoch nur Barumsätze (siehe 

Abschnitt 2.4.4). 

2.4.16. Bareinnahme /-ausgabe 

Bareinnahmen und Barausgaben stellen Bargeschäfte dar. Sie sind nach § 131 Abs. 1 Z 2 

lit. c BAO einzeln festzuhalten. Dabei handelt es sich um Einnahmen und Ausgaben, die in 

Bargeldform erfolgen und erfolgswirksam sind (zB Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben 

bei betrieblichen Einkunftsarten; Einnahmen und Werbungskosten bei Einkünften aus 

Vermietung und Verpachtung und sonstigen Einkünften). 

Werden solche Bareinnahmen im Rahmen der betrieblichen Einkunftsarten (§ 2 Abs. 3 Z 1 – 

3 EStG 1988) erzielt, besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen Belegerteilungs- und 

Registrierkassenpflicht (siehe §§ 132a und 131b BAO). 

Unter Bargeschäft sind erfolgswirksame Bareinnahmen und Barausgaben zu verstehen. 
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2.4.17. Bareingang/-ausgang 

Bareingänge sind alle Zuflüsse von Bargeld, die sich erhöhend auf den Bargeldbestand 

auswirken, unabhängig davon, ob sie erfolgswirksam sind (zB Bareinlagen). 

Barausgänge sind alle Abflüsse, die den Bargeldbestand mindern, unabhängig davon, ob sie 

erfolgswirksam sind (zB Barentnahmen). 

Nach § 131 Abs. 1 Z 2 lit. b BAO sind solche Bareingänge und Barausgänge täglich einzeln 

festzuhalten. 

Bargeschäfte (erfolgswirksame Bareinnahmen und Barausgaben) sind Teil der Bareingänge 

und Barausgänge. 

3. Registrierkassenpflicht (§ 131b BAO) 

Registrierkassenpflicht ist die Verpflichtung, alle Bareinnahmen mit einer elektronischen 

Registrierkasse (elektronischem Aufzeichnungssystem) einzeln zu erfassen. 

Entscheidend ist, dass eine Barzahlung erfolgt und nicht, wann die Lieferung oder sonstige 

Leistung erbracht wird. Daher ist beispielsweise eine Anzahlung für eine noch nicht erbrachte 

Leistung oder eine nachträgliche Barzahlung elektronisch zu erfassen. 

Soweit Betriebseinnahmen keine Barumsätze darstellen (zB Verkauf von Wertgutscheinen, 

Zahlung mittels Telebanking oder Zahlungsanweisung, Überweisungen, Daueraufträge, 

Einziehungsaufträge), besteht keine Verpflichtung zur Erfassung dieser Einnahmen mittels 

Registrierkasse. Werden diese jedoch erfasst, so besteht ab 1. April 2017 keine Pflicht zur 

Signatur im Sinne § 9 RKSV für solche Belege, es sei denn, sie werden in einem Beleg mit 

Barumsätzen kombiniert (vgl. Abschnitt 2.4.2.1.). 

3.1. Registrierkasse und sonstige elektronische 

Aufzeichnungssysteme 

3.1.1. Arten der Registrierkassen 

Unter einer Registrierkasse versteht man jedes elektronische Aufzeichnungssystem, das zur 

Losungsermittlung bzw. Dokumentation einzelner Bareinnahmen eingesetzt wird. Als 
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Registrierkasse können auch serverbasierte Aufzeichnungssysteme, Waagen und Taxameter 

mit Kassenfunktionen dienen. 

Jede Registrierkasse hat ab 1. Jänner 2016 über ein Datenerfassungsprotokoll 

(Kassenjournal) zu verfügen. Das Datenerfassungsprotokoll muss ab 1. Jänner 2016 gemäß 

§ 19 Abs. 2 RKSV auf einen externen Datenträger exportierbar sein. 

Neben dem Datenerfassungsprotokoll muss jede Registrierkasse ab 1. April 2017 einen 

Umsatzzähler aufweisen und über einen AES-Schlüssel zur Verschlüsselung dieses 

Umsatzzählers verfügen. 

Sie kann mit einer oder mehreren Eingabestationen verbunden sein und muss ab 1. April 

2017 auf zumindest eine Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit, die jeweils ein dem 

Unternehmer zugeordnetes Zertifikat besitzt, zugreifen sowie die Erstellung von Belegen 

gemäß § 132a BAO mittels Belegdrucker oder durch Aussendung eines elektronischen Belegs 

auslösen können. Im Unterschied zu Registrierkassen verfügen Eingabestationen über kein 

Datenerfassungsprotokoll. 

3.1.1.1. Nutzung einer Registrierkasse durch mehrere Unternehmer 

Mehrere Unternehmer können eine Registrierkasse verwenden, wenn nachvollziehbar und 

klar erkennbar ist, welche Umsätze zu welchem Unternehmer gehören (§ 5 Abs. 6 RKSV). 

Das bedeutet, dass die Registrierkasse für jeden Unternehmer, der diese verwendet, ein 

gesondertes Datenerfassungsprotokoll führen muss bzw. für jeden Unternehmer ab April 

2017 eine gesonderte Sicherung der Unternehmensumsätze durch eine dem jeweiligen 

Unternehmer zugeordnete Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit gewährleistet ist. Beispiele 

Ordinations-/Apparategemeinschaft von Ärzten oder Physiotherapeuten, Bauernladen für 

mehrere Landwirte. 

Bei Verwendung einer gemeinsamen Registrierkasse für mehrere Betriebe eines 

Unternehmers (in einem gemeinsamen Datenerfassungsprotokoll) müssen die Bareinnahmen 

jedes Betriebes als solche gekennzeichnet und erkennbar sein (zB: ein eigener 

Nummernkreis je Betrieb), um die für die Ausfertigung der Abgabenerklärungen (zB: E1a pro 

Betrieb) erforderlichen Daten verfügbar zu haben. Daher ist es nicht erforderlich, dass pro 

Betrieb eine eigene Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit vorhanden sein muss. 
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3.1.1.2. Angemietete Registrierkasse 

Werden Registrierkassen bloß angemietet, ist deren sicherheitstechnische Verwendung nur 

mit „eigener“, auf das mietende Unternehmen ausgestellter, Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit möglich. Die Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit muss genauso 

wie die angemietete Registrierkasse vor der Inbetriebnahme vom mietenden Unternehmen 

über FinanzOnline (FON) registriert werden. Nach der Initialisierung der angemieteten 

Registrierkasse mit der bei der Registrierung über FON gemeldeten 

Kassenidentifikationsnummer muss ein Startbeleg erstellt, geprüft und aufbewahrt werden. 

Wird die Registrierkasse über einen längeren Zeitraum verwendet, sind Monats- und 

Jahresbelege zu erstellen, zu prüfen und aufzubewahren sowie das Datenerfassungsprotokoll 

entsprechend § 7 Abs. 3 RKSV zu sichern. Zeitgleich mit der Rückgabe der angemieteten 

Registrierkasse müssen diese und die Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit mit Meldung 

über FON außer Betrieb genommen und das Datenerfassungsprotokoll im vorgeschriebenen 

Format gesichert und aufbewahrt werden (vgl. Abschnitt 3.6.2.). 

3.1.2. Trainingsbuchungen (§ 7 Abs. 2 RKSV) 

Trainingsbuchungen sind ab der Inbetriebnahme der Registrierkasse in das 

Datenerfassungsprotokoll signiert aufzunehmen und als solche zu kennzeichnen. 

Trainingsbuchungen dürfen daher nicht zur Aufzeichnung von Umsätzen verwendet werden. 

3.1.3. Sonstiges elektronisches Aufzeichnungssystem 

Darunter können auch serverbasierte Aufzeichnungssysteme verstanden werden, bei denen 

die Erfassung des Barumsatzes und die Ausfertigung des Zahlungsbelegs in Form einer 

Eingabestation örtlich getrennt von der Erstellung der Signatur bzw. des Siegels und der 

Aktualisierung des Datenerfassungsprotokolls auf einem Server durchgeführt werden. Die 

Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit kann auch mit der Eingabestation verbunden sein, 

allerdings muss dann die serverbasierte Registrierkasse die Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit über die Eingabestation ansteuern können. 

Als Prinzip gilt, dass das elektronische Aufzeichnungssystem die Erstellung der Signatur, die 

Aktualisierung des Datenerfassungsprotokolls und die Belegerstellung nach der Erfassung 

eines Barumsatzes vor der Erfassung des nächsten Barumsatzes sicherstellen muss. 
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Die Übertragung der Daten zwischen Eingabestation und Server kann auch cloudbasiert 

erfolgen. 

3.1.3.1. Waagenkassen 

Waagenkassen sind Registrierkassen gleichzuhalten, wenn die Waagenkasse die technischen 

Erfordernisse bzw. Funktionalitäten eines elektronischen Aufzeichnungssystems nach § 131b 

BAO erfüllt. Wenn diese die Voraussetzungen nicht erfüllen, muss eine eigene 

Registrierkasse geführt werden. 

Bei der Belegerteilung kann dann im Registrierkassenbeleg auf den Waagenbeleg verwiesen 

werden. In dem Fall, dass im Registrierkassenbeleg auf den Waagenbeleg verwiesen wird, 

kann die Übergabe des Waagenbelegs an den Kunden nach § 132a Abs. 4 BAO entfallen. 

Eine gesonderte Ausweisung der auf dem Waagenbeleg angeführten Waren in der 

Registrierkasse bzw. dem Registrierkassenbeleg ist dann nicht erforderlich. Der Waagenbeleg 

muss aber – auch zur Nachvollziehbarkeit der Summenbildung (vgl. § 132 Abs. 2 letzter Satz 

BAO) – beim ausstellenden Unternehmen aufbewahrt werden. 

Wenn die Wiegedaten in der Waage protokolliert werden (Journal), ersetzt das Journal die 

aufzubewahrenden Waagenbelege. Diese Journaldaten sind von abgabenrechtlicher 

Bedeutung gemäß § 132 BAO. 

Ist der Leistungsempfänger ein Unternehmer, kann nach § 132a Abs. 4 Satz 2 BAO der 

Waagenbeleg auch übergeben werden. 

3.1.3.2. Taxameter 

Taxameter dienen - auf Basis von Taxitarifen - der Berechnung von Fahrpreisen in Taxis. 

Wenn sie auch zur Erfassung der Bareinnahmen eingesetzt werden sollen, müssen sie den 

Vorgaben des § 131b BAO entsprechen und gemäß § 132a BAO Belege ausstellen können. 

Entsprechen Taxameter nicht diesen Vorgaben, sind die Barumsätze gesondert in einer 

eigenen Registrierkasse zu erfassen. 

3.1.3.3. Sonstige Einrichtung 

Sonstige Einrichtungen wie zB Fakturierungsprogramme, branchenspezifische 

Softwareprogramme, die der Erfassung der Barumsätze und Rechnungserstellung dienen, 

müssen ebenso den Vorgaben des § 131b BAO (insbesondere Datenerfassungsprotokoll und 
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Anknüpfungsmöglichkeit für eine Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit) entsprechen und 

gemäß § 132a BAO Belege ausstellen können. 

3.2. Elemente und Funktionen der Registrierkasse 

3.2.1. Datenerfassungsprotokoll (DEP) 

3.2.1.1. Teile des DEP 

Jede Registrierkasse hat über ein Datenerfassungsprotokoll (DEP; Signaturjournal) im Sinne 

§ 7 RKSV zu verfügen. Darin sind für alle Barzahlungen zumindest die Beleginhalte gemäß 

§ 132a Abs. 3 BAO festzuhalten. Für alle Barumsätze kommen ab dem 1. April 2017 die 

Inhalte des maschinenlesbaren Codes (§ 10 Abs. 2 RKSV) pro Barumsatz dazu. Auch 

Trainings- und Stornobuchungen sind gemäß § 7 Abs. 2 RKSV im Signaturjournal 

abzuspeichern. Für alle Daten des Signaturjournals – bis auf die Menge und handelsübliche 

Bezeichnung der gelieferten Gegenstände oder die Art und den Umfang der sonstigen 

Leistung – sieht die RKSV ein Exportformat vor (Z 3 der Anlage der RKSV). 

3.2.1.2. Erfassung der Bareinnahmen im DEP 

Die Erfassung der Bareinnahmen im DEP hat zeitnah ohne signifikante Verzögerungen zu 

erfolgen (technische Verzögerungen wegen Pufferung oder Caching sind möglich). Die 

Erfassung im DEP muss vor der Erfassung eines weiteren Geschäftsvorfalles abgeschlossen 

sein. Dies ist insbesondere für die Verkettung der Barumsätze im Sinne § 4 Abs. 1 RKSV 

erforderlich, bei der Teile des Signaturwertes des jeweilig vorhergehenden Barumsatzes des 

DEP in die Signatur des nunmehr zu signierenden Barumsatzes einbezogen wird. 

3.2.1.3. Export der DEP-Daten 

Das seit 1.1.2016 zu führende DEP muss mit den Daten des § 7 Abs. 1 RKSV ohne 

vorgegebene Struktur exportierbar sein. 

Ab dem 1. April 2017 gilt für den Export des DEP die Strukturvorgabe der Z 3 der Anlage zur 

RKSV. Die Belegangaben „Menge und handelsübliche Bezeichnung der gelieferten 

Gegenstände oder Art und Umfang der sonstigen Leistung“ sind zwar nicht im Exportformat 

enthalten, müssen aber auch nach dem 31.03.2017 ohne Strukturvorgabe exportierbar sein. 

Gleiches gilt für die Einzelbeträge des Beleges, wenn diese anstelle des Betrages der 

Barzahlung am Beleg ausgewiesen sind. 
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Der Export muss über den Zeitraum der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht gemäß § 132 

BAO möglich sein. Wurde die Registrierkasse vor dem 1. April 2017 in Betrieb genommen, 

dann gilt für den Export der Daten ab der Registrierung über FON das ab dem 1. April 2017 

gültige Datenformat. 

Zur Reduktion des Umfanges der zu exportierenden Daten kann im Exportprotokoll die 

Bereitstellung der Signatur- bzw. Siegelzertifikate und Zertifikatsketten, die den Signaturen 

der Barumsätze im DEP entsprechen, entfallen. 

Das DEP ist im Datenformat JSON (UTF8) auf einem bereitzustellenden Datenträger zur 

Verfügung zu stellen. 

Alternativ kann in Fällen, in denen ein Datenerfassungsprotokoll auf einem externen Server 

(auch wenn der Serverplatz einem anderen Unternehmen gehört) geführt wird, die 

Bereitstellung der o.a. Daten auch dadurch erfolgen, dass die Zugangsdaten zum externen 

Server zur Verfügung gestellt werden, wenn damit die Berechtigung und Möglichkeit zum 

Download bzw. Export der Daten einhergeht und die Verwendung dieser Daten gewährleistet 

ist. Auch bei der Nutzung von Servern, die sich nicht in Österreich befinden, ist 

sicherzustellen, dass entweder die Daten auf einem externen Datenträger oder die 

Zugangsdaten bereitgestellt werden. Die Zurverfügungstellung der DEP-Daten kann über 

einen Remotezugriff oder einen Zugriff in den Räumlichkeiten des Unternehmens erfolgen, 

wobei es auch zulässig ist, davor das DEP auf einen externen Datenträger zu exportieren 

bzw. den Export via Internet (zB: Dropbox, Secure FTP) zur Verfügung zu stellen.  

Die Bereitstellung der Daten, bzw. Zugangsdaten hat ohne unnötigen Aufschub, d.h. 

unmittelbar, wenn eine Person mit Zugriffsberechtigung anwesend ist bzw. längstens 

innerhalb von zwei Werktagen nach vorheriger Verständigung der Abgabenbehörde zu 

erfolgen. Bei Glaubhaftmachung der Unzumutbarkeit der Einhaltung dieser Frist, kann diese 

in der Einzelfallbetrachtung auch verlängert werden. 

Die Dauer der Zugriffsmöglichkeiten der Organe der Abgabenbehörden beschränkt sich auf 

die für das Abgabenverfahren notwendige Erhebungstätigkeit für die Feststellung der wahren 

Abgabenbemessungsgrundlagen. Sie ist dementsprechend einzelfallbezogen zu gewähren. 
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3.2.1.4. Sicherung des DEP 

Das vollständige DEP ist zumindest vierteljährlich auf einem elektronischen, externen 

Medium unveränderbar zu sichern. Als geeignete Medien gelten beispielsweise 

schreibgeschützte (abgeschlossene) externe Festplatten, USB-Sticks und Speicher externer 

Server, die vor unberechtigten Datenzugriffen geschützt sind. Die Unveränderbarkeit des 

Inhaltes der Daten ist durch die Signatur bzw. das Siegel und insbesondere durch die 

signierten Monatsbelege gegeben. Jede Sicherung ist gemäß § 132 BAO aufzubewahren. 

Sollten die Daten des DEP zur Sicherung verschlüsselt werden, müssen die Daten 

inhaltsgetreu wiederhergestellt werden können. 

3.2.2. Schnittstelle zur Signatur-bzw. Siegelerstellungseinheit 

Die zu signierenden Daten sind von der Registrierkasse aufzubereiten, die Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit signiert diese Daten mit Hilfe des privaten Schlüssels des dem 

jeweiligen Unternehmer zugeordneten Signatur- bzw. Siegelzertifikates. 

3.2.3. Kassenidentifikationsnummer 

Die Kassenidentifikationsnummer kennzeichnet eine Registrierkasse innerhalb eines 

Unternehmens und muss innerhalb eines Unternehmens eindeutig sein. Sie ermöglicht 

dadurch auch die Unterscheidung verschiedener Registrierkassen mit gleicher Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit. Die Kassenidentifikationsnummer kann durch den Unternehmer frei 

vergeben werden. Die Kassenidentifikationsnummer sollte möglichst kurz gehalten werden. 

3.2.4. Summenspeicher (Umsatzzähler) 

Im Summenspeicher (Umsatzzähler) der Registrierkasse sind alle nach Steuersätzen 

aufgeschlüsselten Beträge eines zu signierenden Beleges mit ihren Bruttowerten vor der 

Signierung vorzeichengetreu aufzusummieren. Dies gilt auch für die freiwillig signierten 

Belege und auch für Stornobuchungen (Minusvorzeichen), nicht jedoch für 

Trainingsbuchungen. Sollten daher beispielsweise Kassenentnahmen freiwillig signiert 

werden, muss der Umsatzzähler in Höhe des entnommenen Betrages vermindert werden. 

Die Aufnahme der Beträge in den Umsatzzähler hat auch dann zu erfolgen, wenn die 

Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit ausgefallen ist. 
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Der Umsatzzähler ist als Summenzähler Teil der Sicherheitseinrichtung einer Registrierkasse 

und für Umsatzanalysen nur in Verbindung mit den weiteren, in der Registrierkasse 

aufgezeichneten Daten (DEP) vorgesehen. Der Umsatzzähler ist wie das DEP eindeutig einer 

Registrierkasse zugeordnet. Jede Registrierkasse muss über genau einen Summenspeicher 

verfügen. 

Der Umsatzzähler darf als Teil der Sicherheitseinrichtung nur für die Abwicklung eines zu 

signierenden Geschäftsvorfalles oder im Zuge der Initialisierung der Registrierkasse durch die 

Kassensoftware verändert werden. 

3.2.5. Verschlüsselungsalgorithmus AES 256 

Die RKSV schreibt in den §§ 9 Abs. 2 Z 5 und 10 Abs. 2 Z 5 RKSV die Verwendung des 

Verschlüsselungsalgorithmus AES 256 für die Verschlüsselung des Umsatzzählers der 

Registrierkasse für die Signatur- bzw. Siegelerstellung und die Aufbereitung des 

maschinenlesbaren Codes vor, um die Vertraulichkeit des Umsatzzählers zu gewährleisten. 

AES (Advanced Encryption Standard) bezeichnet ein symmetrisches 

Verschlüsselungsverfahren, mit dem beliebige Daten mithilfe eines Schlüssels unlesbar 

gemacht und wieder entschlüsselt, also wieder lesbar gemacht werden können. Der 

Algorithmus für das erforderliche Verschlüsselungsverfahren steht auf Software Bibliotheken 

für alle gängigen Plattformen und Programmiersprachen zur Verfügung. Der Schlüssel kann 

vom Unternehmer frei gewählt werden, wobei davon auszugehen ist, dass die 

Kassen-Software einen zufälligen Schlüssel erzeugen und dem Unternehmer zur Verfügung 

stellen wird. 

Aus den verschlüsselten Daten alleine kann weder auf die Klartextdaten (Umsatzzähler) noch 

auf den verwendeten Schlüssel geschlossen werden. Eine Entschlüsselung der Daten ist nur 

möglich, wenn der für die Verschlüsselung verwendete Schlüssel bekannt ist. Daher muss 

dieser Schlüssel bei der Registrierung der Registrierkasse über FON angegeben werden. 

Einer Registrierkasse ist genau ein AES-Schlüssel zugeordnet. Mehrere Registrierkassen 

können innerhalb eines Unternehmens auch denselben AES-Schlüssel verwenden. Ein 

Wechsel des AES-Schlüssels im laufenden Betrieb ist nicht zulässig. 
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3.3. Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheiten 

3.3.1. Arten von Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheiten 

Als Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit im Sinne § 12 RKSV kommen zur Speicherung des 

privaten Schlüssels nur die Bauformen Signaturchip (Smartcard) oder Hardware Security 

Module (HSM) in Frage. Für den Signaturchip gelten dieselben Sicherheitsanforderungen wie 

für die Erstellung qualifizierter Signaturen, wobei der Signaturchip die erforderliche 

Zertifizierung aufweisen muss. Auch bei nicht lokaler Signaturerstellung (zB: Remote-Lösung 

über Internet) muss der private Schlüssel in einer geeigneten Hardwarekomponente (zumeist 

HSM) eingebettet sein. 

Bei der Verwendung von HSM in Registrierkassensystemen muss der 

Vertrauensdiensteanbieter (VDA) den privaten Schlüssel in das HSM einbringen und die 

Eignung des HSM bescheinigen lassen. Der Unternehmer, der das HSM für die Signatur- bzw. 

Siegelerstellung einsetzt, muss sicherstellen, dass der private Schlüssel geheim gehalten wird 

und nicht extrahiert bzw. über ein Backup dupliziert werden kann. 

Eine Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit kann auch mit mehreren Registrierkassen 

verbunden sein und umgekehrt. 

3.3.2. Beschaffung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit 

3.3.2.1. Beschaffungsvorgang 

Die Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheiten sind über einen Vertrauensdiensteanbieter 

(VDA) zu erwerben, der qualifizierte Signatur- bzw. Siegelzertifikate anbietet. Die Zulassung, 

als VDA Signatur- bzw. Siegelzertifikate ausstellen zu dürfen, erteilt in Österreich die 

Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR). 

Auch das Bundesministerium für Finanzen ist Ansprechstelle für alle 

Vertrauensdiensteanbieter, da ua. gemeinsam die Modalitäten bei der Verifikation der 

gemeldeten Signatur- bzw. Siegelzertifikate (§ 16 Abs. 2 RKSV) festgelegt werden müssen 

(vgl. Abschnitt 3.3.3.2.). 
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3.3.2.2. Daten des Signatur- bzw. Siegelzertifikates 

3.3.2.2.1. Seriennummer des Zertifikates 

Die Seriennummer des Signatur- bzw. Siegelzertifikates muss pro Vertrauensdiensteanbieter 

eindeutig sein und darf daher pro Vertrauensdiensteanbieter nur einmal vergeben werden. 

3.3.2.2.2. Ordnungsbegriff des Unternehmers 

Gemäß § 15 Abs. 2 RKSV hat jeder Unternehmer einen der folgenden Ordnungsbegriffe im 

Datenfeld „1.2.40.0.10.1.11.1“ (OID für „Österreichische Finanzverwaltung 

Registrierkasseninhaber“) seines Signatur- bzw. Siegelzertifikates eintragen zu lassen: 

Ordnungsbegriff Stellenanzahl Typ Beispiel 

Finanzamts- und Steuernummer 
(St.Nr.) 

9 Numerisch 142416890 

Umsatzsteueridenti-
fikationsnummer (UID) 

Max. 14 (abhängig 
vom Land) 

Alphanumerisch 
(Großbuchstaben) 

ATU12345678 

Global Location Number (GLN) 13 numerisch 1234567890123 

Ausländische Unternehmer, die im Inland Barumsätze tätigen, unter die 

Registrierkassenpflicht fallen (Abschnitt 2.4.4.2.) und in Österreich steuerlich nicht erfasst 

sind, müssen vor der Beschaffung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit eine 

Steuernummer beim zuständigen Finanzamt beantragen. 

Die zugrundeliegende OID wurde mit GZ BKA-410.006/0006-I/IKT/2015 vom 13. August 

2015 vergeben. 

3.3.3. Registrierung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit und 

Registrierkasse 

Die Registrierung der Signatur-bzw. Siegelerstellungseinheit und Registrierkasse über FON 

(ab Ende August 2016 möglich) durch den Unternehmer oder seinen bevollmächtigten 

Parteienvertreter (§ 16 Abs. 1 RKSV) dient der Identifikation der Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheiten und der zugeordneten Registrierkassen in der 

Registrierkassendatenbank (RKDB, vgl. § 18 RKSV). Es gibt keine Anbindung der 
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Registrierkassen an die Finanzverwaltung und es erfolgt auch keine Übermittlung von 

Einzelumsätzen. 

Bevollmächtigte Parteienvertreter müssen über eine steuerliche Vertretungs- und eine 

90a-Vollmacht (§ 90a BAO) verfügen. Parteienvertreter können für einen Unternehmer auch 

einen Registrierkassen-Webservice-User anlegen, um einen Unternehmer für dessen 

Registrierkassen mit Internetzugang die Möglichkeit einzuräumen, die Registrierung direkt 

über die Registrierkasse durch Nutzung des Webservices durchführen zu können. Der im 

FON-Ersatzverfahren gemäß §§ 16 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 17 Abs. 6 RKSV vorgesehene 

amtliche Vordruck steht ab Ende August 2016 zur Verfügung. 

3.3.3.1. Daten der Registrierung 

Bei der Registrierung sind je Signatur- bzw. Siegelzertifikat Art und Seriennummer des 

Signatur-bzw. Siegelzertifikates und je Registrierkasse Kassenidentifikationsnummer und 

AES-Schlüssel bekannt zu geben. Zusätzlich zur Seriennummer des Signatur- bzw. 

Siegelzertifikates ist der Vertrauensdiensteanbieter anzugeben, von dem das Signatur- bzw. 

Siegelzertifikat ausgestellt wurde. Signatur- bzw. Siegelzertifikate und Registrierkassen sind 

unabhängig voneinander zu registrieren, ihre Verbindung ist nicht zu dokumentieren. Bei der 

Art der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit ist anzugeben, ob die Signatur- bzw. 

Siegelerstellung über eine Signaturkarte, ein eigenes HSM oder über ein HSM eines 

Dienstleisters erfolgt. Für die Erfassung des AES-Schlüssels steht ein Prüfziffernverfahren 

zum Erkennen von Eingabefehlern zur Verfügung. 

3.3.3.2. Verifikation des Signatur- bzw. Siegelzertifikates 

FON stellt automatisch im Zuge der Registrierung eine Verbindung zum bekannt gegebenen 

VDA her und prüft mit Hilfe der gemeldeten Seriennummer des Zertifikates und des 

Verzeichnisses des VDA das Vorhandensein, die Gültigkeit und die Zuordnung des Zertifikates 

zum bei der Beschaffung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit vom Unternehmer 

bekanntgegebenen Ordnungsbegriff (Abschnitt 3.3.2.2.2.). Sollte die Verifikation des 

Signatur- bzw. Siegelzertifikates fehlschlagen und die Sicherheitseinrichtung der 

Registrierkasse mit diesem fehlerhaften Signatur- bzw. Siegelzertifikat bereits in Betrieb 

genommen worden sein (siehe Abschnitt 3.5.), ist eine neue Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit zu beschaffen und zu registrieren sowie eine neuerliche 
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Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung (Abschnitt 3.5.) erforderlich. Gültige Zertifikate 

werden in der Registrierkassendatenbank (RKDB) abgelegt. 

3.3.3.3. Formen der Registrierung 

FON stellt für die Registrierung ein Dialogverfahren (manuelles Erfassungssystem), ein 

Übermittlungsverfahren für XML-Dateien und ein WebService zur Verfügung. Kassen mit 

Internet-Verbindung können das Web-Service nutzen und spezifische Authentifizierungsdaten 

und die zu registrierenden Daten in eine für die Registrierung bereitgestellte Datenstruktur 

übertragen. Nähere Details zum Web-Service stehen seit Mai 2016 auf der Homepage des 

BMF unter https://www.bmf.gv.at/egovernment/fon/fuer-softwarehersteller/informationen-

fuer-softwarehersteller.html zur Verfügung. Für Parteienvertreter wird es auch eine 

Möglichkeit zur Übertragung der Registrierungsdaten über die Kanzleisoftware geben. 

3.3.3.4. Authentifizierungscode Unternehmer-App 

Pro Unternehmer kann nach erfolgreicher Registrierung einer Registrierkasse über FON ein 

Authentifizierungscode angefordert werden, der für die Freischaltung des Prüf-App des BMF 

(vgl. Abschnitt 3.5.) für die Belegprüfung gemäß §§ 6 Abs. 4 und 8 Abs. 3 RKSV erforderlich 

ist. Es können (zB bei Verlust des Codes) auch weitere Codes angefordert werden. 

3.3.4. Signatur- bzw. Siegelerstellung 

Für die verpflichtende und freiwillige Signierung der Barumsätze sind von der Registrierkasse 

die zu signierenden Daten aufzubereiten. Die Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit signiert 

diese Daten mit Hilfe des privaten Schlüssels des dem jeweiligen Unternehmer zugeordneten 

Signatur- bzw. Siegelzertifikates. Bei den zu signierenden Daten handelt es sich um 

bestimmte Belegdaten gemäß § 132a Abs. 3 BAO (fortlaufende Nummer des Barumsatzes, 

Datum der Belegausstellung), die zusätzlichen Belegdaten gemäß § 132a Abs. 8 BAO (siehe 

Abschnitt 4.6.) und Daten, die der Datensicherheit dienen (verschlüsselter Stand des 

Umsatzzählers, Seriennummer des Signatur- bzw. Siegelzertifikates, Signaturwert des 

vorhergehenden Barumsatzes). Wenn zwischen dem letzten Beleg mit Signatur Belege ohne 

Signatur im Datenerfassungsprotokoll gespeichert sind, ist als vorhergehender Barumsatz der 

zuletzt signierte Beleg heranzuziehen. Ein laufender Wechsel zwischen mehreren Signatur- 

bzw. Siegelerstellungseinheiten für die Signaturerstellung ist jederzeit möglich, 
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vorausgesetzt, die jeweilige Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit ist über FON registriert 

und nicht außer Betrieb genommen. 

Bei der Aufbereitung der Beträge getrennt nach den Steuersätzen sind folgende 

Feldzuordnungen in der Datenstruktur lt. TZ 4 der Anlage zur RKSV einzuhalten und jeweils 

die Bruttobeträge aufzusummieren: 

 Betrag-Satz-Normal: 20% Umsätze 

 Betrag-Satz-Ermaessigt-1: 10% Umsätze 

 Betrag-Satz-Ermaessigt-2: 13% Umsätze 

 Betrag-Satz-Null: siehe Abschnitt 4.6.6. 

 Betrag-Satz-Besonders: 19% Umsätze 

Die im Rahmen der Ust-Pauschalierung nach § 22 UStG zu erfassenden Umsätze sind den 

Feldern Betrag-Satz-Ermaessigt-1, Betrag-Satz-Ermaessigt-2 und Betrag-Satz-Normal 

zuzuordnen. 

Für die Betragszuweisungen gelten dieselben Regeln wie für die Darstellung der Barzahlung 

getrennt nach Steuersätzen in Abschnitt 4.6.6. 

3.4. Sicherheitseinrichtung 

Die ab 1. April 2017 verpflichtende Sicherheitseinrichtung zum Schutz vor Manipulationen 

von in Registrierkassen gespeicherten Daten besteht im weitesten Sinne aus der Signatur- 

bzw. Siegelerstellungseinheit (vgl. Abschnitt 3.3.1., 3.3.4.), den gesetzlich vorgegebenen 

Einrichtungen in der Registrierkasse zur Bedienung der Sicherheitseinrichtung (Abschnitt 

3.2.) und den administrativen Vorgaben zum Betrieb der Registrierkasse (Abschnitt 3.3.3., 

3.5., 3.6., 4.5.7.). 

In die Signatur wird unter anderem ein Teil des Signaturwertes des vorhergehenden 

Barumsatzes einbezogen. Dadurch werden die Barumsätze miteinander verkettet und 

Datenmanipulationen nachvollziehbar. Durch die gesetzeskonforme Belegverkettung wird für 

alle signierten Geschäftsvorfälle der Nachweis des § 131 Abs. 1 Z 6 lit. b BAO erbracht. 
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Die Registrierkasse darf keine Vorrichtung enthalten, über die das Ansteuern der 

Sicherheitseinrichtung in der Registrierkasse umgangen werden kann (vgl. § 5 Abs. 5 RKSV). 

Die Unterdrückung der Signaturerstellung für Belege ohne Barumsätze oder für die 

Verwendung der Registrierkasse im Ausland stellt keine Umgehung der 

Sicherheitseinrichtung dar. Ein Moduswechsel (Umschaltung) in der Kasse aufgrund der 

unterschiedlichen Vorgaben und Steuersätzen in den jeweiligen Ländern ist zulässig. 

3.5. Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung 

3.5.1. Vorgehen bei der Inbetriebnahme 

Die Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung für die Registrierkasse besteht aus der 

Initialisierung der Registrierkasse und aus der Erstellung sowie Prüfung des Startbeleges. Die 

Registrierung der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit und Registrierkasse über FON 

(Abschnitt 3.3.3.) sowie die Prüfung des Startbeleges mittels Prüf-Service (Abschnitt 3.5.3.2.) 

müssen spätestens eine Woche nach der Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung 

abgeschlossen sein (§ 6 Abs. 3 RKSV). Für Inbetriebnahmen bis zum 31. März 2017 gibt es 

eine längere Frist für die Registrierung über FON und die Startbelegprüfung, es genügt, 

wenn diese vor dem 1. April 2017 durchgeführt wird. 

Der im FON-Ersatzverfahren gemäß §§ 16 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 17 Abs. 6 RKSV 

vorgesehene amtliche Vordruck RK 1, der zu verwenden ist, wenn die Meldung über FON 

mangels technischer Voraussetzungen unzumutbar ist, steht ab Ende August 2016 über die 

BMF-Homepage unter https://service.bmf.gv.at/service/anwend/formulare zur Verfügung. 

3.5.2. Initialisierung der Registrierkasse 

Die Initialisierung der Registrierkasse besteht aus der Einrichtung eines leeren DEP, eines 

Umsatzzählers mit Zählerstand 0 und eines AES-Schlüssels in der Registrierkasse. Darüber 

hinaus muss die Kassenidentifikationsnummer der Registrierkasse zugeordnet und die 

Schnittstelle zu einer funktionsfähigen Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit hergestellt 

werden. 

36 von 95



 

 

© Bundesministerium für Finanzen Seite 37 

3.5.3. Erstellung und Prüfung Startbeleg 

3.5.3.1. Erstellung Startbeleg 

Nach der Initialisierung der Registrierkasse ist der Startbeleg zu erstellen. Dies kann durch 

Erfassung eines entsprechenden Geschäftsvorfalles mit Betrag 0 oder durch eine spezielle 

Funktion zur programmgesteuerten Anlage dieses Geschäftsvorfalles im DEP erfolgen. Bei 

der Aufbereitung der Daten für die Signaturerstellung (§ 9 Abs. 2 RKSV) muss im Startbeleg 

als Verkettungswert laut Z 4 der Anlage zur RKSV die Kassenidentifikationsnummer 

verwendet und der Stand des Umsatzzählers (0) mit dem AES-Schlüssel verschlüsselt 

werden. Die Daten des erstellten Startbeleges müssen mit dem maschinenlesbaren Code als 

erster Barumsatz im Datenerfassungsprotokoll eingetragen und zur Prüfung (nur bei mobiler 

Variante, siehe Abschnitt 3.5.3.2. bzw. Aufbewahrung gemäß § 6 Abs. 4 RKSV) aufbereitet 

(Ausdruck, elektronische Übermittlung) werden. Nach der Erstellung des Startbeleges kann 

der Betrieb der Registrierkasse aufgenommen werden. Die weiteren Schritte (Registrierung 

über FON und Startbelegprüfung) und die Frist, innerhalb der diese Schritte stattzufinden 

haben (Abschnitt 3.5.1.), sind zu beachten. 

3.5.3.2. Prüfung Startbeleg 

Die Prüfung des Startbeleges hat binnen einer Woche nach der Registrierung der Signatur- 

bzw. Siegelerstellungseinheit und Registrierkasse über FON zu erfolgen. Bei der Prüfung ist 

festzustellen, ob sich die im maschinenlesbaren Code des Startbeleges vorhandene Signatur- 

bzw. das Siegel mit Hilfe der im maschinenlesbaren Code vorhandenen lesbaren Daten und 

dem in der RKDB gespeicherten Signatur- bzw. Siegelzertifikat rekonstruieren lässt. Danach 

ist zu prüfen, ob sich mit Hilfe des in der RKDB gespeicherten AES-Schlüssels der 

verschlüsselte Umsatzzähler auf den Initialwert des Umsatzzählers zurückführen lässt 

Um den in diesen Prüfungen erforderlichen Zugang zur RKDB bewerkstelligen zu können, 

wird jedem Unternehmer eine Prüf-App in Form einer mobilen Variante (zB: Smartphone) 

oder in Form eines Web-Services zur Verfügung gestellt. 

Die Bezugsquellen der mobilen Variante der Prüf-App werden ab Ende August 2016 auf der 

BMF-Homepage bekannt gegeben (https://www.bmf.gv.at/kampagnen/Unsere-Apps.html). 

Die Verwendung der Prüf-App ist nur nach vorheriger Authentifizierung des Unternehmers 
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möglich. Der dafür erforderliche Authentifizierungscode ist im Zuge der Registrierung der 

Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit anzufordern (Abschnitt 3.3.3.). 

Der Aufruf mittels Web-Service kann direkt in die Kassensoftware integriert sein und steht 

auch den beruflichen Parteienvertretern zur Übermittlung über ihre Kanzleisoftware zur 

Verfügung. Für den Zugang zum Web-Service sind seit Mai 2016 auf der Homepage des BMF 

unter https://www.bmf.gv.at/egovernment/fon/fuer-softwarehersteller/informationen-fuer-

softwarehersteller.html Informationen zur Verfügung gestellt bzw. können diese über den 

Arbeitskreis Kassensoftware des Fachverbandes UBIT der WKO eingeholt werden. Für die 

Verwendung des Web-Services ist kein Authentifizierungscode (Abschnitt 3.3.3.4.) 

erforderlich. 

Die Ergebnisse der oa. Prüfungen werden direkt am mobilen Gerät, das die Prüfung 

angestoßen hat, angezeigt bzw. im Web-Service zur Verfügung gestellt. Nähere Details der 

Prüfergebnisse können ab Ende August 2016 über FON abgefragt bzw. im FON-

Ersatzverfahren über das zuständige Finanzamt angefordert werden. Im Fehlerfall werden 

die detaillierten Fehlerdaten zB für eine allfällige Weitergabe an den Kassenhersteller auch in 

strukturierter Form bereitgestellt bzw. an die Registrierkasse übertragen. Zeigt das 

Prüfergebnis eine fehlerfreie Durchführung, bedarf es keiner zusätzlichen Dokumentation der 

durchgeführten Prüfung. 

3.5.3.3. Behandlung von Fehlersituationen bei der Startbelegprüfung 

Bei fehlgeschlagener Startbelegprüfung ist so rasch wie möglich die Fehlerursache zu klären 

und zu beheben. Kassenherstellern steht dafür unter https://github.com/a-sit-plus/at-

registrierkassen-mustercode ein passendes Prüftool zur Verfügung. Auch auf der BMF 

Homepage wird dieses Prüftool ebenfalls zur Verfügung gestellt. Der Betrieb der 

Registrierkasse kann bis zur Klärung der Fehlerursache fortgesetzt werden, am Beleg muss 

aber gemäß § 6 Abs. 4 RKSV der Hinweis „Sicherheitseinrichtung ausgefallen“ angebracht 

werden. Dies ist dadurch herbeizuführen, dass die Registrierkasse bis zur Fehlerbehebung 

von der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit getrennt wird. 

Ist die Fehlerursache nur auf fehlerhafte FON-Registrierungsdaten zurückzuführen, sind 

diese richtig zu stellen und der erstellte Startbeleg neuerlich zu prüfen. 
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Besteht die Fehlerursache in einer Beschädigung oder dem Verlust der Daten im 

Datenerfassungsprotokoll oder Umsatzzähler oder sind zur Fehlerbehebung Veränderungen 

der Sicherheitseinrichtung der Registrierkasse oder ein neues Signatur- bzw. Siegelzertifikat 

erforderlich, sind die Registrierkasse und Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit außer 

Betrieb zu nehmen, das DEP sicher zu stellen, die Außerbetriebnahme über FON zu melden 

sowie eine neue Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung und neue Registrierung über 

FON durchzuführen. Eingaben zum Test der korrigierten Komponenten sind als 

Trainingsbuchungen zu kennzeichnen. Die Fehlerursache und das Vorgehen bei der 

Fehlerbehebung sind im Sinne des § 132 BAO zu dokumentieren. 

Bei der Initialisierung der Registrierkasse (Abschnitt 3.5.2.) kann eine neue oder die 

ursprünglich bekannt gegebene Kassenidentifikationsnummer verwendet werden. Als 

Verkettungswert laut Z 4 der Anlage zur RKSV im Startbeleg kann auch der Signaturwert des 

letzten Barumsatzes des bei der Außerbetriebnahme oder Standardsicherung gemäß § 7 

Abs. 3 RKSV gesicherten Datenerfassungsprotokolls oder des ursprünglich erstellten 

Startbeleges verwendet werden. 

3.6. Ausfälle und Außerbetriebnahmen von Registrierkassen 

und Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheiten 

Jeder nicht nur vorübergehende Ausfall und jede (dauerhafte) Außerbetriebnahme der 

Sicherheitseinrichtung der Registrierkasse sind ohne unnötigen Aufschub über FON vom 

Unternehmer oder seinem bevollmächtigten Parteienvertreter bekanntzugeben (§ 17 Abs. 1 

RKSV). 

Von einem nur vorübergehenden Ausfall der Sicherheitseinrichtung in der Registrierkasse ist 

jedenfalls bei Stromausfall, planmäßigen Wartungsarbeiten und anderen Ereignissen 

auszugehen, die zu einer Funktionsunfähigkeit der Sicherheitseinrichtung führen, die nicht 

länger als 48 Stunden andauert. Ohne unnötigen Aufschub sind sowohl der Ausfall der 

Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit als auch der Registrierkasse selbst zu melden. 

Ohne unnötigen Aufschub erfordert im Allgemeinen eine Meldung längstens binnen einer 

Woche. Lässt sich nicht konkret feststellen, ob die Registrierkasse oder die Signatur- bzw. 
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Siegelerstellungseinheit defekt ist, kann allgemein der Ausfall der Registrierkasse gemeldet 

werden. 

Eine Stilllegung der Registrierkasse während der Betriebsferien oder saisonbedingter 

Betriebssperren bedingen keinen Ausfall und keine Außerbetriebnahme der Registrierkasse 

und der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit. 

Auch das Ende jedes gemeldeten Ausfalles ist über FON ohne unnötigen Aufschub bekannt 

zu geben. Ist nach einem Ausfall eine Wiederinbetriebnahme der Registrierkasse nicht mehr 

möglich, ist über FON deren Außerbetriebnahme zu melden. 

3.6.1. Ausfall der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit oder der 

Registrierkasse 

Bei jedem Ausfall einer Registrierkasse sind die Barumsätze auf anderen Registrierkassen zu 

erfassen. Sollte dies nicht möglich sein, sind die Barumsätze händisch zu erfassen und 

Zweitschriften der Belege aufzubewahren. Die Fehlerbehebungsmaßnahmen laut 

Abschnitt 3.5.3.3. sind sinngemäß durchzuführen. Nach der Fehlerbehebung sind die 

Einzelumsätze anhand der aufbewahrten Zweitschriften nach zu erfassen und die 

Zweitschriften dieser Zahlungsbelege aufzubewahren (§ 132 BAO). Ein Verweis auf die 

Belegnummer/-durchschrift ist zulässig, sodass nicht alle Beleginhalte einzeln eingegeben 

werden müssen. Die Nacherfassung darf auch in Form eines Tagessammelbelegs erfolgen, 

sofern aus diesem zumindest die laufenden Nummern des ersten und letzten händisch 

erstellten Belegs sowie die Summenbeträge aller betroffenen Belege (inklusive der Trennung 

nach den tatsächlichen/korrekten Steuersätzen) zweifelsfrei hervorgehen. 

Bei Ausfall der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit ist gemäß §§ 17 Abs. 4 und 7 RKSV 

vorzugehen. Der nach dem Ende des Ausfalles der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit 

gemäß § 17 Abs. 4 RKSV erforderliche Sammelbeleg ist unmittelbar nach dem letzten Beleg 

bei ausgefallener Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit bzw. nach dem ersten Beleg bei 

wieder hergestellter Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit zu erstellen. Bei einer Zuordnung 

mehrerer Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheiten zu einer oder mehreren Registrierkassen 

kann dies auch zu einem späteren Zeitpunkt (nach einem der folgenden Belege und dem 

Erkennen der wiederhergestellten Funktionsfähigkeit der Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit) erfolgen. Aus dem Beleg muss der Beginn und das Ende des 
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Ausfalles der Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit (zB: durch Angabe der jeweiligen 

laufenden Nummer) hervorgehen. 

3.6.2. (Endgültige) Außerbetriebnahme 

Eine solche Außerbetriebnahme liegt beispielsweise bei Betriebsaufgabe vor. 

Sie liegt jedenfalls bei Außerbetriebnahme einer Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit oder 

einer Registrierkasse vor. 

Der bei einer Außerbetriebnahme einer Registrierkasse zu erstellende Schlussbeleg ist 

auszudrucken oder elektronisch zu erstellen und gemeinsam mit dem sichergestellten DEP 

gemäß § 132 BAO aufzubewahren. Eine ausgefallene Registrierkasse ist ohne Erstellung des 

Schlussbelegs über FON abzumelden. Eine außer Betrieb genommene Registrierkasse kann 

wieder in Betrieb genommen werden. Diese Inbetriebnahme unterliegt den allgemeinen 

Verpflichtungen der RKSV in Bezug auf die Inbetriebnahme der Sicherheitseinrichtung. 

Die Wiederverwendung einer außer Betrieb genommenen Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit ist unternehmensbezogen zulässig. Bei Ausfall der Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit ist der Schlussbeleg ohne Signatur bzw. Siegel zu erstellen und 

aufzubewahren. 

3.7. Kontrollen der Registrierkassenpflicht 

Die Kontrolle und Prüfung der Einhaltung der Registrierkassenpflicht erfolgt gemäß §§ 144 ff 

BAO iVm § 19 RKSV (Nachschauen, Außenprüfungen). 

Diese Behördenkontrollen sind vor allem Nachschauen, bei denen im Wesentlichen die 

Einhaltung der Meldeverpflichtungen über FON bezüglich Registrierkassen und Signatur- 

bzw. Siegelerstellungseinheiten geprüft sowie Nullbelegkontrollen durchgeführt und DEP 

abverlangt werden. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass diese Kontrollen mit seiner 

oder der Unterstützung eines seiner Mitarbeiter durchgeführt werden können. Über die vor 

Ort durchgeführten Kontrollmaßnahmen und die dabei festgestellten Ergebnisse ist eine 

Niederschrift gemäß § 146 BAO anzufertigen, die vom Unternehmer oder seinem Mitarbeiter 

zu unterschreiben ist. Dem Unternehmer oder seinem Mitarbeiter ist eine Abschrift dieser 

Niederschrift auszufolgen. 
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Bei der Kontrolle von Nullbelegen ist ab 1. April 2017 auf Verlangen der Abgabenbehörde 

unmittelbar ein Barumsatz mit Betrag 0 in der Registrierkasse zu erfassen und der daraus 

resultierende Beleg zur Prüfung der Signaturerstellung auszuhändigen. Die kontrollierten 

Belege werden für mögliche spätere inhaltliche Kontrollen der DEP im Rahmen von 

Außenprüfungen in Evidenz genommen. 

Für das Anfordern des DEP gelten die Regeln zum Export der DEP-Daten (Abschnitt 3.2.1.3.) 

sinngemäß. Nullbelegkontrollen und DEP-Anforderungen sind auch im Zuge von 

Außenprüfungen vorgesehen. 

3.8. Verpflichtung zur Verwendung einer Registrierkasse 

3.8.1. Jahresumsatz von 15.000 Euro je Betrieb 

Der Unternehmer kann einen oder mehrere Betriebe haben. 

Was unter einem Betrieb zu verstehen ist, ergibt sich primär aus dem EStG 1988. 

Der Begriff Betrieb kann allgemein als eine selbständige, nachhaltige Betätigung, die mit 

Gewinnabsicht unternommen wird und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen 

Verkehr darstellt definiert werden, wobei die Tätigkeit/Betätigung sich auf die einzelnen 

betrieblichen Einkunftsarten bzw. den jeweils nach außen hin auftretenden Betrieb (siehe 

auch EStR 2000 Rz 411) bezieht. 

Der Betrieb ist in steuerrechtlicher Betrachtung die einzelne Einkunftsquelle der Einkünfte 

gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG 1988. 

Nach der Judikatur ist die Beurteilung, ob ein (einheitlicher) Betrieb oder mehrere 

(getrennte) Betriebe vorliegen, an Hand der organisatorischen, wirtschaftlichen Verflechtung 

vorzunehmen; entscheidend ist, ob die Verkehrsauffassung von einem einheitlichen Betrieb 

ausgeht. Auf die EStR 2000 wird verwiesen. 

Die Bestimmung des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO knüpft an den „Jahresumsatz je Betrieb“ an und 

bestimmt sich dieser sinngemäß nach § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994. 

Nach § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 unterliegen der Umsatzsteuer die Lieferungen und sonstigen 

Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens 

ausführt sowie nach Z 2 der Eigenverbrauch im Inland. 
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Der Umsatz wird im Fall des § 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 nach dem Entgelt bemessen (§ 4 

Abs. 1 erster Satz UStG 1994). 

Unter Umsatz ist der Nettoumsatz zu verstehen. Maßgebend ist daher der jeweilige 

Jahresnettoumsatz des Betriebes. 

Als einheitlicher Betrieb gilt jeder Betrieb, für den eine gesonderte Gewinnermittlung 

vorzunehmen ist (Details siehe EStR 2000 Rz 409 ff, BMF-280000/0034-IV/2/2010 und auch 

dort zitierte Judikatur). Für jeden Betrieb ist eine eigene Beilage zur Steuererklärung 

vorgesehen (zB E1a). 

Bei der Ermittlung der Umsatzgrenzen sind alle Umsätze je Betrieb zu berücksichtigen. 

Wenn ein Unternehmer mehrere Betriebe führt, gilt die Umsatzgrenze je Betrieb. 

Beachte: Die begünstigten Umsätze im Freien und Hütten (§ 131 Abs. 4 Z 1 lit. a und b BAO) 

sind nicht für die Ermittlung der Umsätze des nicht begünstigten Teils des Betriebes 

einzubeziehen. 

3.8.2. Barumsatzgrenze 7.500 Euro/Jahr 

Jahr ist das Kalenderjahr. 

Nach § 131b Abs. 3 BAO besteht die Pflicht zur Verwendung einer Registrierkasse mit Beginn 

des viertfolgenden Monats nach Ablauf des Voranmeldungszeitraumes, in dem die Grenzen 

des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO (somit Barumsätze über 7.500 Euro und ab 15.000 Euro 

Jahresumsatz je Betrieb) erstmals überschritten werden. 

Da für die Berechnung der Umsatzgrenzen Zeiträume ab 2016 herangezogen werden, kann 

frühestens ab 1. Mai 2016 Registrierkassenpflicht (bei Überschreiten der Grenzen des § 131b 

Abs. 1 Z 2 BAO im Voranmeldungszeitraum Jänner 2016) bestehen (siehe auch Abschnitt 1.). 

Voranmeldungszeitraum iSd § 21 Abs. 1 UStG 1994 ist der Kalendermonat. Das 

Kalendervierteljahr kommt als Voranmeldungszeitraum nach § 21 Abs. 2 UStG 1994 in 

Betracht für Unternehmer, deren Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 UStG 1994 (somit 

Lieferungen, sonstige Leistungen und Eigenverbrauch) im vorangegangenen Kalenderjahr 

100.000 Euro nicht überstiegen haben. 
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Bei Kleinunternehmern iSd UStG 1994, die von der Abgabe einer Umsatzsteuervoranmeldung 

befreit sind, gilt das Quartal als jeweiliger Voranmeldungszeitraum (analog § 21 Abs. 2 UStG 

1994). 

Beispiele: 

1. Erstmaliges Überschreiten der Umsatzgrenzen im Jänner 2016 (Umsatz: 18.000 
Euro, davon 11.000 Euro Barumsätze). Registrierkassenpflicht ab 1. Mai 2016, bei 
monatlicher UVA-Abgabe. 

2. Erstmaliges Überschreiten der Umsatzgrenzen im November 2016 (Umsatz 16.000 
Euro, Barumsätze 9.000 Euro). Registrierkassenpflicht ab 1. März 2017. 

3. Neugründung eines Unternehmens am 1. April 2016 – Überschreitung der 
Umsatzgrenzen bereits August 2016 (Umsatz April bis August 2016: 15.600 Euro, 
Barumsätze in Höhe von 11.000 Euro). Registrierkassenpflicht ab 1. Dezember 2016 
bei monatlicher UVA-Abgabe. 

4. Erstmaliges Überschreiten im 2. Quartal 2016 (April bis Juni): Umsatz 17.000 Euro, 
davon bar bezahlt 12.000 Euro. Registrierkassenpflicht ab 1. Oktober 2016. 

5. Erstmaliges Überschreiten der Grenzen im 4. Quartal 2016 (Oktober bis Dezember): 
Umsatz 18.000 Euro, davon bar bezahlt 12.000. Registrierkassenpflicht ab 1. April 
2017. 

6. Erstmaliges Überschreiten beider Umsatzgrenzen im August 2016 im 3. Quartal 
(Umsätze Jänner bis Juni: 18.000 Euro, Barumsätze Jänner bis Juli: 7.000 Euro, 
Barumsätze im August: 2.000 Euro). Registrierkassenpflicht ab 1. Jänner 2017. 

3.8.3. Wegfall der Registrierkassenpflicht (§ 131b Abs. 3 BAO) 

Werden keine Barumsätze im betreffenden Betrieb mehr erzielt, etwa als Folge einer 

Betriebsaufgabe, so wird die Registrierkassenpflicht gegenstandslos (allerdings nicht die 

Aufbewahrungspflicht des § 132 BAO). 

Werden die Umsatzgrenzen des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO bzw. § 131 Abs. 4 Z 1 BAO im 

Folgejahr nicht überschritten und ist absehbar, dass diese Grenzen auch künftig nicht 

überschritten werden, so fällt die Verpflichtung zur Losungsermittlung mit elektronischem 

Aufzeichnungssystem gemäß § 131b BAO mit Beginn des nächstfolgenden Kalenderjahres 

weg. 

Beispiel 

Ein registrierkassenpflichtiger Betrieb schränkt im Jahr 2017 seinen Betriebsumfang 
derart ein, dass er pro Jahr nur mehr Umsätze von ca. 6.000 Euro erzielt. 
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Die Umstände sprechen dafür, dass auch in den Folgejahren die Umsätze derart niedrig 
sein werden. Die Verpflichtung zur Verwendung eines elektronischen 
Aufzeichnungssystems (iSd § 131b Abs. 1 BAO) fällt ab 1. Jänner 2018 weg. 

3.8.3.1. Betriebsaufgaben im Jahr 2016 

Für Unternehmer, die beabsichtigen, noch im Jahr 2016 ihre betriebliche Tätigkeit 

einzustellen (zB Pensionsantritt im Jahr 2016), gilt, dass die Anschaffung bzw. Umrüstung 

einer Registrierkasse, die den erstmals für 2016 geltenden Erfordernissen für die 

elektronische Aufzeichnungspflicht entspricht, nicht notwendig ist, wenn die Unternehmer 

der ab 1. Jänner 2016 geltenden Belegerteilungspflicht nachkommen. 

Dies gilt auch zB für den beabsichtigten Betriebsverkauf im Jahre 2016. 

3.8.3.2. Betriebsübergabe 

Bei einer betrieblichen steuerrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge tritt der Nachfolger in die 

Rechtsposition des Vorgängers ein. Dies gilt auch für die Einzelaufzeichnungs-, 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht. 

Bei Einzelrechtsnachfolge tritt der Nachfolger nicht in die Rechtsposition des Vorgängers ein. 

Für ihn entstehen die drei Verpflichtungen unabhängig von den Verhältnissen des 

Vorgängers. 

3.9. Prämie für die Anschaffung oder Umrüstung einer 

Registrierkasse 

Für die Anschaffung/Umrüstung kann eine Prämie von (idR) 200 Euro mit dem Formular E 

108c beantragt werden. Die Kosten der Anschaffung/Umrüstung sind in unbegrenzter Höhe 

sofort absetzbar (siehe § 124b Z 296 EStG 1988). 

Auf die Info des BMF zu Rechtsfragen iZm der Registrierkassenprämie (BMF 03.08.2016, 

BMF-010203/0225-VI/6/2016) wird verwiesen. 
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3.10. Feststellungsbescheid für geschlossenes Gesamtsystem 

3.10.1. Allgemeines 

§ 131b Abs. 4 BAO regelt Feststellungsbescheide über die Manipulationssicherheit eines 

geschlossenen Gesamtsystems, das im Unternehmen als elektronisches Aufzeichnungssystem 

verwendet wird. 

Ein geschlossenes Gesamtsystem iSd RKSV ist ein elektronisches Aufzeichnungssystem, in 

welchem Warenwirtschafts-, Buchhaltungs- und Kassensysteme lückenlos miteinander 

verbunden sind und das mit mehr als 30 Registrierkassen (mit je einem 

Datenerfassungsprotokoll) verbunden ist (§ 3 Z 10 RKSV). 

Ein Warenwirtschaftssystem (abgekürzt WWS oder WaWi) dient der Darstellung der 

Warenströme im Geschäftsprozess eines Unternehmens. Zentrale Bestandteile eines WWS ist 

daher die betriebswirtschaftliche Unterstützung und Dokumentation der 

betriebswirtschaftlichen Prozesse des Verkaufs, Einkaufs, Wareneingangs und 

Warenausgangs sowie der Lagerhaltung. 

Umfasst der Betriebsgegenstand des Unternehmens keine Warenbewirtschaftung 

(Dienstleistungsunternehmen), ist für eine Antragstellung in teleologischer Interpretation des 

§ 3 Z 10 RKSV jedenfalls eine lückenlose Verbindung des Buchhaltungs- und des 

Kassensystems erforderlich. 

Die Manipulationssicherheit in geschlossenen Gesamtsystemen ist so wie bei den mit 

Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit gesicherten Systemen mit Hilfe einer Verkettung der 

elektronisch signierten Barumsätze herbeizuführen. Darüber hinaus haben auch die 

Registrierkassen in geschlossenen Gesamtsystemen die technischen Anforderungen der 

RKSV (Kassenidentifikationsnummer, DEP, AES-Schlüssel, Umsatzzähler und 

maschinenlesbarer Code, usw.) zu erfüllen und gelten dieselben administrativen Vorgaben 

(Start- und Jahresbeleg, Registrierung der Registrierkassen und über FON, Meldung von 

Ausfällen und Außerbetriebnahmen, usw.) wie bei den mit Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit gesicherten Systemen. An Stelle der Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit darf die Signaturerstellung über eine Software-Komponente (SW-

Komponente) erfolgen und muss zur Überprüfung der Signatur der zur SW-Komponente 
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passende öffentliche Signaturschlüssel (Validierungsdaten) im Zuge der Registrierung über 

FON eingemeldet werden. Werden die DEP der Registrierkassen regelmäßig und täglich auf 

einem zentralen Rechner gesichert, bestehen bei einer großen Anzahl von Registrierkassen 

keine Bedenken, wenn die Registrierung der Validierungsdaten, Ausfallmeldungen und die 

Prüfung von Start- und Jahresbelgen vom zentralen Rechner über das Web-Service (siehe 

Abschnitt 3.3.3.3. und 3.5.3.2.) durchgeführt werden. 

In geschlossenen Gesamtsystemen dürfen zur Minimierung des administrativen Aufwandes 

mehrere Registrierkassen unter einer Kassenidentifikationsnummer zusammengefasst 

werden (Registrierkassenverbund), sofern auch die DEP dieser Registrierkassen miteinander 

verbunden werden (§ 20 Abs. 2 RKSV). Die Bildung mehrerer Registrierkassenverbünde 

innerhalb eines geschlossenen Gesamtsystems ist zulässig. 

Bei einem Registrierkassenverbund sind die Startbelege zu verketten, wobei ein Startbeleg 

analog zu den mit Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit gesicherten Systemen mit der 

gemeinsamen Kassenidentifikationsnummer als Verkettungswert und die übrigen Startbelege 

mit dem Startbeleg einer jeweils anderen Registrierkasse als Verkettungswert erstellt und 

aufbewahrt werden müssen. Die normativ (RKSV) erforderliche Anzahl von mehr als 30 

Registrierkassen darf nicht unterschritten werden. Im Fall eines Registrierkassenverbundes 

muss jede Registrierkasse des Registrierkassenverbundes denselben AES-Schlüssel, ein 

eigenes DEP sowie einen eigenen Umsatzzähler aufweisen. Die Belege der einzelnen 

Registrierkassen eines Registrierkassenverbundes müssen mit Belegnummern getrennter 

Nummernkreise erstellt werden. Bei der Registrierung über FON ist die 

Kassenidentifikationsnummer bekannt zu geben, unter der die Registrierkassen des 

Registrierkassenverbundes zusammengefasst sind. Für die Prüfung des Startbeleges im 

Sinne § 6 Abs. 4 RKSV ist nur der zuletzt erstellte Startbeleg heranzuziehen. Monats- und 

Jahresbelege im Sinne § 8 RKSV sind zwar pro Registrierkasse zu erstellen, für die Prüfung 

des Jahresbelegs genügt ein Jahresbeleg pro Registrierkassenverbund. FON-Meldungen im 

Falle von Ausfällen oder Außerbetriebnahmen sind nur erforderlich, wenn die Gesamtheit 

aller Registrierkassen eines Registrierkassenverbundes betroffen ist. 

Die organisatorischen Festlegungen und Vorgehensweisen bei der Einrichtung der 

Registrierkassenverbunds (Belegnummernkreise, Reihenfolge bei der Startbelegerstellung, 
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usw.) sind gemäß § 132 BAO zu dokumentieren. Pro nachträglich hinzukommender 

Registrierkasse in einem Registrierkassenverbund sind die Fortsetzung der 

Startbelegverkettung und die Prüfung des jeweiligen Startbelegs erforderlich. 

Die geschlossenen Gesamtsysteme, die durch mehrere Unternehmen im Sinn des § 21 RKSV 

verwendet werden, können zB auch in einer staatenübergreifenden Konzernstruktur 

ausgestaltet sein. Diesfalls hat das für die Feststellung der Manipulationssicherheit der 

inländischen Umsätze zu erstellende Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen 

die sicherheitstechnischen und organisatorischen Sicherungsmaßnahmen, welche die 

Manipulationssicherheit des geschlossenen Gesamtsystems im Inland gewährleisten, zu 

beurteilen. Der Feststellungsbescheid hat jedenfalls das Vorliegen der technischen und 

organisatorischen Voraussetzungen für die Manipulationssicherheit eines derartigen, 

staatenübergreifenden Gesamtsystems zu beurteilen. 

Für das Feststellungsverfahren gelten die Bestimmungen der BAO, soweit in der RKSV nicht 

lex specialis- Bestimmungen vorgesehen sind, für Rechtsmittelverfahren gelten insbesondere 

die Bestimmungen der §§ 243 ff BAO. 

Wird den Anforderungen nicht entsprochen oder kann die Manipulationssicherheit aus den 

vorgelegten Beweisunterlagen nicht abgeleitet werden, ist über den Antrag mit negativem 

Bescheid zu entscheiden. 

Der Unternehmer hat in diesem Fall binnen drei Monaten nach Eintritt der Rechtskraft des 

Bescheides die Manipulationssicherheit unter Verwendung einer Signatur- bzw. 

Siegelerstellungseinheit herbeizuführen (vgl. § 22 Abs. 4 RKSV). Das bedeutet, dass der 

Unternehmer bis zur Herstellung der Manipulationssicherheit durch die gesetzlich 

vorgesehene Signatur- bzw. Siegelerstellungseinheit über seine Umsätze Belege gemäß § 17 

Abs. 4 RKSV mit dem Hinweis „Sicherheitseinrichtung ausgefallen“ auszustellen hat (analog 

Abschnitt 3.5.3.3.). 

3.10.2. Wem obliegt die Erlassung des Feststellungsbescheides? 

Die Erlassung des Feststellungsbescheides obliegt dem für die Erhebung der Umsatzsteuer 

des Unternehmers zuständigen Finanzamt (§ 131b Abs. 4 erster Satz BAO). 
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3.10.3. Antragsberechtigte/-stellung 

Antragsberechtigt sind nur Unternehmer, die ein solches geschlossenes Gesamtsystem 

bereits verwenden und mehr als 30 Registrierkassen im Inland in Verwendung haben. 

Dem Antrag ist ein Gutachten eines gerichtlich beeideten Sachverständigen, in dem das 

Vorliegen der technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die 

Manipulationssicherheit des geschlossenen Gesamtsystems bescheinigt wird, anzuschließen. 

Der Antrag unterliegt der Entscheidungspflicht nach § 85a BAO. 

Anträge unter Vorlage des Gutachtens können bereits ab 1. Jänner 2016 gestellt werden.  

Entscheidungen über diese Anträge (Feststellungsbescheid) werden vom zuständigen 

Finanzamt frühestens ab 1. Juli 2016 erlassen, wobei diese frühestens erst ab Inkrafttreten 

der neuen gesetzlichen Bestimmung des § 131b BAO wirksam werden können (§ 323 Abs. 

45 vierter und fünfter Satz BAO und §§ 21, 22 RKSV 2015). Wenn ein Antrag auf Erlassung 

eines Feststellungsbescheides nicht den normativen Erfordernissen entspricht, hat das 

Finanzamt gemäß § 22 Abs. 3 RKSV den Antragsteller binnen einer einmaligen Nachfrist von 

einem Monat aufzufordern, dem Antrag alle entscheidungswesentlichen Unterlagen 

beizufügen. 

3.10.4. Änderung der tatsächlichen Verhältnisse 

Nach § 131b Abs. 4 vorletzter Satz BAO erlischt die Wirksamkeit des 

Feststellungsbescheides, wenn sich die für seine Erlassung maßgeblichen tatsächlichen (für 

die Erlassung des Feststellungsbescheides unbedingt erforderlichen Sachverhaltselemente für 

die bescheidmäßige Feststellung der Manipulationssicherheit des geschlossenen 

Gesamtsystems) Verhältnisse geändert haben. 

Dieses Erlöschen tritt ex lege ein. Zeigt der Unternehmer hingegen im Sinne § 131b Abs. 4 

letzter Satz BAO in Verbindung mit § 23 RKSV (beabsichtigte) Änderungen solcher 

tatsächlicher Verhältnisse an, so hat das Finanzamt über den neuerlichen Antrag, dem 

wieder ein Sachverständigengutachten beizulegen ist, zu entscheiden. 

Ist zB eine Änderung der Softwarekomponente, die die Verkettung der Barumsätze 

durchführt, geplant, stellt dies ein meldepflichtiges Ereignis gemäß § 131b Abs. 4 BAO dar, 
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das binnen einem Monat ab Planungsende und Beschluss der Umsetzung der Durchführung 

über FON zu melden ist (§ 23 RKSV). 

Dieser Änderungsmeldung ist ein neuerliches Gutachten eines gerichtlich beeideten 

Sachverständigen, dass das geschlossene Gesamtsystem bei Realisierung der geplanten 

Änderung weiterhin manipulationssicher wäre, beizulegen. 

Das Finanzamt hat hingegen erst über die durchgeführte Änderung des geschlossenen 

Gesamtsystems mittels Feststellungsbescheides abzusprechen und kann vor Ergehen des 

Feststellungsbescheides im Grunde des § 114 BAO über die Realisierung der geplanten 

Veränderung ergänzende Erhebungen vornehmen. 

3.10.5. Sachverständige Begutachtung 

Das Gutachten des gerichtlich beeideten Sachverständigen nach § 21 RKSV hat das Vorliegen 

der technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die Manipulationssicherheit des 

geschlossenen Gesamtsystems zu bescheinigen. 

Die Softwarekomponente, die die Verkettung der Barumsätze durchführt, ist im Gutachten zu 

identifizieren. Die Registrierung der Signaturprüfdaten und die Prüfung der Startbelege sind 

nicht Gegenstand der Begutachtung. Sehr wohl aber die Startbelegerstellung selbst und die 

Einhaltung der technischen Anforderungen bei Zusammenfassung von Registrierkassen 

gemäß § 20 Abs. 2 RKSV. 

Das Gutachten nach § 23 RKSV hat zu bescheinigen, ob das geschlossene Gesamtsystem bei 

Realisierung der geplanten Änderungen weiterhin als manipulationssicher anzusehen ist 

(siehe auch Abschnitt 3.10.4.). 

3.10.5.1. Verwendung eines Gutachtens durch mehrere Unternehmer 

§ 21 Abs. 5 RKSV ermöglicht mehreren Unternehmern, dasselbe Gutachten ihrem Antrag auf 

Erlassung eines Feststellungsbescheides zugrunde zu legen. Dies gilt für Unternehmer, die 

durch ein vertikales Vertriebsbindungssystem (es liegt eine Vereinbarung zugrunde, wonach 

Unternehmen nach vereinbarten Vorgaben zB mit dem Produzenten oder 

Dienstleistungsunternehmen bestimmte Waren oder Dienstleistungen beziehen, verkaufen 

oder weiterverkaufen dürfen) oder durch ein Waren- oder Dienstleistungsfranchising 
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wirtschaftlich verbunden oder die Teil eines Konzernes iSd § 244 UGB sind und die zudem 

ein geschlossenes Gesamtsystem mit insgesamt mehr als 30 Registrierkassen verwenden. 

Bei Verwendung eines geschlossenen Gesamtsystems kann auch dann von einer 

Lückenlosigkeit zwischen Kassensystem und Buchhaltung ausgegangen werden, wenn die 

Daten für die Buchhaltung vom Kassensystem automatisch authentifiziert und eine 

manipulationssichere Übertragung durch geeignete Maßnahmen sichergestellt werden. Dabei 

ist beispielsweise die Bereitstellung von digital signierten Daten aus dem Kassensystem des 

geschlossenen Gesamtsystems für ein externes Bilanzbuchhaltungssystems ausreichend, das 

ein Franchisenehmer außerhalb eines geschlossenen Gesamtsystems verwendet. 

3.10.6. Wirkung des Feststellungsbescheides 

Der Feststellungsbescheid wirkt nur für jene Barumsätze, deren Bezahlung im Wege des 

geschlossenen Gesamtsystems erfolgt. Hat der Unternehmer mehrere Betriebe, so wirkt der 

Feststellungsbescheid nur für jene Betriebe, in denen das Gesamtsystem verwendet wird. 

Wird das System in einem Betrieb nicht für alle Barzahlungen für die Lieferungen und 

sonstigen Leistungen des Betriebes verwendet, so wirkt der Bescheid nur für jene 

Barzahlungen, für die das Gesamtsystem verwendet wird. 

Das bedeutet, dass Unternehmer, die Barumsätze außerhalb des zertifizierten 

Gesamtsystems tätigen, mit diesen dem „normalen“ Registrierkassenregime unterliegen. 

4. Belegerteilungspflicht (§ 132a BAO) 

Gemäß § 132a BAO hat der Unternehmer dem die Barzahlung Leistenden einen Beleg über 

empfangene Barzahlungen für Lieferungen und sonstige Leistungen zu erteilen. 

Entscheidend ist, dass eine Barzahlung erfolgt und nicht, wann die Lieferung oder sonstige 

Leistung erbracht wird. Daher ist beispielsweise eine Anzahlung für eine noch nicht erbrachte 

Leistung oder eine nachträgliche Barzahlung belegerteilungspflichtig. 

Auf die gleichgeschaltete Registrierkassenpflicht wird hingewiesen. 

Die Belegerteilung ist eine Bringschuld des Unternehmers. 

Der Belegerteilungspflicht wird aber auch bei folgender Vorgangsweise entsprochen: 
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Der Bondrucker ist zum Kunden gewandt, und der Bon wird unmittelbar nach der Barzahlung 

ausgedruckt. Der Beleg gilt in diesen Fällen mit dem Hinweis “bitte nehmen Sie sich den 

Beleg“ als ausgehändigt. 

4.1. Beleginhalte 

Der Beleg iSd § 132a BAO hat die Inhalte des § 132a Abs. 3 BAO zu enthalten bzw. ab 

1. April 2017 auch die Erfordernisse des § 11 RKSV zu erfüllen. Zu den Mindestangaben des 

§ 132a Abs. 3 BAO kommen ab 1. April 2017 zur Nachvollziehbarkeit des einzelnen 

Geschäftsvorfalles (§ 132a Abs. 8 BAO) und zur Nachprüfbarkeit der Signatur (§ 131b Abs. 2 

BAO) Angaben hinzu. 

Die folgenden Abschnitte 4.5. und 4.6. beschäftigen sich eingehend mit Vereinfachungen der 

Belegausstellung und den Mindestanforderungen an den Beleg. 

4.2. Elektronischer Beleg 

Ein elektronischer Beleg iSd § 132a Abs. 1 BAO ist ein Beleg, der in einem elektronischen 

Format ausgestellt und empfangen bzw. unmittelbar für den die Barzahlung Leistenden 

verfügbar ist. Er kann zB mittels E-Mail, als E-Mail-Anhang oder Web-Download, in einem 

elektronischen Format (zB als PDF- oder Textdatei), aber auch in einem strukturierten 

Dateiformat (zB xml) ausgestellt werden. Der Belege muss unmittelbar im Zusammenhang 

mit der Barzahlung durch die Registrierkasse erstellt und signiert werden, sowie in der Folge 

tatsächlich in den Verfügungsbereich des Belegempfängers gelangen. Technisch bedingte 

Verzögerungen wie zB bei der E-Mail-Zustellung oder dem Upload zu einem Server sind 

unbeachtlich, wenn die elektronischen Belege sofort im DEP sowie zeitnah in einem 

revisionssicheren Speicher (vgl. Abschnitt 3.2.1.4. Sicherung des DEP) gespeichert und für 

eine Überprüfung durch ein Organ der Finanzverwaltung verfügbar sind. Ob dies elektronisch 

(per Email, Ablesen mittels Handyapp, usw.) oder in Papierform erfolgt, bleibt dem 

Belegaussteller überlassen. Die Übermittlung ist eine Bringschuld des Unternehmers, eine 

bloße Einräumung der Möglichkeit des Ansehens und Abfotografierens des auf einem 

Bildschirm angezeigten Beleginhaltes erfüllt nicht die Belegerteilungspflicht. Eine spezielle 

Form der elektronischen Übertragung ist nicht vorgeschrieben. Ob die Übertragung in den 

Verfügungsbereich des Belegempfängers durch Aktivität des Leistungserbringers oder den 
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die Bezahlung Leistenden erfolgt, ist für die Erfüllung der Belegerteilungspflicht unerheblich. 

Diese Art der Belegerteilung ist im elektronischen Aufzeichnungssystem zu dokumentieren. 

4.3. Wen trifft die Belegerteilungspflicht? 

Die Belegerteilungspflicht besteht nur für Unternehmer iSd § 2 Abs. 1 UStG 1994. 

Nach § 2 Abs. 1 erster Satz UStG 1994 ist Unternehmer, wer eine gewerbliche oder 

berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. 

Die Belegerteilungspflicht des § 132a BAO besteht ua. auch dann, 

 wenn die Umsätze umsatzsteuerfrei sind, 

 wenn sie unter der „Kleinunternehmergrenze“ (zufolge § 6 Abs. 1 Z 27 UStG 1994: 

30.000 Euro) liegen. 

Sie besteht nicht nur für betriebliche Einkünfte, sondern auch für Einkünfte aus Vermietung 

und Verpachtung sowie für sonstige Einkünfte. 

Zu den vollpauschalierten Land- und Forstwirten vgl. Abschnitt 5.6. 

4.4. Zeitpunkt der Belegerstellung 

Unternehmer haben „über empfangene Barzahlungen“ für Lieferungen und sonstige 

Leistungen (§ 1 Abs. 1 Z 1 UStG 1994) Belege zu erteilen. 

Der Beleg ist nach § 132a Abs. 1 BAO dem die Barzahlung Leistenden vor dem Verlassen der 

Geschäftsräumlichkeiten bzw. in der vom Unternehmen genutzten Freifläche zu erteilen (vgl. 

auch Abschnitt 4.1.). Dies muss nicht der Empfänger der Leistung sein. 

Eine Rechnungsvorbereitung vor erfolgter Barzahlung (zB Ausstellung einer Hotelrechnung 

am Vorabend der Abreise des Hotelgastes) ist zulässig. Eine Belegausstellung vor Erhalt der 

Barzahlung ist im Regelfall nicht vorgesehen. Allerdings können etwa Belege für mobil 

getätigte Umsätze bzw. vorbestellte Ware vorab mittels Registrierkasse ausgestellt werden 

und diese bei Ausfolgung der Ware und nach Barzahlung übergeben und damit erteilt 

werden (Details siehe Abschnitt 6.7.1.2.). Ebenso ist es möglich die vorab mit der 

Registrierkasse ausgestellten Belege auf der Ware, die ausgefolgt werden soll, anzubringen 
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und derart gleichzeitig mit der Ware den Beleg erteilen. Die nicht getätigten Barumsätze sind 

zu stornieren. 

Beispiele: Gaifahrer, mobile Zusteller, Schulbuffet, Theaterbuffet, Stoßgeschäfte. 

4.5. Spezielle Belegausstellungen 

4.5.1. Vereinfachung 

Werden im Rahmen einer betrieblichen Tätigkeit gleich hohe Einzelumsätze getätigt, kann in 

analoger Anwendung zu § 7 BarUV 2015 eine Zusammenrechnung dieser Umsätze erfolgen 

und diese jeweils in einem Betrag in der Registrierkasse erfasst werden, sofern deren 

vollständige Erfassung gewährleistet wird, zB durch Durchnummerierung der ausgestellten 

Belege (vgl. Abschnitt 6.7.1.). Siehe auch Erleichterung zur Erfassung nach Warengruppen 

(Abschnitt 4.6.4.). 

Der Beleg hat die Angaben nach § 132a Abs. 3 und Abs. 4 BAO bzw. bei Verwendung einer 

Registrierkasse nach § 11 RKSV zu enthalten. 

Beispiele: Programmheft in der Oper, Theatergarderobe. 

4.5.2. Belegerteilung beim Gutscheinverkauf 

Wird der Verkauf eines Wertgutscheines in der Registrierkasse erfasst und darüber ein Beleg 

ausgestellt, hat dieser grundsätzlich den gesetzlichen Anforderungen des § 132a BAO zu 

entsprechen (vgl. auch Abschnitt 2.4.10.) 

4.5.3. Tischabrechnung 

Die Tischabrechnung ist als Erleichterung für den Fall gedacht, dass nach Bonierung des 

Gesamttisches die Kunden einzeln zeitnah bezahlen wollen. Damit soll ein nachträgliches 

Storno des Geschäftsvorfalles und eine neuerliche Bonierung für den jeweiligen 

Einzelkunden, nach Ermittlung der auf die einzelnen Kunden jeweils entfallenden Produkte, 

vermieden werden. 

Wenn beim Inkasso und der Belegerteilung mit elektronischer Registrierkasse mehrere 

Produkte zu einem bestimmten Zeitpunkt an Kunden in einer Gesamtsumme abgerechnet 

und boniert werden und das Inkasso der Gesamtsumme zu Teilbeträgen bei mehreren 
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Personen (Tischabrechnung) zeitnah erfolgt, muss nicht für jeden Kunden eine gesonderter 

Beleg ausgestellt werden. 

Die Tischabrechnung kann als einzelne, in der Registrierkasse zu erfassende Bareinnahme 

gewertet werden. 

Unabhängig von den Beleginhalten nach § 132a BAO bzw. ab 2017 auch der Beleginhalte der 

RKSV sollen der Verrechnungskreis (Tisch) und die auf die einzelnen Produkte entfallenden 

Teilbeträge ersichtlich oder ermittelbar sein. 

Es ist ausreichend, wenn der Beleg einem Leistungsempfänger (Kunden) übergeben wird. 

Diesen trifft die Entgegennahme- und Mitnahmeverpflichtung des § 132a Abs. 5 BAO. 

4.5.4. Unzulässige Stock- oder Standverrechnung 

Eine Stock- und Standverrechnung liegt dann vor, wenn dem Mitarbeiter (zB Kellner) eine 

bestimmte Menge/Anzahl von Waren vor Geschäftsbeginn vom Unternehmer zu 

Verkaufszwecken übergeben wird und die Menge/Anzahl der Produkte entsprechend 

festgehalten wird und dann am Tagesende durch Auszählung und Abzug der noch nicht 

verkauften Ware, die Tageslosung rechnerisch ermittelt wird. 

Bei einer unzulässigen Stock- oder Standverrechnung ist der Anknüpfungspunkt der 

innerbetriebliche Warenverkehr und nicht die vom Unternehmer erzielten Einnahmen. Der 

Kellner als Mitarbeiter (Erfüllungsgehilfe) des Unternehmers kassiert für diesen in dessen 

Namen und für dessen Rechnung die Einnahmen und kann daher nicht selbständig 

kontrahieren. Diese Verrechnungsart ersetzt nicht eine ordnungsgemäße Losungsermittlung 

und ist sohin wie bisher zur Losungsermittlung unzulässig. 

Mit der Belegerteilung durch Anbringen auf der Ware und gleichzeitiger Übergabe der Ware 

mit dem Beleg wird noch keine unzulässige Stock- und Standverrechnung herbeigeführt 

(siehe auch Abschnitt 6.7.1.2.). 

4.5.5. Belegausstellung bei Organschaft/Unternehmereinheit 

Bei Vorliegen einer Organschaft iSd UStG kann die Belegerteilungspflicht auch von den 

Organgesellschaften erfüllt werden. 
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Liegt eine Unternehmereinheit vor, so kann die Belegerteilungspflicht auch von den einzelnen 

Personengesellschaften erfüllt werden (vgl. § 132a Abs. 2 BAO). 

4.5.6. Belegduplikat 

Ein Belegduplikat ist als solches zu bezeichnen, nicht nochmals zu signieren, nicht neuerlich 

im Datenerfassungsprotokoll aufzunehmen und darf zu keiner Veränderung des 

Umsatzzählers führen. 

4.5.7. Start-, Monats-, Jahres- und Schlussbelege ab 1. April 2017 (§ 8 

RKSV) 

Neben der Verkettung und Signierung der Einzelumsätze dienen die Start-, Monats-, Jahres- 

und Schlussbelege als zusätzliche Sicherheiten für die Gewährleistung der vollständigen 

Erfassung der Umsätze in der Registrierkasse. Diese Belege müssen daher ebenfalls signiert 

und damit in die Belegkette eingeflochten werden. Jahresbelege sind wie Startbelege zu 

prüfen (Abschnitt 3.5.3.2.), wobei diese Prüfung spätestens bis zum 15. Februar des 

Folgejahres durchgeführt sein muss. 

Zudem bestehen für Start-, Jahres- und Schlussbelege eine verpflichtende Ausdruck- und 

Aufbewahrungspflicht. Der Jahresbeleg stellt gleichzeitig den Monatsbeleg für Dezember des 

jeweiligen Jahres dar. 

Der Registrierkassenpflichtige hat daher am Ende des Kalenderjahres bzw. am letzten Tag 

seiner getätigten Umsätze, grundsätzlich bis zum 31. Dezember, den Jahresbeleg 

herzustellen und nach Ausdruck aufzubewahren. Ein abweichendes Wirtschaftsjahr bleibt im 

Zusammenhang mit der Registrierkassenpflicht ohne Auswirkungen. Die Bewerkstelligung 

des Ausdruckes obliegt dem registrierkassenpflichtigen Unternehmer. 

Bei sogenannten Saisonbetrieben (zB Schwimmbad) kann dieser Vorgang auch zu 

Saisonende, spätestens jedoch vor Beginn der unternehmerischen Tätigkeit im neuen Jahr 

erfolgen. 

Bei Unternehmen, deren Öffnungszeiten über Mitternacht hinausgehen, ist es möglich, den 

Monatsbeleg nach Ende der Öffnungszeiten zu erstellen, spätestens allerdings am nächsten 

Öffnungstag, so dieser zeitnah stattfindet (etwa eine Woche). In Monaten, in denen keine 

Geschäftstätigkeit stattfindet bzw. in denen aus geschäftlichen Gründen kein oder ein 
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eingeschränkter Bedarf an Registrierkassen besteht müssen für diese im jeweiligen Monat 

nicht verwendeten Kassen keine Monatsbelege erstellt werden. 

Start-, Monats-, Jahres- und Schlussbelege sollten als solche bzw. als Nullbelege im Feld der 

handelsüblichen Bezeichnung gekennzeichnet werden. Wird nach einem Monats- oder 

Jahresbeleg noch ein Beleg ausgestellt, sind neuerliche Monats- oder Jahresbelege 

erforderlich. Ist die Erstellung der Monats- und Jahresbelege wegen Ausfalles der 

Registrierkasse nicht möglich, ist dies im Sinne § 132 BAO zu dokumentieren. 

Betriebe, die keine Sperrstunde haben (Öffnungszeiten rund um die Uhr), können ihre 

Monats- bzw. Jahresbelege auch vor oder nach Mitternacht erstellen, wenn es der 

Geschäftsbetrieb zulässt. Der Zeitpunkt des Jahresbeleges soll in diesem Fall mit dem 

Jahresabschluss des Erfassungssystems zusammenfallen. 

4.6. Mindestanforderungen an den Beleg 

Neben den Beleganforderungen des § 132a Abs. 3 BAO (Mindestanforderungen) ist § 132a 

Abs. 8 iVm § 11 RKSV ab 1. April 2017 beachtlich, weil die Belegangaben durch die RKSV 

erweitert werden, um insbesondere die einzelnen Geschäftsvorfälle nachvollziehen zu können 

(siehe § 11 RKSV: Kassenidentifikationsnummer, Uhrzeit der Belegausstellung, 

maschinenlesbarer Code und Betrag der Barzahlung nach Steuersätzen getrennt). 

Einen maschinenlesbaren Code mit der Signatur des Beleges ist ab 1. April 2017 nur dann 

am Beleg vorzusehen, wenn Signierungspflicht besteht (Beleg mit zumindest einem 

Barumsatz) oder der Beleg freiwillig signiert wird. Die ab 1. April 2017 erforderlichen 

zusätzlichen Belegangaben sind auf nicht zu signierenden Belegen nicht zu erfüllen. 

Ab dem 1. April 2017 müssen die Belegnummern aus sicherheitstechnischen Gründen pro 

Kassenidentifikationsnummer und AES-Schlüssel eindeutig sein. Hinsichtlich der Erstellung 

von Registrierkassenbelegen mit Bezug auf einen Waagenbeleg wird auf Abschnitt 3.1.3.1. 

verwiesen. 

4.6.1. Unternehmerbezeichnung 

Der Unternehmer ist eindeutig im Allgemeinen mit Namen und Adresse zu bezeichnen. Das 

Unternehmen kann auch in Form von Symbolen oder Schlüsselzahlen ausgedrückt werden 

(vgl. § 132a Abs. 4 BAO). Bei einer Organschaft bzw. einer Unternehmereinheit ist die 
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Nennung der Organgesellschaft oder einer der Personengesellschaften ausreichend (vgl. 

§ 132a Abs. 3 Z 1 BAO). 

4.6.2. Fortlaufende Nummer 

Die in § 132 Abs. 3 Z 2 BAO geforderte Angabe („eine fortlaufende Nummer mit einer oder 

mehreren Zahlenreihen, die zur Identifizierung des Geschäftsvorfalles einmalig vergeben 

wird“) entspricht wörtlich dem Rechnungserfordernis des § 11 Abs. 1 Z 3 lit. h UStG 1994 

(siehe UStR 2000 Abschnitt 11.1.6.6.). 

4.6.3. Tag der Belegausstellung 

Der Tag der Belegausstellung ist das Datum, an dem der Beleg ausgestellt wurde. 

Ab 1. April 2017 ist gemäß § 11 Abs. 1 Z 2 RKSV die Uhrzeit anzugeben. 

4.6.4. Menge/handelsübliche Bezeichnung 

Die Menge (der gelieferten Gegenstände) ist nach den Maßstäben des jeweiligen 

Geschäftsverkehrs zB nach Zahl, Maß oder Gewicht anzugeben. 

Handelsübliche Bezeichnung ist eine Bezeichnung, die für die gelieferte Ware allgemein im 

Geschäftsleben verwendet wird. 

Der Begriff der handelsüblichen Bezeichnung findet sich sowohl in § 11 UStG 1994 als auch 

im neuen § 132a BAO. 

Der § 132a Abs. 3 BAO verweist nicht auf das Umsatzsteuergesetz, sodass der § 132a Abs. 3 

in Begriffsdefinition „handelsübliche Bezeichnung“ (nur) analog auszulegen ist, weil bei einer 

harmonisierten Auslegung der Gesetzgeber auch in diesem Absatz wie in den Vorabsätzen 

des § 132a einen Hinweis auf das UStG 1994 aufgenommen hätte. 

Unter der „handelsüblichen Bezeichnung“ nach § 132a BAO ist daher der Maßstab des 

allgemeinen Sprachgebrauches anzuwenden. 

Dieser Begriff der „handelsüblichen Bezeichnung“ ist somit in der BAO nicht so eng 

auszulegen wie im § 11 UStG 1994, da im Zusammenhang mit der Registrierkassenpflicht 

eher Umsätze an Letztverbraucher im Vordergrund stehen. Damit wird vermieden, dass den 

Unternehmern im laufenden Betrieb unzumutbare Belastungen auferlegt werden. 
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Die Ausgestaltung der handelsüblichen Bezeichnung wird sich daher auch nach den 

betroffenen Branchen richten. Wenn man die handelsübliche Bezeichnung aus Kundensicht 

betrachtet (Maßstab des § 132a BAO), ist auch zu berücksichtigen, dass zB bei 

Elektrohändlern eine genauere Bezeichnung der verkauften Waren schon im Hinblick auf die 

vom Kunden gewünschte Garantie zumutbar ist, da eine Belegausweisung einer 

Waschmaschine nur als Elektrogerät für den Kunden im Regelfall nicht ausreichen wird. 

Die Verwendung von allgemeinen Sammelbegriffen oder Gattungsbezeichnungen wie zB 

Speisen/Getränke, Obst, Lebensmittel, Textil-, Reinigungs- und Putzmittel, Büromaterial, 

Eisenwaren, Bekleidung, Wäsche, Werkzeuge usw. ist aber auch gemäß § 132a BAO nicht 

zulässig. Die Bezeichnung muss so gewählt sein, dass Waren und Dienstleistungen 

identifiziert werden können. 

Beispiele 

Branche Zulässige 
Warenbezeichnung nach 

§ 11 UStG 1994 

Zulässige 
Warenbezeichnung 

nach § 132a BAO 

Keine zulässige 
Warenbezeichnung 

nach § 132a BAO 

Blumengeschäft Rosen, Tulpen, Nelken Schnittblumen, 

Blumenstrauß, Gesteck 

Topfblumen, Gehölze 

Blumen 

Bekleidungsgeschäft Latzhose blau, Gr. 52, 

Windjacke grün, Gr. 50 

Hose, Jacke Kleidung 

Elektrohandel Marke und Type des Handys, 
der Waschmaschine, des TV-

Gerätes, Kabel, Stecker, 

Schalter, Faxgerät einer 
bestimmten Marke, LED-

Glühbirne 

Mobiltelefon, 
Waschmaschine, TV-

Gerät, Elektrozubehör, 

Faxgerät, Glühbirne 

Elektronikgerät, 
Haushaltsgerät, 

Audiogerät, Telefon, 

Lampe 

Obst-/ 

Gemüsegeschäft 

Golden Delicious Äpfel, 

Williams-Christbirne, 

Eisbergsalat 

Äpfel, Birnen, Salat Obst, Gemüse 

Friseur Herren-, Damen-, Junior-, 

Kinder-, Maschinenschnitt, 

Dampfglättung, 
Aufsteckfrisur, Eindrehen, 

Dauerwelle, dekorative 
Kosmetik, Rasur & 

Bartpflege, Färben, Styling, 
Schuppenshampoo 

Herrenhaarschnitt, 

Damenhaarschnitt, 

Haarfärbung/ 
Haarumformung/ 

Styling, Kosmetik, 
Bartrasur/-pflege, 

Shampoo-/Styling- 
produkteverkauf 

Haarpflegeprodukt, 

Friseurleistung 
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Bäcker Handsemmel, 

Grahamweckerl, Vollkornbrot 

Semmel oder 

Kleingebäck, Brot 

Backwaren 

Trafik Zigaretten und Zigarren 

bestimmter Marken; 
bestimmte Zeitung  

Zigaretten, Zigarren, 

Zeitung 

Rauchwaren, 

Druckwerk 

Fleischerei/ 

Bauernmarkt 

Salami, Beiried vom Rind Wurst, Rindfleisch Fleischwaren 

Schuhgeschäft Laufschuhe bestimmter 
Marken, Pumps, Sneakers, 

Schuhspray bestimmter 
Marke, genaue Bezeichnung 

der Reparaturleistung 

Sportschuhe, 
Damenschuhe, 

Schuhspray, 
Schuhreparatur 

Schuhe, 
Schuhpflegeprodukt 

Baumarkt/ 
Haushaltsfachgeschäft 

Holzschrauben 
Linsensenkkopf mit Schlitz 

3,5 x 16 mm, DIN 95, 
Messing, Holzhammer, 

Fäustel, Motorsäge einer 

bestimmten Marke, 
Topf/Pfanne bestimmter 

Marke und Spezifikation 

Schrauben, Hammer, 
Motorsäge, Topf, 

Pfanne, Starterset, für 
Kleinteile: 

Küchenutensilien 

Eisenwaren, 
Werkzeug, Maschine/ 

Elektroartikel Geschirr, 
Küchenartikel 

Textilreiniger Anzahl Mantelreinigung, 
Anzahl Anzugreinigung, 

Anzahl Hosenreinigung, 
Anzahl Teppichreinigung 

Kleiderreinigung, 
Teppichreinigung 

Reinigung 

Würstelstand Käsekrainer, Orangensäfte 

bzw. Biere mit 
Markenbezeichnung, 

Salzgurkerl, Essiggurkerl  

Würstel, Orangensaft, 

Bier, Gurkerl 

Wurstware; Getränk, 

Speisebeilage 

Gasthaus Frittatensuppe, Wiener 
Schnitzel mit Pommes Frites, 

Apfelstrudel 

Suppe, Schnitzel, 
Strudel (à la carte), 

Mittagsmenü I oder II, 
Studentenmenü, 

Frühstück 

Vorspeise, 
Hauptspeise, 

Nachspeise, Essen 

Buch-/Papierfachhandel Genauer Buchtitel, genaue 
Bezeichnung der Zeitung, 

DIN A4 Heft, liniert, Bleistift, 
Filzstift, Buntstift 

Buch, Zeitschrift, 
Magazin, Heft, 

Schreibmaterial 

Druckwerk, 
Büromaterial 
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Metalltechniker, 

Sanitär-, Heizungs- und 
Lüftungstechniker, 

Elektro-, Gebäude-, 
Alarm- und 

Kommunikations- 
techniker, 

Mechatroniker, 

Kraftfahrzeugtechniker, 
Karosseriebau- 

techniker und 
Vulkaniseure 

Bezeichnung der Reparatur- 

bzw. Servicearbeit und des 
bei Reparatur- und 

Servicearbeiten verwendeten 
Klein-, Hilfs- und 

Montagematerial, mit 
bestimmter Spezifikation  

erbrachte Dienstleistung 

(zB Service bei 
Heizungen, 

Waschmaschinen- 
reparatur, Autoreparatur 

inkl. Klein-, Hilfs- und 
Montagematerial)  

Reparatur, Service 

Optiker genaue 

Bezeichnung/Markenname 
der Gesichtsbrille, der 

Kontaktlinse, der Sichtgeräte 

Brillenfassung, Brille, 

Kontaktlinsen, 
Feldstecher, Etui, 

Brillenreparatur 

Sehbehelf, 

Handelsware, 
Dienstleistung, 

Reparatur 

Für Werk- und Reparaturleistungen oder Serviceleistungen müssen im Grunde des § 132a 

BAO die dazu verwendeten Kleinmaterialien, sofern sie nur einen geringen Teil für die 

Erbringung der Gesamtleistung ausmachen, nicht gesondert ausgewiesen werden. 

Es bleibt dem Kunden jedoch unbenommen, für umsatzsteuerliche Zwecke eine Rechnung 

mit der handelsüblichen Bezeichnung iSd § 11 UStG 1994 zu verlangen. 

Die Übergangsregelung für die Sparte Einzelhandel sowie die Sparte Markt-, Straßen- und 

Wanderhandel bzw. vergleichbare andere gewerblich tätige Unternehmer vom 19. November 

2015, BMF-010102/0015-IV/2/2015 (interne Veröffentlichung bzw. Veröffentlichung durch 

die WKO), bleibt (ergänzt) aufrecht. 

Demnach erfüllen Einzelhandelsunternehmer, insbesondere auch Markt-, Straßen- und 

Wanderhändler und andere gewerblich tätige Unternehmer, die Waren verschiedener 

Hersteller beschaffen, zu einem Sortiment zusammenfügen und an Endverbraucher 

verkaufen, in einer Übergangsphase bis 31.12.2020 die Einzelaufzeichnungs- 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht auch dann, wenn sie die Warenbezeichnung in 

der zu verwendenden Registrierkasse eingeschränkt bis auf 15 Warenbezeichnungen 

erfassen und entsprechend dieser Erfassung auf den Belegen ausweisen. 

Dies gilt nur insoweit sie am 31.12.2015 bzw. im Zeitpunkt des Eintritts der Kassenpflicht in 

ihrem Betrieb nicht über ein Warenwirtschaftssystem und/oder nicht über ein Kassensystem 

verfügen, welches das vom Handelsgeschäft umfasste Warensortiment wie unter der 
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"handelsüblichen Bezeichnung" in Abschnitt 4.4.4. des Erlasses zur Einzelaufzeichnungs-, 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht vom 12. November 2015, BMF-010102/0012-

IV/2/2015, verlangt, aufzeichnen und auf dem nach § 132a BAO auszustellenden Belegen 

ausweisen kann. 

Unbeschadet dessen kann der Kunde im Einzelfall eine Rechnung im Sinn des § 11 UStG 

1994 verlangen. 

4.6.5. Betrag der Barzahlung errechenbar 

Der Betrag der Barzahlung ist nicht ident mit dem Entgelt (iSd § 11 Abs. 1 Z 3 lit. e UStG 

1994) bzw. mit dem zivilrechtlichen Preis. Auch Anzahlungen, Ratenzahlungen und 

Restzahlungen sind belegerteilungspflichtig. 

Eine bloß rechnerische Ermittelbarkeit des Barzahlungsbetrages ist jedenfalls ausreichend, 

sie kann zB vorliegen, wenn lediglich das Entgelt (iSd § 11 Abs. 1 Z 3 lit. e UStG 1994) und 

der Steuerbetrag angegeben wird, ohne diese Beträge zusammenzurechnen. 

4.6.6. Betrag der Barzahlung nach Steuersätzen (ab 2017) 

Für die Darstellung der Barzahlung getrennt nach Steuersätzen gilt die Reihenfolge lt. 

Abschnitt 3.3.4. Die Summe der aufgeteilten Beträge muss mit dem Gesamtbetrag des 

Beleges übereinstimmen. Erforderlichenfalls ist dies durch Rundung eines Teilbetrages 

herbeizuführen. 

Beispiel: 

Ein Kunde kauft in einem Geschäftsvorfall folgende Produkte: 

100 Euro Getränke (darin enthalten 16,67 Euro USt) 

100 Euro Speisen (darin enthalten 9,09 Euro USt) 

100 Euro Wertgutschein (steuerfrei) 

Der Kunde zahlt 100 Euro in bar, der Rest wird später mit Zahlschein beglichen. Nach der 

RKSV sind die 100 Euro aliquot aufzuteilen und somit je Steuersatz (20%, 10% und 0%) mit 

je 33,33 Euro im DEP festzuhalten. Die Rundungsdifferenz in Höhe von einem Cent ist einem 

Steuersatz zuzuschlagen. Der Umsatzzähler ist um 100 Euro zu erhöhen. 

Dem Satz 0% sind Bruttobeträge zuzuweisen, die entweder von der USt. befreit sind, beim 

Unternehmer nicht, nicht zur Gänze bzw. mit einem anderen % als den in Abschnitt 3.3.4. 
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angeführten % der USt. unterliegen oder deren USt. auf Grund anderer Unterlagen 

geschuldet wird. Im Detail handelt es sich dabei zumindest um folgende Geschäftsvorfälle: 

Nr. Geschäftsvorfall 

1 Umsatzsteuerbefreite Umsätze, auch unecht befreite Umsätze 

2 Nicht steuerbarer Umsatz 

3 Barzahlung mit Verweis auf Rechnung/Honorarnote (auch Anzahlung, Ratenzahlung, 
usw.) 

4 Differenzbesteuerte Beträge (teilweise besteuerte Barumsätze)  

5 Mobiler Barumsatz mit Verweis auf händisch erstellten Beleg 

6 Nacherfasste Umsätze nach einem RK-Ausfall (händisch erstellten Beleg) 

7 Kein Barumsatz (zB: Durchlaufender Posten, Wertgutscheine, Auslandumsätze, 
Privatentnahmen, Schwund, usw.) 

 

In den Geschäftsvorfällen 3, 5 und 6 sowie bei durchlaufenden Posten kann der 

Barzahlungsbetrag auch nach den Steuersätzen aufgeteilt werden, am Zahlungsbeleg ist 

dann gegebenenfalls darauf hinzuweisen, dass hinsichtlich der USt der Beleg ein Duplikat der 

angegebenen Rechnung darstellt (vgl. Abschnitt 2.4.11.). 

In Fällen der Differenzbesteuerung nach § 24 UStG 1994 sind gemäß § 24 Abs. 7 UStG 1994 

in der Rechnung keine Umsatzsteuerbeträge gesondert auszuweisen – die 

Bemessungsgrundlage ist iSd § 24 Abs. 4 UStG 1994 zu bemessen. Für die Darstellung der 

Barzahlung ist jedoch der Verkaufspreis beispielsweise eines KFZ heranzuziehen. Somit ist 

die gesamte Bareinnahme (Verkaufspreis) in der Registrierkasse zu erfassen. Da die 

Differenzbesteuerung iSd § 24 UStG 1994 nur ein Teil des vereinnahmten Barumsatzes (zB 

die Differenz zw. Ein- und Verkaufspreis) betrifft, ist der gesamte Verkaufspreis daher mit 

dem Steuersatz 0% zu erfassen. 

Belegbeträge, die dem Steuersatz 0% zuzuweisen sind, sind am Beleg nur dann als mit 0% 

zu versteuernde Umsätze auszuweisen, wenn es sich dabei um steuerfreie oder nicht 

steuerbare Umsätze handelt. Dies gilt im übrigen auch für durchlaufende Posten, die sich aus 

einer freiwillige Erfassung auf einem signierten Beleg befinden. In allen anderen Fällen 
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genügt eine Anmerkung „inkl. USt“ bzw. sollte beispielsweise der Hinweis „Nettobetrag und 

MwSt auf Bon ungültig, korrekte Angaben auf referenzierter Rechnung“ am Beleg angebracht 

werden. 

4.6.7. Maschinenlesbarer Code (ab April 2017) 

Nach der Ermittlung jedes Signaturwertes hat die Registrierkasse mit Hilfe der Daten des 

§ 10 Abs. 2 RKSV einen maschinenlesbaren Code aufzubereiten. Die Daten bestehen aus 

denselben Daten, die von der Registrierkasse auch für die Signaturerstellung aufbereitet 

werden, zuzüglich des gerade ermittelten Signaturwertes. Anstelle des verschlüsselten 

Standes des Umsatzzählers ist bei Stornobelegen die Buchstabengruppe STO und bei 

Trainingsbelegen die Buchstabengruppe TRA zu signieren und in den maschinenlesbaren 

Code aufzunehmen. 

Der maschinenlesbare Code ist am Beleg als mit gängigen Apps lesbarem QR-Code 

auszugeben. Sollte dies nicht möglich sein, stehen folgende Varianten für die Ausgabe des 

maschinenlesbaren Codes zur Verfügung: 

 Barcode für Link (URL nicht länger als 25 Zeichen) 

 Einzugebender Link (URL mit beliebig vielen Zeichen) 

 Zeichenkette (nur im OCR-A Font) 

4.6.8. Symbol oder Schlüsselzahl 

Die Angabe von Symbolen oder Schlüsselzahlen ist dann ausreichend, wenn ihre eindeutige 

Bestimmung aus dem Beleg oder anderen bei dem die Lieferung oder sonstige Leistung 

erbringenden Unternehmer vorhandene Unterlagen gewährleistet ist (vgl. § 132a Abs. 4 

BAO). 

Schlüsselzahlen können zB Preislistennummern, Katalognummern, und Tarifposten (zB Bahn, 

Bus) sein. 

Als Symbole können etwa bestehende Unternehmenslogos als Bezeichnung des 

Unternehmers oder sonstige eindeutig erkennbare Artikelabbildungen verwendet werden. 
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4.6.9. Durchschrift/Zweitschrift 

Es besteht die Verpflichtung zur Anfertigung von Durchschriften (sonstigen Zweitschriften) 

des Beleges (nach § 132a Abs. 6 Z 1 erster und zweiter Satz BAO). Als Zweitschrift gilt auch 

die Speicherung im Datenerfassungsprotokoll (vgl. § 7 RKSV). Die Speicherung von 

Durchschriften kann auch auf Datenträgern erfolgen, wenn die Geschäftsvorfälle spätestens 

gleichzeitig mit der Belegerstellung erfasst werden und keine Registrierkassenpflicht besteht. 

Die Aufbewahrungsfrist beträgt grundsätzlich sieben Jahre (§ 132 BAO), gerechnet vom 

Ende des Kalenderjahres, in dem der Beleg ausgestellt wurde. 

Die Durchschrift (Zweitschrift) zählt zu den zu den Büchern und Aufzeichnungen gehörigen 

Belegen (§ 132a Abs. 6 Z 2 BAO). Dies ist bedeutsam für: 

 § 132 Abs. 1 BAO (betreffend Verlängerung der Aufbewahrungsfrist), 

 § 132 Abs. 2 und 3 BAO (Aufbewahrung auf Datenträgern), 

 § 51 Abs. 1 lit. d FinStrG (Finanzordnungswidrigkeit). 

4.7. Belegentgegennahmepflicht 

Nach § 132a Abs. 5 BAO hat der Leistungsempfänger oder der an dessen Stelle die 

Gegenleistung ganz oder teilweise erbringende Dritte den Beleg entgegenzunehmen 

und bis außerhalb der Geschäftsräumlichkeiten mitzunehmen. 

Eine Verweigerung der Annahme des Belegs durch den Leistungsempfänger hat keine 

(finanz-) strafrechtlichen Konsequenzen. Der Leistungsempfänger kann nicht zur 

Entgegennahme des Belegs gezwungen werden.  

Außerhalb der Geschäftsräumlichkeiten bedeutet, dass der Leistungsempfänger den Beleg 

erst nach Verlassen der Geschäftsräumlichkeiten entsorgen kann. 

Befindet sich die Geschäftsräumlichkeit in einem Einkaufszentrum bedeutet dies, dass der 

Beleg bis außerhalb der dem Unternehmer zugeordneten Geschäftsräumlichkeit 

mitzunehmen ist. 

Eine darüber hinausgehende Aufbewahrungspflicht des Belegs trifft den Leistungsempfänger 

nicht. 
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Zur Erteilung elektronischer Belege siehe Abschnitt 4.2. 

4.8. Berechtigungsausweise (§ 132a Abs. 7 BAO) 

Bei Berechtigungsausweisen (zB Fahrausweise, Eintrittskarten) ist kein zusätzlicher 

Kassenbeleg auszustellen, wenn diese die erforderlichen Inhalte des § 132a BAO enthalten. 

Für Fahrausweisautomaten gelten darüber hinaus die Erleichterungen gemäß § 5 BarUV 

2015. 

5. Beispiele bestimmter Berufe 

5.1. Apotheker 

Die Rezeptgebühr ist als durchlaufender Posten zu betrachten (siehe Abschnitt 2.4.2.1.). 

5.2. Ärzte 

Einkünfte selbständiger Ärzte fallen unter die betrieblichen Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 1 

bis 3 EStG 1988 und damit auch unter die gesetzlichen Bestimmungen des § 131b BAO. 

Allerdings sind für „Leistungen außerhalb der Betriebsstätte“ (zB Hausbesuche des Arztes) 

Erleichterungen für die zeitliche Erfassung der Barumsätze vorgesehen. Es ist ein Beleg 

auszustellen, der ohne unnötigen Aufschub nach Rückkehr in die Betriebsstätte in der 

Registrierkasse zu erfassen ist (vgl. Abschnitt 6.7.1. Vornahme der Nacherfassung). 

Leistungen von Kassenärzten an ihre Patienten, die mit den Krankenkassen verrechnet 

werden, erfolgen in der Regel in einer Sammelrechnung an die Krankenkasse. 

In diesem Fall liegen keine Barumsätze vor, weder zwischen Arzt und Patienten noch 

zwischen Arzt und Krankenkasse. 

Wenn von Ärzten erbrachte Leistungen bar bezahlt werden (zB Privathonorar wird bar, mit 

Bankomat oder Kreditkarte unmittelbar vor Ort in der Praxis bezahlt) und die Barumsätze 

übersteigen auch die Umsatzgrenze des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO von 7.500 Euro, ist 

Registrierkassenpflicht gegeben. 
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Werden die Honorarnoten nicht unmittelbar bar bezahlt, sondern später beispielsweise mit 

Zahlungsanweisung überwiesen und wird daher die o.a. Grenze nicht überschritten, liegen 

keine Barumsätze und keine Registrierkassenpflicht vor. 

Im Hinblick auf die „ärztliche Verschwiegenheitspflicht“ ist festzuhalten, dass 

personenbezogene Daten des Patienten weder auf den Belegen noch in die Registrierkasse 

(bei Registrierkassenpflicht) aufzunehmen bzw. abzuspeichern sind. 

Überdies ist im Beleg ein Verweis auf die Honorarnote, die Art und Umfang der sonstigen 

Leistung umschreibt, ausreichend. 

Hausapotheke: 

Bei Verkäufen aus der Hausapotheke sind Rezeptgebühren ebenso als durchlaufende Posten 

zu behandeln, zählen damit nicht zum Barumsatz und sind bei der Beurteilung der Grenzen 

für die Registrierkassenpflicht nicht zur berücksichtigen (§ 131b Abs. 1 Z 2 BAO). Die 

Einzelaufzeichnungspflicht besteht (siehe auch Abschnitt 2.4.2.1.). 

5.3. Banken/Kreditinstitute (§ 132b BAO) 

Für Umsätze von Kreditinstituten gemäß § 1 Abs. 1 BWG sowie von Zweigstellen von CRR-

Kreditinstituten aus Mitgliedstaaten gemäß § 9 BWG besteht eine gesetzliche Ausnahme 

sowohl von der Registrierkassen- als auch der Belegerteilungspflicht (vgl. § 132b BAO). 

Unabhängig davon sind Einzelaufzeichnungen zu führen, bzw. bleiben bestehende 

Verpflichtungen aufgrund anderer Normen davon unberührt. 

5.4. Inkassounternehmen 

Soweit selbständige Inkassounternehmen für einen Auftraggeber kassieren, liegt insoweit es 

sich auf den vereinnahmten Inkassobetrag bzw. auf das vom Auftraggeber abgeschlossene 

Geschäft bezieht, kein Barumsatz für das Inkassounternehmen vor. Für diese 

entgegengenommenen Barzahlungen besteht daher weder Registrierkassen- noch 

Belegerteilungspflicht für das Inkassounternehmen (vgl. Abschnitt 2.4.13.). 
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5.5. Kommissionäre 

Wenn ein Kommissionär im eigenen Namen und auf fremde Rechnung bar kassiert, 

unterliegt der Barumsatz bei ihm der Belegerteilungs- und Registrierkassenpflicht (vgl. zu 

Lieferung zwischen Kommitenten und Kommissionär § 3 Abs. 3 UStG 1994). 

Beispiel: Antiquitätengeschäft Verkauf im Auftrag und auf Rechnung des Eigentümers. 

5.6. (Voll- und teilpauschalierte) Land- und Forstwirte 

Die Registrierkassenpflicht erfasst Unternehmer mit betrieblichen Einkünften (Einkunftsarten 

§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG 1988) und damit grundsätzlich auch Land- und Forstwirte. 

Werden Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 17 EStG 1988 und die Umsätze nach 

§ 22 UStG 1994 besteuert, ist hinsichtlich der Registrierkassenpflicht zu unterscheiden: 

 Soweit der Gewinn auf Grundlage der Vollpauschalierung ermittelt wird, besteht keine 

Registrierkassenpflicht (zB einheitswertabhängige Pauschalierung gemäß § 2 der LuF-

PauschVO 2015; flächenabhängige Durchschnittssätze gemäß § 5 Abs. 3 der 

Verordnung). In diesem Umfang besteht damit auch keine Einzelaufzeichnungs- und 

Belegerteilungspflicht. Die Rechnungserteilungspflicht nach § 11 UStG 1994 bleibt davon 

unberührt. Dies gilt nur, wenn die Umsätze nach § 22 UStG 1994 besteuert werden. Dies 

gilt daher nicht im Falle einer Option auf Regelbesteuerung gemäß § 22 Abs. 6 UStG 

1994 sowie bei Überschreiten der Umsatzgrenze des § 22 Abs. 1 UStG 1994. 

 Soweit der Gewinn in Abhängigkeit von den tatsächlichen Betriebseinnahmen zu 

ermitteln ist (Teilpauschalierung), besteht grundsätzlich Einzelaufzeichnungs-, 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht (zB Teilpauschalierung gemäß § 9 der 

Verordnung, Teilpauschalierung bei Weinbaubetrieben [inklusive Buschenschank] mit 

einer weinbaulich genutzten Grundfläche von mehr als 60 Ar gemäß § 4 Abs. 1 der 

Verordnung, Teilpauschalierung im Rahmen des Nebenerwerbs gemäß § 7 der 

Verordnung [zB Zimmervermietung mit Frühstück bis 10 Betten, Be- und/oder 

Verarbeitung, Almausschank], Mostbuschenschank, Gartenbau gemäß § 5 Abs. 2 der 

Verordnung, gewinnerhöhende Beträge gemäß § 15 der Verordnung). 
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In derartigen Fällen besteht Registrierkassenpflicht, wenn die Umsatzgrenzen gemäß § 131b 

Abs. 1 Z 2 BAO in Bezug auf den gesamten Betrieb überschritten werden. 

Auf die Erleichterung des § 2 Abs. 1 lit. c BarUV 2015, in der Fassung BGBl. II Nr. 209/2016, 

betreffend Umsätze im Buschenschank wird verwiesen (vgl. Abschnitt 6.2.3.). Zur 

Berechnung der betriebsbezogenen Umsatzgrenze siehe Abschnitt 6.2.1.8. 

Es bestehen keine Bedenken, den Umsatz aus dem vollpauschalierten Betriebsteil mit 150% 

des entsprechenden Einheitswertes zu schätzen (siehe UStR 2000 Rz 2907). 

Für die Berechnung der Barumsatzgrenze des Betriebes (7.500 Euro) sind die als Folge der 

Vollpauschalierung nicht belegerteilungspflichtigen Barumsätze nicht heranzuziehen. 

5.6.1. Abgrenzung Urproduktion von der Be- und/oder Verarbeitung 

Der Verkauf von Urprodukten fällt bei ertragsteuerlicher Vollpauschalierung sowie 

Besteuerung nach § 22 UStG 1994 nicht unter die Einzelaufzeichnungs-, Belegerteilungs- und 

Registrierkassenpflicht. Handelt es sich hingegen um be- und/oder verarbeitete Produkte, gilt 

diese Befreiung nicht, da diesbezüglich der Gewinn durch Teilpauschalierung zu ermitteln ist. 

Die Abgrenzungskriterien zwischen Urproduktion und Be- und/oder Verarbeitung sind den 

Einkommensteuerrichtlinien 2000 Rz 4215 ff zu entnehmen. 

5.6.2. Bäuerliche Nachbarschaftshilfe 

Die bäuerliche Nachbarschaftshilfe (§ 7 Abs. 4 LuF-PauschVO 2015) unterliegt nicht der 

Vollpauschalierung nach § 2 der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen 

für die Ermittlung der Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft (LuF-PauschVO 2015), da sie 

nicht im Einheitswert berücksichtigt wird und damit auch nicht vom Grundbetrag erfasst ist. 

Die bäuerliche Nachbarschaftshilfe gilt als Nebenerwerb nach § 7 LuF-PauschVO 2015, der 

nicht vollpauschaliert ist und unterliegt daher bei Zutreffen der Voraussetzungen des § 131 

Abs. 1 Z 2 BAO der Registrierkassenpflicht. Auch besteht Einzelaufzeichnungs- und 

Belegerteilungspflicht für diese Leistungen. 

5.6.3. Zimmervermietung durch Land- und Forstwirte 

Die Zimmervermietung mit Frühstück im Ausmaß von höchstens zehn Betten stellt land- und 

forstwirtschaftlichen Nebenerwerb dar, wobei die Betriebsausgaben mit 50% der 
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entsprechenden Betriebseinnahmen (einschließlich Umsatzsteuer) angesetzt werden können 

(§ 7 Abs. 2 LuF-PauschVO 2015). 

Bei Zutreffen der Voraussetzungen des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO besteht Einzelaufzeichnungs-, 

Belegerteilungs- und Registrierkassenpflicht, da es sich um betriebliche Einkünfte handelt. 

Liegen hingegen Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung vor (zB kurzfristige 

Appartementvermietung ohne Nebenleistungen, maximal 5 Appartements; siehe EStR 2000 

Rz 4193a, 5073, 5074, 5436), besteht nur Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht, 

aber keine Registrierkassenpflicht. 

5.7. Post 

Soweit Gegenleistungen für sonstige Leistungen der Post (zB Porto) bar bezahlt werden, 

besteht Belegerteilungspflicht und Registrierkassenpflicht. Die Erleichterung für mobile 

Umsätze kann zur Anwendung kommen (zB Inkasso durch Briefträger) (vgl. Abschnitt 2.4.13. 

zur Nachnahme). Zu umsatzsteuerbefreiten Umsätzen vgl. Abschnitt 2.3. 

5.8. Rechtsanwälte und Notare 

Einkünfte von Rechtsanwälten/Notaren fallen unter die betrieblichen Einkunftsarten des § 2 

Abs. 3 Z 1 bis 3 EStG 1988 und damit auch unter die gesetzlichen Bestimmungen des § 131b 

BAO. 

Allerdings sind für „Leistungen außerhalb der Betriebsstätte“ (bspw. Vertretung eines 

Mandanten vor Gericht, Rechtsberatung einer Mandantin in ihrer Betriebsstätte, 

Testamentsaufnahme beim Klienten) Erleichterungen für die zeitliche Erfassung der 

Barumsätze vorgesehen. Es ist ein Beleg auszustellen, der ohne unnötigen Aufschub nach 

Rückkehr in die Betriebsstätte in der Registrierkasse zu erfassen ist. (vgl. Abschnitt 6.7.) 

Wenn die von Rechtsanwälten/Notaren erbrachten Leistungen bar bezahlt werden (bspw. 

Honorar wird bar, mit Bankomat oder Kreditkarte unmittelbar bezahlt) und die Barumsätze 

übersteigen auch die Umsatzgrenze des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO von 7.500 Euro, ist 

Registrierkassenpflicht gegeben. 
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Werden die Honorarnoten nicht unmittelbar bar bezahlt, sondern später beispielsweise mit 

Zahlungsanweisung überwiesen und wird daher die oa. Grenze nicht überschritten, liegen 

keine Barumsätze und keine Registrierkassenpflicht vor. 

Im Hinblick auf die „rechtsanwaltliche/notarielle Verschwiegenheitspflicht“ ist festzuhalten, 

dass personenbezogene Daten der Mandanten weder auf den Belegen noch in die 

Registrierkasse (bei Registrierkassenpflicht) aufzunehmen bzw. abzuspeichern sind. 

Überdies ist im Beleg der Registrierkasse ein Verweis auf die Honorarnote, das 

bezughabende Aktenzeichen oder die Gerichtsaktenzahl ausreichend. 

5.9. Schischulen und Schilehrer 

Ein selbstständiger Schilehrer fällt, wenn er die Umsatzgrenze von 30.000 Euro nicht 

überschreitet, unter die Erleichterungen für Umsätze im Freien (ehem. „Kalte 

Händeregelung“, § 2 BarUV 2015). Er muss daher weder eine Registrierkasse führen noch 

Einzelbelege erteilen. 

Die Umsätze von Schilehrern, die bei Schischulen nichtselbstständig beschäftigt sind, sind 

Umsätze des Betriebes Schischule. Diese sind, wenn die Schischule die Umsatzgrenze von 

30.000 Euro überschreitet, mittels Registrierkasse zu erfassen, und es sind dem § 132a BAO 

entsprechende Belege auszustellen und dem Kunden zu übergeben. 

Die Erleichterung für mobile Umsätze (§ 7 BarUV 2015) kann zur Anwendung kommen (vgl. 

Abschnitt 6.7.). 

5.10. Selbstständiger Handelsvertreter 

Der Verkauf erfolgt in fremdem Namen und auf fremde Rechnung. Der Handelsvertreter 

vermittelt den Leistungsaustausch zwischen Auftraggeber und dem Kunden. Er selbst 

erbringt keine Lieferung, das von ihm bar kassierte Entgelt (Kaufpreis) stellt für ihn keinen 

Barumsatz dar. 

Erhält er dafür seine Provision vom Auftraggeber in bar, handelt es sich dabei um einen 

Barumsatz (sonstige Leistung) des Handelsvertreters. 
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5.11. Tankstellen 

Bei einem Eigenhändler bestehen keine Besonderheiten. 

Erfolgt der Verkauf des Treibstoffes in fremdem Namen und auf fremde Rechnung [als (auch 

„selbstständiger“) Erfüllungsgehilfe] und wird dies gegenüber dem Leistungsempfänger 

offengelegt, dann ist dies nach UStR 2000 Rz 1530 auf dem Beleg entsprechend 

auszuweisen. Ein derartiger Verkauf stellt keinen Barumsatz für diesen Tankstellenbetreiber 

dar. Dieser Bareingang ist als durchlaufender Posten nicht in der Registrierkasse des 

Tankstellenbetreibers einzeln zu erfassen. Allerdings wird aus betriebswirtschaftlichen 

Gesichtspunkten eine Erfassung sinnvoll sein (zu durchlaufenden Posten vgl. 

Abschnitt 2.4.2.1., zu den Tankautomaten vgl. Abschnitt 6.4.2.). 

5.12. Trafikanten 

Der Empfang der Barzahlung für eine Vignette und einen Lottoschein sind für die Trafikanten 

durchlaufende Posten (vgl. Abschnitt 2.4.2.1.). Ein Getränkeumsatz oder 

Verpackungsmaterialumsatz sowie Zigarettenumsätze, die im eigenen Namen verkauft 

werden, sind als Barumsätze des Trafikanten in seiner Registrierkasse zu erfassen. Es 

besteht Belegerteilungspflicht. Wenn der Beleg auch die durchlaufenden Posten aufweist, 

sind diese in der Registrierkasse als „Null %-Umsatz“ zu erfassen. 

5.13. Versicherungsunternehmen 

Versicherungsunternehmen, die nach gesetzlichen Vorschriften zum Betrieb von 

Zulassungsstellen berechtigt sind, werden im Rahmen dieser ausgelagerten hoheitlichen 

Tätigkeit nicht unternehmerisch tätig. Das bedeutet, dass zB die inkassierte KFZ-

Zulassungsgebühr als durchlaufender Posten zu betrachten ist (vgl. Abschnitt 2.4.2.1.). 

Der für diese Dienstleistung erhaltene Kostenersatz stellt allerdings eine Gegenleistung für 

die sonstige Leistung dar (unternehmerische Tätigkeit) und ist bei Zutreffen der 

Barumsatzgrenzen nach § 131b BAO registrierkassenpflichtig. 

Auch besteht nach §§ 131, 132a BAO Einzelaufzeichnungs- und Belegerteilungspflicht. 

Bei Versicherungsabschluss getätigte Barumsätze unterliegen bei Überschreiten der 

Barumsatzgrenzen auch der Registrierkassenpflicht. 
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Ein Vertreter, der als Erfüllungsgehilfe für die jeweilige Versicherung auftritt und zB in der 

Wohnung des Versicherungsnehmers den Vertragsabschluss tätigt und dort Prämiengelder 

bar kassiert, kann die Erleichterung für mobile Gruppen in Anspruch nehmen (vgl. 

Abschnitt 6.7.). 

6. Barumsatzverordnung 2015 (BarUV 2015, BGBl. II Nr. 

247/2015, in der Fassung BGBl. II Nr. 209/2016) 

6.1. Ausnahmen von der Einzelaufzeichnungs-, 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht; Zulässigkeit der 

vereinfachten Losungsermittlung (§ 1 BarUV 2015) 

Die vereinfachte Losungsermittlung bzw. Erleichterungen bei der Einzelaufzeichnungs-, 

Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht können nur in den Fällen der §§ 2 bis 4 BarUV 

2015 in Anspruch genommen werden, soweit über die Bareingänge keine 

Einzelaufzeichnungen geführt werden, die eine Losungsermittlung ermöglichen. 

Liegen die Voraussetzungen der §§ 2 oder 3 vor, können gemäß § 1 Abs. 2 die gesamten 

Bareingänge eines Tages durch Rückrechnung aus dem ausgezählten End- und 

Anfangsbestand ermittelt werden (vereinfachte Losungsermittlung; "Kassasturz"). Aufgrund 

der als Begünstigung einzustufenden Regelung muss gemäß § 1 Abs. 3 die Ermittlung des 

Kassenanfangs- und Kassenendbestands sowie der Tageslosung durch Rückrechnung 

nachvollziehbar und entsprechend dokumentiert werden. Auch hat sie spätestens zu Beginn 

des nächstfolgenden Arbeitstages und für jede Kassa gesondert zu erfolgen. 

Die vereinfachte Losungsermittlung nach § 1 Abs. 1 ist dann ausgeschlossen, soweit über die 

Bareingänge tatsächlich Einzelaufzeichnungen geführt werden, die eine Losungsermittlung 

ermöglichen. 

Dies entspricht § 131 Abs. 4 BAO, demzufolge Erleichterungen bei der Führung von Büchern 

und Aufzeichnungen unter anderem nur dann zulässig sind, wenn die Erfüllung der 

Verpflichtungen unzumutbar wäre. 
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Wenn die vereinfachte Losungsermittlung gemäß § 1 Abs. 2 BarUV 2015 zulässig ist, besteht 

als weiterer Begünstigungstatbestand (§ 1 Abs. 4 BarUV 2015) weder Registrierkassenpflicht 

gemäß § 131b BAO noch Belegerteilungspflicht nach § 132a BAO. 

6.1.1. Arten der vereinfachten Losungsermittlung 

Bei der vereinfachten Losungsermittlung werden die Betriebseinnahmen nicht einzeln erfasst, 

sondern durch Rückrechnung aus ausgezähltem End- und Anfangsbestand ermittelt 

(Ermittlung der Tageslosung durch Rückrechnung; Kassasturz). 

End- und Anfangsbestand, alle Barausgänge (etwa Privatentnahmen, Betriebsausgaben, 

Bankeinzahlungen, sonstige Ausgaben) sowie nicht erfolgswirksamen Bareingänge (etwa 

Privateinlagen, Bankabhebungen) sind täglich einzeln zu erfassen und aufzuzeichnen. 

Anhand der vorliegenden Aufzeichnungen (Kassenbericht bzw. Kassabuch mit 

Bestandsfeststellung) muss nachvollziehbar die Tageslosung ermittelt werden können. 

Die Ermittlung der Tageslosung hat spätestens zu Beginn des nächstfolgenden Arbeitstages 

zu erfolgen. Wenn Samstag und Sonntag geschlossen sind, ist der nächstfolgende Arbeitstag 

nach Freitag der Montag, wenn dieser Betrieb am Montag geöffnet hat. 

Wenn in einem Betrieb oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb mehrere Kassen als 

Abrechnungseinheiten vorliegen, hat die vereinfachte Losungsermittlung für jede Kasse 

gesondert zu erfolgen. 

Hinsichtlich der vereinfachten Losungsermittlung bei Warenausgabe- und 

Dienstleistungsautomaten wird auf § 4 Abs. 2 BarUV 2015 verwiesen. 

6.2. Erleichterungen für Umsätze im Freien, in unmittelbarem 

Zusammenhang mit Hütten, in Buschenschänken und in kleinen 

Kantinen (§ 2 BarUV 2015) 

6.2.1. Umsätze im Freien 

Umsätze im Freien sind Umsätze, die von Haus zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, 

Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Orten, jedoch nicht in oder in Verbindung mit fest 

umschlossenen Räumlichkeiten ausgeführt werden. 

74 von 95



 

 

© Bundesministerium für Finanzen Seite 75 

Dabei kann – soweit keine Einzelaufzeichnungen geführt werden, die eine Losungsermittlung 

ermöglichen und die Umsatzgrenze von 30.000 Euro für diese Umsätze bzw. diesen 

Umsatzteil nicht überschritten wurde – die Tageslosung mittels vereinfachter 

Losungsermittlung (Kassasturz) durchgeführt bzw. aufgezeichnet werden. 

Die Möglichkeit zur vereinfachten Losungsermittlung nach § 1 BarUV 2015 richtet 

sich nur nach den angeführten Kriterien und ist nicht auf bestimmte Branchen oder den 

Verkauf bestimmter Produkte beschränkt. Die Bestimmungen der BarUV 2015 sind im Sinne 

des § 131 Abs. 4 BAO – das Vorliegen von Unzumutbarkeit, sofern die ordnungsgemäße 

Ermittlung der Grundlagen der Abgabenerhebung nicht gefährdet wird – auszulegen. 

Wenn für solche Umsätze die Umsatzgrenze (30.000 Euro) und zudem die Barumsatzgrenze 

von 7.500 Euro betriebsbezogen überschritten werden und daher Registrierkassenpflicht 

besteht, kann für die Umsätze im Freien noch die Erleichterung für mobile Umsätze 

(außerhalb der Betriebsstätte) in Anspruch genommen werden (vgl. dazu Abschnitt 6.7.2.). 

6.2.1.1. Zumutbarkeit der Führung von Einzelaufzeichnungen 

Die Zumutbarkeit, Einzelaufzeichnungen zu führen, liegt insbesondere dann vor, wenn das 

Inkasso in den Räumlichkeiten erfolgt oder die Ware im Verkaufsfall von/aus den 

Räumlichkeiten zum Kunden befördert/gereicht wird und damit der Geschäftsvorfall in 

Verbindung mit einer fest umschlossenen Räumlichkeit ausgeführt wird. 

Dies liegt dann vor, wenn dem Unternehmer oder seinem Mitarbeiter (Erfüllungsgehilfen) bei 

der Ausübung der unternehmerischen Tätigkeit eine fest umschlossene Räumlichkeit, die 

dem Unternehmer zugeordnet werden kann, zur Verfügung steht. Der Umsatz muss nicht in 

der Räumlichkeit selbst, sondern kann durchaus auch außerhalb derselben getätigt werden, 

sofern nur ein örtliches Naheverhältnis zwischen der Umsatzausführung und der 

Räumlichkeit besteht (zB bei einer Tankstelle mit Tankwarthaus oder in Verbindung mit einer 

Gemischtwarenhandlung oder einem Gasthaus, bei Verkäufen von vor dem Geschäftslokal 

ausgestellten Waren, bei Ausschank im Gastgarten eines Restaurants, bei Verkäufen von 

Holz, das sich auf einem neben dem Sägewerk gelegenen Lagerplatz befindet, bei Verkäufen 

ab Hof von Obst und Gemüse). 
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6.2.1.2. Öffentliche Orte 

Unter öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Orten sind allgemein 

zugängliche Wege, Straßen, Plätze oder andere Orte zu verstehen. 

Öffentlich zugänglich bedeutet nicht auf einen konkreten Personenkreis oder bestimmte 

Personen beschränkt (zB Firmenzugehörigkeit und persönliche Einladungen). 

Beschränkungen in Form von Eintrittsgebühren (zB Strandbad, Tiergarten) schaden nicht, 

wenn jedermann Zutritt hat. 

6.2.1.3. In Verbindung mit fest umschlossenen Räumlichkeiten 

Fest umschlossen ist eine Räumlichkeit dann, wenn sie zu keiner Seite hin vollständig offen 

ist oder die dem Verkauf dienenden offenen Seiten während der Geschäftszeiten schließbar 

sind bzw. wenn sie an einer oder mehreren Seiten dem Verkauf dienende Öffnungen 

(Fenster) aufweist. 

Nach einer Seite hin vollständig offen ist eine Räumlichkeit dann, wenn sie ab der üblichen 

Höhe für Verkaufstheken in voller Breite offen ist und während der Geschäftszeiten nicht 

geschlossen werden kann. 

In Betracht kommen jedoch nur solche Räumlichkeiten, in denen ein Aufenthalt für den 

Unternehmer oder seinen Mitarbeitern während der unternehmerischen Tätigkeit zumutbar 

ist. Dieses Merkmal würde etwa auf bloße Abstellräume, Gerätekammern (zB von 

Friedhofsgärtnern vor Friedhöfen, Maronibrater) und dergleichen nicht zutreffen. 

6.2.1.4. Umsätze im Freien in Verbindung mit einer fest umschlossenen 

Räumlichkeit 

Umsätze, die im Freien in Verbindung mit fest umschlossenen Räumlichkeiten getätigt 

werden (zB in Gastgarten vor dem Gasthaus, Weinausschank im Gastgarten des 

Weinbaubetriebes), fallen nicht unter die Ausnahmebestimmung des § 2 BarUV 2015. Ein 

Umsatz wird in Verbindung mit einer fest umschlossenen Räumlichkeit durchgeführt, wenn 

einerseits das örtliche Naheverhältnis zur fest umschlossenen Räumlichkeit gegeben ist bzw. 

andererseits auch der einzelne Umsatz in Verbindung mit einer fest umschlossenen 

Räumlichkeit durchgeführt wird. Wenn daher im Rahmen der Verkaufstätigkeit bei Verkäufen 

im Freien bei Ausführung des einzelnen Umsatzes (Geschäftsvorfalles) auch Waren aus der 

76 von 95



 

 

© Bundesministerium für Finanzen Seite 77 

fest umschlossenen Räumlichkeit (Gasthaus) zum Kunden gebracht oder das Inkasso im 

Gasthaus vorgenommen wird, besteht eine Verbindung zur fest umschlossenen Räumlichkeit. 

6.2.1.5. Abgrenzung fest umschlossene Räumlichkeit/offene Verkaufsbude 

Die Abgrenzung fest umschlossene Räumlichkeit/offene Verkaufsbude ist auch bei 

Verkaufsfahrzeugen maßgeblich. Wenn daher eine nach einer Seite hin vollständig offene 

Verkaufsbude Räder hat, fällt sie unter § 2 der BarUV 2015. 

Wenn bei einem Verkaufsbus der Verkauf und das Inkasso im Freien vor dem Bus stattfindet, 

der Bus lediglich als Lagerraum dient und ein Aufenthalt im Bus nicht zumutbar ist, kommt 

§ 2 der BarUV 2015 zur Anwendung. 

6.2.1.6. Umsätze im Freien in großen, öffentlich zugänglichen fest umschlossenen 

Räumlichkeiten 

Wenn die Umsätze im Freien in großen, öffentlich zugänglichen, festumschlossenen 

Räumlichkeiten, wie etwa Einkaufszentren, Markthallen oder großen Bahnhofsgebäuden 

getätigt werden, in denen beispielsweise eine Vielzahl von Unternehmen Standorte haben 

und diese nicht dem einzelnen Unternehmer zugeordnet werden können, kann ein 

Unternehmer, der Umsätze in einer derartigen Räumlichkeit tätigt, die Erleichterungen iSd 

§ 2 Abs. 1 BarUV 2015 in Anspruch nehmen, wenn er seine Tätigkeit nicht in einer eigenen 

fest umschlossenen Räumlichkeit ausübt (zB Zeitungsverkäufer im Bahnhofsgebäude oder 

Einkaufszentrum; offenes Schulbuffet im Schulgebäude; offenes Theaterbuffet, wenn die 

große geschlossene Räumlichkeit (Theater) nicht dem Buffetbetreiber zuordenbar ist, 

Verpflegungsstand bei Festen in Hallen). 

6.2.1.7. Beispiele für Umsätze im Freien 

Die Ausnahmebestimmung des § 2 der BarUV 2015 kann beispielsweise in folgenden Fällen 

zur Anwendung kommen: Bei Kanalreinigung und sonstigen Reinigungsdienstleistungen vor 

Ort, Schneeräumung, Garten- und Landschaftspflegern, Kehr-, Wasch- und 

Räumungsdiensten, Abfallsammlern, Entrümplern, Tankreinigern, Fremdenführer, mobile 

Schausteller, bei Beförderung von Personen mit Fiakern, Motorboot, Gondeln, Zillen oder 

Pferdeschlitten, bei Leistungen eines Hundetrainers, bei Verkäufen im Freien (etwa von 

Christbäumen, Kränzen, Blumen, Maroni, Speiseeis, Hendlbrater), bei Verkäufen vom offenen 

Pritschenwagen (etwa von Obst und Gemüse), bei Verkäufen von im Freien stehenden 
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Verkaufstischen (etwa von Andenken, Neujahrsartikeln), bei Verkäufen aus offenen 

Verkaufsbuden (Jahrmärkte, Christkindlmarkt), Ausschank unter Schirmen und Zeltdächern 

im Freien, auch wenn diese mit einer Regenschutzvorrichtung versehen sind (Schneebar, 

Schirmbar), sofern der Umsatz nicht in Verbindung mit einer fest umschlossenen 

Räumlichkeit, die dem Unternehmer zugeordnet werden kann, getätigt wird, nicht hingegen 

aber etwa bei Verkäufen aus einem Kiosk oder Fensterverkauf aus einem Verkaufstand. 

6.2.1.8. Ermittlung der Umsatzgrenze für die Registrierkassenpflicht nach § 2 

Abs. 2 BarUV 2015 

Die Umsatzgrenze nach § 131 Abs. 4 Z 1 lit. a und b BAO von 30.000 Euro (netto, ohne 

Umsatzsteuer) bezieht sich auf den Jahresumsatz je Kalenderjahr und ist bei den Umsätzen 

im Freien und bei den Hüttenumsätzen jeweils auf den Teil des Umsatzes beschränkt, der im 

Freien oder in unmittelbarem Zusammenhang mit Hütten getätigt wird. 

Eine gesamtbetriebliche Betrachtung, wie sie bei der allgemeinen Registrierkassenpflicht 

nach § 131b Abs. 1 Z 2 BAO normiert ist und wie sie in § 2 Abs. 1 der BarUV 2015 in der 

Fassung BGBl. II Nr. 247/2015 vorgesehen war, erfolgt damit in diesen Fällen nicht mehr. 

Die begünstigten Umsätze im Freien und Hütten (§ 131 Abs. 4 Z 1 lit. a und b BAO) sind 

daher nicht für die Ermittlung der Umsätze des nicht begünstigten Teils des Betriebes 

einzubeziehen. 

Bei den Umsätzen in einem Buschenschank erfolgt die Berechnung der begünstigten 

Umsätze unter Einbeziehung der gesamtbetrieblichen Umsätze ohne begünstigte Umsätze im 

Sinn des § 131 Abs. 4 Z 1 lit. a und b BAO. Dies ergibt sich im Regelfall daraus, dass der 

Buschenschank in steuerlicher Betrachtung kein eigener Betrieb, sondern Teil des Weinbau- 

oder Obstbaubetriebes sein wird. Der Gesetzgeber hat in § 131 Abs. 4 Z 1 lit. c BAO auf die 

betriebsbezogene Betrachtung abgestellt, sodass hier die betriebliche Umsatzbetrachtung 

maßgeblich ist. 

Sonderregelung Urprodukteverkauf: 

Der Verkauf von Urprodukten im Freien (im Sinne des § 131 Abs. 4 Z 1 lit. a BAO) fällt bei 

ertragsteuerlicher Vollpauschalierung und Besteuerung nach § 22 UStG 1994 nicht unter die 
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Einzelaufzeichnungs-, Belegerteilungs- und Registrierkassenpflicht und ist auch nicht auf die 

30.000 Euro-Grenze für Umsätze im Freien anzurechnen. 

Die Umsätze aus dem Verkauf von Urprodukten im Rahmen eines Almausschankes sind 

jedoch bei der Ermittlung der 30.000 Euro-Grenze einzubeziehen, da im Rahmen der 

Teilpauschalierung sämtliche Betriebseinnahmen (auch die der Urprodukte) zu erfassen sind 

(siehe § 7 Abs. 3 LuF-PauschVO 2015). 

Die Begünstigung der Hüttenumsätze nach § 131 Abs. 4 Z 1 lit. b BAO steht aber zu. 

Für die Berechnung der Umsätze einer von einem gemeinnützigen Verein betriebenen 

„kleinen Kantine“ sind die Kantinenumsätze des abgabepflichtigen Vereins maßgeblich. 

Die Umsätze sind in Nettobeträgen heranzuziehen. 

Bei der Berechnung der Jahresumsatzgrenze von 15.000 Euro, bei der Barumsatzgrenze von 

7.500 Euro nach § 131b Abs. 1 Z 2 BAO sowie bei der Umsatzgrenze von 30.000 Euro nach 

§ 131 Abs. 4 BAO ist immer vom Nettoumsatz auszugehen. 

Die Umsatzgrenze des § 131 Abs. 4 BAO knüpft an den Abgabepflichtigen an. Das bedeutet, 

dass alle begünstigten Umsätze je verwirklichter litera je Abgabepflichtigem 

zusammengerechnet werden müssen. 

Beispiele: 

Ein Abgabepflichtiger betreibt 3 Maronistände. Die derart getätigten Umsätze aller drei 
Maronistände werden zusammengerechnet. 

Ein Abgabepflichtiger betreibt eine Hütte und einen Maronistand. Diese Umsätze 
werden für die Berechnung der Umsatzgrenze nicht zusammengerechnet. Die 
Hüttenumsätze können daher in einem Kalenderjahr mittels Kassasturz ermittelt 
werden, wenn diese 30.000 Euro nicht überschreiten. Gleiches gilt für die Umsätze im 
Freien. 

Der Abgabepflichtige hat den Nachweis, dass die Umsatzgrenze von 30.000 Euro nicht 
überschritten wird, dadurch zu erbringen, dass er im Rahmen der Losungsermittlung 
die Bareingänge eines Tages durch Kassasturz ermittelt. 
Die Ermittlung der Tageslosung durch Kassasturz muss nachvollziehbar und 
entsprechend dokumentiert werden. Sie hat spätestens am nächstfolgenden Arbeitstag 
zu erfolgen (vgl. § 1 Abs. 3 BarUV). 
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6.2.1.9. Beginn der Registrierkassenpflicht bei Umsätzen im Freien, in 

unmittelbaren Zusammenhang mit Hütten, in Buschenschänken und in kleinen 

Kantinen 

Wenn die Umsatzgrenze nach § 131 Abs. 4 Z 1 BAO in Höhe von 30.000 Euro (netto) sowie 

7.500 Euro (netto) Barumsatz (vgl. § 131b Abs. 1 Z 2 BAO) erstmalig überschritten wird, 

bestehen die Verpflichtungen zur Losungsermittlung mit elektronischem 

Aufzeichnungssystem gemäß § 131b BAO und zur Belegerteilung gemäß § 132a BAO mit 

Beginn des viertfolgenden Monats nach Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die 

Umsatzgrenzen überschritten wurden. 

6.2.1.10. Ende der Registrierkassenpflicht bei Unterschreitung der 

Umsatzgrenzen im Fall von § 2 Abs. 3 BarUV 2015 

Wird die Umsatzgrenze in einem Folgejahr nicht überschritten und ist aufgrund besonderer 

Umstände absehbar, dass diese Grenze auch künftig nicht überschritten wird, so fallen die 

Verpflichtungen zur Losungsermittlung mit elektronischem Aufzeichnungssystem gemäß 

§ 131b BAO und zur Belegerteilung gemäß § 132a BAO, bei Vorliegen der sonstigen 

Voraussetzungen von § 2 BarUV 2015, mit Beginn des nächstfolgenden Kalenderjahres weg. 

6.2.2. Hüttenumsätze 

6.2.2.1. Allgemein 

Für Umsätze, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Hütten, wie insbesondere in Alm-, 

Berg-, Schi- und Schutzhütten getätigt werden, besteht bis zu einer Umsatzgrenze von 

30.000 Euro im Kalenderjahr und pro Abgabepflichtigem weder Registrierkassen- noch 

Belegerteilungspflicht. 

6.2.2.2. Was sind Alm-, Berg-, Schi- und Schutzhütten? 

Die alleinige Bezeichnung eines Gebäudes oder einer Gebäudeeinrichtung als Hütte (Alm-, 

Berg-, Schi- oder Schutzhütte) ist für die begünstigende Behandlung nicht ausreichend. 

Nach der Verkehrsauffassung ist eine Hütte ein bautechnisch einfach ausgeführtes Gebäude. 

6.2.2.3. Berechnung der Umsatzgrenze für Hüttenumsätze 

Zur Berechnung der Umsatzgrenze siehe Abschnitt 6.2.1.8. 
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Alle Umsätze eines Abgabepflichtigen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Hütten 

getätigt werden, werden für die Berechnung der Umsatzgrenze von 30.000 Euro 

zusammengerechnet. Eine Zusammenrechnung mit Umsätzen im Freien erfolgt allerdings 

nicht. 

Beispiele: 

Ein Abgabepflichtiger betreibt eine Almhütte und eine Schihütte im Sinne des § 131 
Abs. 4 Z 1 lit. b BAO. Die Umsätze dieser beiden Hütten werden für die Berechnung 
der Umsatzgrenze zusammengerechnet. 

Jemand betreibt fünf Hütten. Drei Hütten erfüllen die Tatbestandsmerkmale des § 131 
Abs. 4 Z 1 lit. b BAO, zwei Hütten erfüllen diese Voraussetzungen nicht. In diesem Fall 
sind nur die Umsätze der drei Hütten, die die gesetzlichen Voraussetzungen des § 131 
Abs. 4 Z 1 lit. b BAO erfüllen, zusammenzurechnen. Für die anderen beiden Hütten 
gelten die allgemeinen Bestimmungen des § 131b BAO. 

6.2.3. Umsätze von Buschenschänken 

6.2.3.1. Buschenschank 

Der Gesetzgeber hat sich bei der Definition des Begriffes „Buschenschank“ der bereits 

bestehenden Legaldefinition in der Gewerbeordnung 1994 bedient. 

Dieser zufolge ist darunter der buschenschankmäßige Ausschank von Wein und Obstwein, 

von Trauben- und Obstmost und von Trauben- und Obstsaft sowie von selbstgebrannten 

geistigen Getränken durch Besitzer von Wein- und Obstgärten, soweit es sich um deren 

eigene Erzeugnisse handelt, zu verstehen; im Rahmen des Buschenschankes ist auch die 

Verabreichung von kalten Speisen und der Ausschank von Mineralwasser und 

kohlensäurehältigen Getränken zulässig, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass diese 

Tätigkeiten dem Herkommen im betreffenden Bundesland in Buschenschänken entsprechen. 

Die Verabreichung von warmen Speisen auf Grund dieser Ausnahmebestimmung ist nicht 

zulässig (vgl. § 2 Abs. 1 Z 5 GewO 1994). 

Ein Buschenschank fällt zudem nur dann unter die Erleichterungsbestimmung, wenn dieser 

an nicht mehr als 14 Tagen im Kalenderjahr betrieben wird. 

Zur Berechnung der Umsatzgrenze siehe Abschnitt 6.2.1.8. 
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6.2.4. Umsätze von kleinen Kantinen, die von gemeinnützigen Vereinen 

betriebenen werden 

6.2.4.1. Kleine Kantine 

Bei einer Kantine handelt es sich um einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Dieser 

unterliegt einer gesonderten Begünstigung, wenn er die Voraussetzungen einer „kleinen 

Kantinen“ erfüllt, die in § 2 Abs. 1 BarUV 2015, in der Fassung BGBl. II Nr. 209/2016, 

gefordert sind. 

Eine kleine Kantine ist eine Kantine, die von einem gemeinnützigen Verein an maximal 52 

Tagen im Jahr betrieben wird, und deren Umsatz die Umsatzgrenze von 30.000 Euro nicht 

überschreitet. Liegen diese Voraussetzungen vor, besteht weder Registrierkassen- noch 

Belegerteilungspflicht. 

Zur Definition eines gemeinnützigen Vereins siehe §§ 34 ff BAO sowie Vereinsrichtlinien. 

6.2.4.2. Abgrenzung Kantine und Gastronomiebetrieb 

Wird eine Kantine an mehr als 52 Tagen betrieben oder mit dieser Umsätze über 30.000 

Euro im Kalenderjahr erzielt, ist von einem gastronomischen Betrieb auszugehen, diesem ist 

bei Überschreiten der Umsatzgrenzen des § 131b Abs. 1 Z 2 BAO die Verwendung einer 

Registrierkasse sowie die Ausstellung von Belegen zumutbar. 

Beispiele: 

1. Ein gemeinnütziger Verein betreibt seine Kantine an 56 Tagen im Kalenderjahr und 
erzielt Umsätze von 20.000 Euro. Die Kantine erfüllt die Voraussetzungen für eine 
kleine Kantine nicht, es besteht Belegerteilungspflicht und bei Überschreiten der 
Umsatzgrenzen nach § 131b BAO Registrierkassenpflicht. 

2. Ein gemeinnütziger Verein betreibt seine Kantine an 50 Tagen im Kalenderjahr und 
erzielt Umsätze von 40.000 Euro. Die Kantine erfüllt die Voraussetzungen für eine 
kleine Kantine nicht und die Begünstigung kann nicht in Anspruch genommen werden. 
Es besteht Belegerteilungspflicht und bei Überschreiten der Umsatzgrenzen nach § 
131b BAO Registrierkassenpflicht. 

6.3. Sonderregelung für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

6.3.1. Umsätze unentbehrlicher Hilfsbetriebe (§ 45 Abs. 2 BAO) 

Wenn eine Körperschaft gemäß §§ 34 ff BAO abgabenrechtlich begünstigt ist und einen 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält, der die Voraussetzungen des unentbehrlichen 
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Hilfsbetriebes nach § 45 Abs. 2 BAO erfüllt, besteht nach § 3 Abs. 1 und § 1 Abs. 4 BarUV 

2015 für die dabei erzielten Umsätze weder Einzelaufzeichnungspflicht nach § 131 Abs. 1 Z 2 

BAO, Registrierkassenpflicht nach § 131b BAO noch Belegerteilungsverpflichtung nach 

§ 132a BAO. Daher kann die Losungsermittlung in vereinfachter Form (Kassasturz) 

vorgenommen werden. 

Beispiele 

Eintrittsgelder bei Sportveranstaltungen von Sportvereinen, Theateraufführungen von 
Theatervereinen, Konzertveranstaltungen von Musik- und Gesangsvereinen, 
Vortragsveranstaltungen von wissenschaftlichen Vereinen, Einnahmen von 
Behindertenwohnheimen eines Behindertenverbandes und von gemeinnützigen 
Krankenanstalten (Heil-und Pflegeanstalten, vgl. § 46 BAO), so Museen eines 
Kunstförderungs- oder Museumsvereins. 

Eine Einzelaufzeichnung macht zwar den Kassasturz unzulässig (§ 1 Abs. 1 BarUV 
2015), begründet aber weder Registrierkassen- noch Belegerteilungspflicht nach den 
§§ 131b und 132a BAO. 

6.3.2. Umsätze von wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben im Sinn des § 45 

Abs. 1a BAO 

Bei bestimmten Umsätzen von wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben im Sinn des § 45 Abs. 1a 

BAO von abgabenrechtlich begünstigten Körperschaften kann die vereinfachte 

Losungsermittlung in Anspruch genommen werden. Es besteht dann weder 

Einzelaufzeichnungs-, Registrierkassen- noch Belegerteilungspflicht. 

Inhaltlich wird auf diesbezügliche Ausführungen in den VereinsR 2001 verwiesen. 

6.4. Ausnahmen für Warenausgabe- und 

Dienstleistungsautomaten (§ 4 BarUV 2015) 

6.4.1. „Kleinbetragsautomaten“ 

Bei Warenausgabe- und Dienstleistungsautomaten, bei denen die Gegenleistung für die 

jeweiligen Einzelumsätze 20 Euro (brutto) nicht übersteigt und die nach dem 31. Dezember 

2015 in Betrieb genommen werden, kann nach § 4 BarUV 2015 eine vereinfachte 

Losungsermittlung in Anspruch genommen werden. 

Für diese Automaten gilt weder eine Registrierkassenpflicht nach § 131b BAO noch eine 

Belegerteilungspflicht nach § 132a BAO. 
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Mit dieser Bestimmung wird für bestimmte Waren- und Dienstleistungsautomaten, unter 

Wahrung des gesetzlichen Auftrages zur Beachtung der Unzumutbarkeit und 

Nichtgefährdung der Abgabenerhebung, mit der Einziehung einer Einzelhöchstumsatzgrenze 

von 20 Euro (brutto) eine besondere Losungsermittlung zugelassen und die 

Registrierkassenpflicht entfällt. 

Beispiele für Kleinbetragsautomaten 

Als solche Automaten kommen bspw. Tischfussballautomaten (Wuzzler), 
Musikautomaten (Jukebox), Flipper, Dartautomaten, Personenwaagen, 
Aussichtsfernrohre, Münzprägeautomaten, Zigarettenautomaten, Kaffeeautomaten, 
Garderobeautomaten, Imbissautomaten, Milchautomaten, Eier- und Erdäpfelautomaten 
in Betracht. 

6.4.2. Automaten, die den Kleinbetrag überschreiten 

Warenausgabe- und Dienstleistungsautomaten, bei denen Einzelumsätze von mehr als 20 

Euro (brutto) getätigt werden können und die erst nach dem 31. Dezember 2015 in Betrieb 

genommen werden, fallen bereits ab dem 1. Jänner 2017 unter die Registrierkassenpflicht 

nach § 131b BAO und die Belegerteilungspflicht nach § 132a BAO (vgl. § 323 Abs. 45 BAO). 

Beispiel: Tankautomaten. 

6.4.3. „Altautomaten“ 

Alle Warenausgabe- und Dienstleistungsautomaten (auch Fahrausweisautomaten nach § 5 

BarUV 2015), die vor dem 1. Jänner 2016 in Betrieb genommen wurden, sind - soweit sie 

den Anforderungen der §§ 131b und 132a BAO nicht entsprechen - von der 

Belegerteilungspflicht des § 132a BAO und von der Pflicht zur Verwendung eines 

elektronischen Aufzeichnungssystems/Registrierkassenpflicht (§ 131b BAO) ausgenommen. 

Sie sind aufgrund einer 10-jährigen Übergangsfrist bis 1. Jänner 2027 umzustellen (vgl. 

§ 323 Abs. 45 vorletzter Satz BAO), wobei die §§ 4 und 5 BarUV 2015 auch für solche 

Automaten ab diesem Zeitpunkt gelten. 

Die 10-jährige Übergangsfrist gilt nur für solche Automaten, soweit sie nicht (bereits) den 

Anforderungen der §§ 131b und 132a entsprechen. Daher darf bei solchen Automaten, die 

zB bereits derzeit Belege (Quittungen, Rechnungen) ausdrucken können (auch wenn sie 

nicht allen Anforderungen des § 132a Abs. 3 BAO entsprechen), diese Druckmöglichkeit nicht 

außer Betrieb genommen oder ausgebaut werden. 
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Ein Nachrüsten solcher Automaten (zB möglicher Belegausdruck) vor dem 1. Jänner 2027 ist 

jedoch nicht erforderlich. Die Behebung von technischen oder anderen Gebrechen führen 

nicht zu einem Wegfall der Einstufung als „Altautomat“. Dies trifft beispielsweise auch dann 

zu, wenn bei einem Parkautomat eine externe Vorrichtung zur Bedienung der 

Schrankenanlage nach dem 31.12.2015 getauscht werden muss und die 

Softwarekomponente, die die Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle bewerkstelligt, davon nicht 

betroffen ist. Bis zur gesetzlich geforderten Umstellung bzw. Nachrüstung der 

„Altautomaten“ kann die vereinfachte Losungsermittlung wie bisher in Anspruch genommen 

werden. 

6.4.4. Neue Automaten 

Eine vereinfachte (besondere) Losungsermittlung kann gemäß § 4 Abs. 1 BarUV 2015 in 

Anspruch genommen werden für Warenausgabe- und Dienstleistungsautomaten, 

 die nach dem 31. Dezember 2015 in Betrieb genommen werden, 

 wenn die Gegenleistung für die Einzelumsätze 20 Euro nicht übersteigt. 

6.4.5. Park-/Garagenautomaten 

Park-/Garagenautomaten, bei denen das Inkasso direkt an der Schrankenanlage erfolgt und 

eine Ausfahrt nur nach Bezahlung möglich ist (zB Parkhaus, Fahrradgarage), sind wie 

Ticketautomaten (zB in Einkaufszentren), die gegen Bezahlung die Ausgabe des 

Ausfahrttickets zur Ausfahrt ermöglichen, zu behandeln. 

Erfolgt das Inkasso durch einen Erfüllungsgehilfen des Parkhausbetreibers, liegt kein 

Automatenumsatz vor und besteht Registrierkassenpflicht bei Erfüllung der gesetzlichen 

Voraussetzungen. 

6.4.6. Vereinfachte Losungsermittlung bei Warenausgabe- und 

Dienstleistungsautomaten 

Eine vereinfachte Losungsermittlung kann bei diesen Automaten durch eine zumindest im 

Abstand von 6 Wochen regelmäßig erfolgende Ermittlung und Aufzeichnung 
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 der Anzahl der verkauften Waren anlässlich der Nachfüllung durch Bestandsverrechnung 

(Endbestand minus Anfangsbestand bzw. Nachfüllmenge) oder manuelle oder 

elektronische Auslesung der Zählwerkstände bei vorhandenen Zählwerken oder 

 der erbrachten Dienstleistungen durch manuelle oder elektronische Auslesung der 

Zählwerkstände bei vorhandenen Zählwerken 

durchgeführt werden. 

Darüber hinaus sind anlässlich jeder Kassenentleerung, die zumindest einmal monatlich zu 

erfolgen hat, die vereinnahmten Geldbeträge je Automat zu ermitteln und aufzuzeichnen. 

6.4.6.1. Glücksspielautomaten 

Gemäß § 31b Abs. 5 GSpG finden die Bestimmungen der §§ 131b und 132a BAO auf 

Ausspielungen von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach den §§ 5, 14 und 21 

GSpG keine Anwendung, da durch bestehende spezielle Aufzeichnungspflichten 

(elektronische Anbindung an die Bundesrechenzentrum GmbH) eine korrekte Erfassung der 

Abgabenbemessungsgrundlagen sichergestellt ist. Sie sind daher von der Registrierkassen- 

und Belegerteilungspflicht gesetzlich ausgenommen. 

6.4.6.2. Wettterminals 

Wettterminals fallen als Dienstleistungsautomaten unter die Erleichterungen des § 4 BarUV 

2015. 

6.4.6.3. Selbstbedienungsgeschäfte 

Selbstbedienungsgeschäfte sind solche, bei denen die Warenentnahme und Bezahlung 

ausschließlich bzw. selbständig durch den Kunden erfolgt. Unter Selbstbedienungsumsätzen 

werden Umsätze verstanden, bei denen der Kunde die Ware selbst entnimmt und 

anschließend durch Geldeinwurf in eine Kassabox bezahlt. 

Diese Umsätze sind (in analoger Anwendung) wie Automatenumsätze zu behandeln. 

Aus Vereinfachungsgründen und zur weiteren Gewährleistung dieser Art von Geschäften ist 

nur eine vereinfachte Losungsermittlung durch Auszählung und Aufzeichnung des Inhaltes 

der Kassabox durchzuführen. 

Beispiele: 
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 Selber Blumen pflücken/schneiden 

 Selber pflücken von Obst (zB Erdbeeren) und Gemüse (zB Kürbisse) 

 Selbstbedienung gegen Einwurf in eine Box 

 Selbstbedienung bei der Sonntagszeitung 

 Präparierte Langlaufloipen 

6.5. Fahrausweisautomaten (§ 5 BarUV 2015) 

Keine Registrierkassenpflicht besteht bei Fahrausweisautomaten für Beförderungen im 

Personenverkehr, wenn die vollständige Erfassung der ausgestellten Fahrausweise 

gewährleistet ist. 

Mit dieser Bestimmung sollen Fahrausweisautomaten für Personentransporte (insbesondere 

für Eisenbahnen) von der Registrierkassenpflicht ausgenommen werden, da auch bei der 

Belegerteilungspflicht gemäß § 132a Abs. 7 BAO Sonderregelungen für 

Berechtigungsausweise, wie Fahrausweise, vorgesehen sind. 

Bei Fahrausweisen ist keine zusätzliche Belegausstellung erforderlich, wenn auf dem 

Fahrausweis die Merkmale des § 132a BAO aufscheinen (§ 132a Abs. 7 BAO). 

Für die Umrüstung (vollständige Belegmerkmale) von Fahrausweisautomaten, die vor dem 

1. Jänner 2016 in Betrieb genommen wurden, gilt die 10-jährige Übergangsfrist. 

Erfolgt der Fahrscheinverkauf durch einen Erfüllungsgehilfen des Unternehmers, kommt 

diese Erleichterung nicht zur Anwendung. 

6.6. Umsätze von Onlineshops (§ 6 BarUV 2015) 

Mit dieser Bestimmung sollen auf Basis der Verordnungsermächtigung nach § 131 Abs. 4 Z 4 

BAO Unternehmen, die im Inland Online- bzw. Webgeschäfte betreiben und bei denen der 

verbindliche Vertragsabschluss Online zustande kommt und für die keine Gegenleistung in 

Form von Bargeldzahlungen entgegengenommen werden, von der Registrierkassenpflicht 

nach § 131b BAO ausgenommen werden. 

§ 6 BarUV 2015 betrifft nur die Pflicht zur Verwendung elektronischer 

Aufzeichnungssysteme/Registrierkassenpflicht, nicht jedoch die Einzelaufzeichnungs- (vgl. 

§ 131 Abs. 1 Z 6 BAO) und die Belegerteilungspflicht (§ 132a BAO). 
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6.6.1. Online-Shop 

Unter Online-Shop ist jeder Web-Auftritt zu verstehen, der durch elektronische 

Datenübertragung eine unmittelbare Geschäftsbeziehung zwischen Leistungserbringer und 

Leistungsempfänger abwickelt. 

Es ist erforderlich, dass ein verbindliches Rechtsgeschäft im Rahmen dieser Online-Plattform 

abgeschlossen wird. Eine Bestellung allein ist nicht ausreichend. Wird die Bestellung zum 

Beispiel per Email angenommen, kommt dadurch ein verbindliches Rechtsgeschäft über die 

Onlineplattform zustande. 

Betriebe sind nur hinsichtlich ihrer Umsätze, bei denen keine Gegenleistung durch Bargeld 

erfolgt und die im Wege einer Online-Plattform abgeschlossen werden, von der 

Registrierkassenpflicht ausgenommen. 

Wird eine Vereinbarung im Wege einer Online-Plattform abgeschlossen und erfolgt die 

Bezahlung nicht über Online-Banking, sondern wird in der Filiale des Unternehmers mit 

Bargeld bezahlt, handelt es sich dabei um einen Barumsatz, der in der Registrierkasse zu 

erfassen ist. Darunter fallen auch außerhalb von Betriebsräumlichkeiten getätigte 

Bestellungen, die zB per Telefon, Telefax, Katalog oder Postkarte (Fernabsatzgeschäfte) bei 

einem Unternehmen einlangen, welche dieser unmittelbar nach Erhalt in das System der 

Webplattform eingibt. 

Nicht als Onlineshop gelten Terminals („virtueller Verkäufer“), die im 

Geschäftslokal/Betriebsstätte des Unternehmers zum Geschäftsabschluss aufgestellt werden 

und von den Kunden benutzt werden (zB Bestellterminal in Fastfood-Ketten). 

Erfolgt der Geschäftsabschluss über die Onlineplattform durch einen beauftragten, 

selbständigen Dritten (zB Callcenter), fällt dieser Umsatz unter die Begünstigung des § 6 

BarUV 2015. 

Wenn im Rahmen eines Betriebes ein Unternehmer sowohl ein Verkaufslokal als auch einen 

Onlineshop betreibt, fallen die Umsätze des Onlineshops unter die Regelung des § 6 BarUV 

2015. Für die anderen Umsätze des Betriebes gelten die allgemeinen Bestimmungen über die 

Aufzeichnungs-, Registrierkassen- und Belegerteilungspflicht. 
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Für die Berechnung der Jahresumsatzgrenze von 15.000 Euro zur Registrierkassenpflicht 

gelten die gesamten Umsätze des Betriebes. In die Barumsatzgrenze von 7.500 Euro werden 

in teleologischer Interpretation die Umsätze des Onlineshops nicht einbezogen. Diese 

Auslegung berücksichtigt den Umstand, dass nur in § 131 Abs. 4 Z 4 BAO die 

Unterscheidung zwischen Barumsätzen und Bargeldumsätzen getroffen worden ist. 

Beispiel 

Die Barumsätze des Onlineshops betragen 8.000 Euro und die Gesamtumsätze im 
Geschäftslokal betragen 10.000 Euro, davon Barumsätze in Höhe von 6.000 Euro. Es 
besteht keine Registrierkassenpflicht, weil zwar die Gesamtumsatzgrenze in Höhe von 
15.000 Euro überschritten wurde, allerdings nicht die Barumsatzgrenze von 7.500 
Euro. 

6.7. Leistung außerhalb der Betriebsstätte (Umsätze „mobiler 

Gruppen“, § 7 BarUV 2015) 

Die nachträgliche Erfassung der einzelnen Umsätze, die außerhalb der Betriebsstätte – etwa 

beim Kunden - erbracht werden, mit elektronischer Registrierkasse soll – unabhängig von 

einer bestehenden „händischen Belegerteilungspflicht“ vor Ort – ohne unnötigen Aufschub 

bei Rückkehr in die Betriebsstätte ermöglicht werden. 

Zur Nachvollziehbarkeit des einzelnen Geschäftsvorfalls ist eine Durchschrift des händischen 

Belegs aufzubewahren und ein Zusammenhang zum nacherfassten Barumsatz herzustellen. 

In diesem Fall ist ein Ausdruck des Belegs aus der Registrierkasse nicht erforderlich. 

Die Verwendung von Geräten zur mobilen Datenerfassung (MDE) für die Erstellung 

händischer Belege für mobile Umsätze ist dann möglich, wenn die Vollständigkeit und 

Richtigkeit der Erfassung und bei der Übertragung der Daten in die Registrierkasse 

sichergestellt werden kann. Für die Erstellung der händischen Belege können auch 

Registrierkassen ohne Sicherheitseinrichtung verwendet werden. 

6.7.1. Vornahme der Nacherfassung mehrerer Einzelumsätze 

Eine nachträgliche Erfassung der einzelnen Barzahlungen mittels Sammelrechnung ist nicht 

zulässig, da die gesetzliche Erleichterung sich auf die zeitliche Erfassung der Einzelumsätze 

bezieht. Darüber hinaus muss über jede Barzahlung ein Beleg ausgestellt und diese auch 

einzeln in die Registrierkasse eingegeben werden, um eine Nachprüfbarkeit zu 
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gewährleisten. Jedoch ist es zulässig, auf eine Paragondurchschrift bzw. -nummer zu 

verweisen, die Beleginhalte müssen nicht einzeln eingegeben werden. 

Der Rechnungskreis des Paragons kann von der Nummerierung in der Registrierkasse 

abweichen, es muss aber sichergestellt sein, dass aus der Zusammenschau des Paragons 

und der Eintragung in der Registrierkasse sich eindeutig ergibt, um welchen Umsatz es sich 

handelt. Der Betrag der Einzelrechnung ist grundsätzlich einzeln einzugeben. 

Eine Nacherfassung in der Form, dass ganze Tagessummen nachgetragen werden können, 

ist nicht zulässig (siehe jedoch die folgende Vereinfachung). 

6.7.1.1. Vereinfachung bei der Nacherfassung 

Werden im Rahmen einer betrieblichen Tätigkeit gleich hohe Einzelumsätze getätigt, 

können diese zusammengerechnet und jeweils in einem Betrag in der Registrierkasse erfasst 

werden, sofern deren vollständige Erfassung gewährleistet wird, zB durch 

Durchnummerierung der ausgestellten Belege. 

Dies gilt auch, wenn mehrere Umsätze zu gleichen Entgelten erfolgen (zB 

Berechtigungsausweise für Senioren, Studenten, Kinder oder Berechtigungsausweise für 

Einzelfahrten oder Mehrfachfahrten bzw. Gruppenfahrten). 

Beispiele: 

Karussell, Fahrumsätze auf Jahrmärkten, Messen und Fremdenführer. 

Diese Erleichterung der Nacherfassung kann auch von Unternehmern, die mit ihren mobilen 

Tätigkeiten ein Produktsortiment von nicht mehr als 20 gleichpreisigen Waren/Gegenständen 

im Angebot haben, in Anspruch genommen werden. So können zB verschiedene alkoholfreie 

Getränke mit einem einheitlichen Einzelpreis als gleichpreisige Ware behandelt werden. 

Beispiele: 

Umsätze, die von Gaifahrern ausgeführt werden; Umsätze, die im Rahmen von 
Veranstaltungen wie Musik-Festival, Fußballstadion, Formel 1 Veranstaltung über einen 
„Bauchladen“ verkauft werden 

6.7.1.2. Vereinfachung bei der Belegerteilung 

Mobil getätigte Umsätze können vorab in der Registrierkasse erfasst und die Belege 

gleichzeitig mittels Registrierkasse ausgestellt werden. Bei Ausfolgung der Ware außerhalb 
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der Betriebsstätte wird dem Kunden der bereits ausgestellte Beleg anlässlich der Barzahlung 

erteilt. Erfolgt kein Verkauf dieser Produkte, können diese ausgestellten Belege bei Rückkehr 

in die Betriebsstätte in der Registrierkasse storniert werden. 

Beispiele: 

Lieferung bereits bestellter Waren (zB Pizzaverkäufer), offenes Schulbuffet in großer, 
geschlossener Räumlichkeit. 

6.7.2. Außerhalb der Betriebsstätte (mobile Umsätze, § 7 Abs. 1 BarUV 

2015) 

Unter Betriebsstätte iSd § 131 Abs. 5 Z 2 BAO ist grundsätzlich jede feste örtliche 

Anlage/Einrichtung bzw. auch eine fest umschlossene Einheit (Räumlichkeit), die der 

Ausübung eines Betriebes oder wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes dient, zu verstehen. 

Wenn es sich um eine feste örtliche Anlage/Einrichtung handelt, muss sie dauerhaft an 

einem bestimmten Ort bestehen und die betriebliche Tätigkeit muss dort mit einer gewissen 

Regelmäßigkeit dauerhaft ausgeübt werden. 

Eine nur kurzfristige Nutzung einer Räumlichkeit, etwa der Räumlichkeit eines Kunden, wo 

die Leistung erbracht wird, führt mangels Dauerhaftigkeit nicht zu einer Betriebsstätte (zB 

Messestand). 

Unter fest umschlossenen Räumlichkeiten sind in teleologischer Interpretation nicht nur 

Räume im eigentlichen Sinn (zB Geschäftslokale, Werkstätten, Lagerhallen), die dem 

Unternehmer zugeordnet werden können, zu verstehen. 

Auch mobile Schausteller können der mobilen Gruppe zugeordnet werden, wenn sie 

umherziehen und nicht dauerhaft bzw. mit einer Regelmäßigkeit an einem bestimmten Ort 

ihre Tätigkeit ausüben und aufgrund deren Tätigkeit und der dabei verwendeten Ausstattung 

zur Ausübung der Tätigkeit die Mitnahme der elektronischen Registrierkasse nicht zumutbar 

ist. 

Die Nacherfassung der Belege kann, wenn etwa nur mobile Leistungen erbracht werden und 

keine Betriebstätte vorliegt, auch am Wohnort (Wohnung) des Unternehmers erfolgen. 

Die tatsächliche Beurteilung, ob nun eine Betriebsstätte vorliegt oder nicht, lässt sich nur 

anhand des konkreten Sachverhaltes des Einzelfalles vornehmen. 

91 von 95



 

 

© Bundesministerium für Finanzen Seite 92 

Außerhalb der Betriebsstätte bedeutet nicht zwangsweise/gleichzeitig im Freien. Damit ist 

vielmehr gemeint, dass jemand seine Leistung außerhalb seiner Betriebsstätte erbringt, zB 

die Tierärztin, die ein krankes Tier im Stall des Eigentümers des Tieres behandelt, oder der 

Friseur, der zur Kundin nach Hause kommt. 

Ein Unternehmer kann mehrere Betriebsstätten haben. 

Beispiel: 

Ein Physiotherapeut ist jeden Montag und Dienstag in seiner Betriebsstätte in Wien und 
jeden Donnerstag und Freitag in seiner Betriebsstätte in Linz. 

Da es sich um zwei Betriebsstätten handelt, sind seine Umsätze an der jeweils anderen 
Betriebsstätte keine mobilen Umsätze. Der Physiotherapeut kann daher diese Umsätze 
in der einen Betriebsstätte nicht nacherfassen, sondern muss sie in der Betriebsstätte, 
in der er den Barumsatz tätigt, in der Registrierkasse erfassen. 

6.7.3. Taxi- und Mietwagenumsätze (§ 7 Abs. 2 BarUV 2015) 

Umsätze für Personenbeförderungen, die in Personenkraftwagen im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 5 

Kraftfahrgesetz 1967 (KFG), BGBl. I Nr. 267/1967, in der Fassung BGBl. I Nr. 40/2016 oder 

in Kombinationskraftwagen im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 6 KFG 1967 ausgeführt werden, die zu 

jedermanns Gebrauch an öffentlichen Orten bereitgehalten oder durch Zuhilfenahme von 

Fernmeldeeinrichtungen angefordert werden (mit Kraftfahrzeugen betriebenes 

Platzfuhrwerks-Gewerbe (Taxi-Gewerbe)) sowie für die Beförderung eines geschlossenen 

Teilnehmerkreises in Personenkraftwagen im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 5 KFG 1967 oder in 

Kombinationskraftwagen im Sinn des § 2 Abs. 1 Z 6 KFG 1967 unter Beistellung des Lenkers 

auf Grund besonderer Aufträge (Mietwagen-Gewerbe), können die Erleichterung für mobile 

Umsätze nicht in Anspruch nehmen. 

Die Möglichkeit der zeitlichen Nacherfassung soll nur dann zur Anwendung kommen, wenn 

die unmittelbare Eingabe in eine Registrierkasse nicht zumutbar ist. In derartigen 

Fahrzeugen erscheint die Verwendung einer Registrierkasse allerdings zumutbar. Dies wird in 

der Barumsatzverordnung nunmehr normativ zum Ausdruck gebracht. 

Diese Umsätze sind daher keine Umsätze im Freien, da der Leistungsaustausch in einem 

motorisierten, geschlossenen Fahrzeug stattfindet. 

Der Fiaker kann aber weiterhin von der Erleichterung für Umsätze im Freien Gebrauch 

machen, da er nicht motorisiert ist. 
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6.7.4. Anwendungsbereich 

Unternehmer, die ihre Lieferungen und sonstigen Leistungen außerhalb einer Betriebsstätte 

erbringen und nach § 131b BAO zur Führung von Registrierkassen verpflichtet sind, müssen 

diese Umsätze nach § 131 Abs. 5 Z 2 BAO nicht sofort, sondern dürfen diese nach Rückkehr 

in die Betriebsstätte ohne unnötigen Aufschub in der Registrierkasse erfassen, wenn sie bei 

Barzahlung dem Leistungsempfänger einen Beleg iSd § 132a Abs. 3 BAO ausfolgen und 

hievon eine Durchschrift aufbewahren. 

Ohne unnötigen Aufschub ist einzelfallbezogen bzw. branchenbedingt zu beurteilen. 

Wenn zB Landwirte ihre Produkte in einem gemeinschaftlich genutzten Bauernladen über 

einen Erfüllungsgehilfen verkaufen und dieser den Landwirten nur einmal wöchentlich die 

Belegdurchschriften zur Nacherfassung überbringt, ist die Wochenfrist ausreichend. 

6.7.5. Beispiele für mobile Umsätze 

Soweit die Voraussetzungen für die Umsätze im Freien nicht zutreffen, bzw. die betriebliche 

Umsatzgrenze überschritten wird, kann die Erleichterung für mobile Umsätze (außerhalb der 

Betriebsstätte) in Anspruch genommen werden. 

Für eine solche Erleichterung kommen bei Vorliegen der obigen Voraussetzungen 

beispielsweise in Betracht: Umsätze von Friseuren, Masseuren, Hebammen, Babysittern, 

Schneidern, Ärzten, Tierärzten, Reiseleitern, Fremdenführern, Installateuren, Gaifahrern, 

Schilehrern, Hundesittern, Schädlingsbekämpfern, Rauchfangkehrern, Fotografen, Personal 

Trainern, Hundetrainern, Transporteuren, Altwarenhändlern, Fahrradkurieren, sowie 

Ticketverkäufe durch Buslenker/Zugpersonal, mobile Speise- und Getränkeverkäufe in 

Zügen, daher nicht direkt im Speisewagen, Verkäufe auf einem Bauernmarkt und 

Pyrotechnikstand, Verkäufe aus einem „Bauchladen“, Provisionsentgegennahme durch den 

Immobilienmakler, Heizöllieferung an den Kunden, Messeverkäufe, Lieferservice bei 

Gastronomie sowie Verkauf von Büchern (im Rahmen von Buchausstellungen, 

Autorenlesungen, Vorträgen und sonstigen schulischen Veranstaltungen). Diese 

Erleichterung besteht ungeachtet einer bestehenden Belegerteilungsverpflichtung. 

Grundsätzlich können alle Umsätze im Freien (vgl. Abschnitt 6.2.1.) in die Begünstigung für 

mobile Gruppen fallen. 
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7. Sanktionen 

7.1. Manipulation von Aufzeichnungssystemen 

Wer vorsätzlich abgaben- oder monopolrechtlich zu führende Bücher, Aufzeichnungen oder 

Aufzeichnungssysteme, die automationsunterstützt geführt werden, durch Gestaltung oder 

Einsatz eines Programms, mit dessen Hilfe Daten verändert, gelöscht oder unterdrückt 

werden können, verfälscht, begeht, sofern nicht eine Abgabenverkürzung vorliegt, eine 

Finanzordnungswidrigkeit nach § 51a FinStrG, die mit Geldstrafe bis 25.000 Euro geahndet 

werden kann. 

Der Gesetzgeber erklärt hier eine auf eine Hinterziehung von Abgaben ausgerichtete 

Vorbereitungshandlung schon für strafbar, ohne, dass ein strafbarer Versuch der 

Hinterziehung bereits verwirklicht worden ist. Derart fällt ein ohne diese kriminelle Intention 

durchgeführtes Software-Update mangels Manipulationsvorsatz nicht unter diese 

Strafbestimmung. 

7.2. Verstoß gegen Registrierkassenpflicht 

Die Nichtbeachtung der Registrierkassenpflicht ist, wenn kein Verkürzungstatbestand 

vorliegt, als Finanzordnungswidrigkeit strafbar (§ 51 Abs. 1 lit. c FinStrG; bis 5.000 Euro 

Strafe). 

Die Nichtverwendung der zur Manipulationssicherheit dienenden Sicherheitseinrichtung 

(§ 131b Abs. 2 BAO) bzw. die Nichtbeachtung des § 131b Abs. 4 BAO für geschlossene 

Gesamtsysteme, führt außerdem zum Verlust der Vermutung der sachlichen Richtigkeit der 

geführten Bücher und Aufzeichnungen nach § 163 BAO und hat in den meisten Fällen eine 

Schätzung (§ 184 BAO) der Besteuerungsgrundlagen durch die Abgabenbehörde zur Folge. 

7.3. Verstoß gegen Belegerteilungspflicht 

Eine Verletzung der Belegausstellungspflicht nach § 132a BAO ist als 

Finanzordnungswidrigkeit nach § 51 Abs. 1 lit. d FinStrG mit Geldstrafe bis zu 5.000 Euro zu 

ahnden. 
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7.4. Verstoß gegen Belegentgegennahme und -mitnahmepflicht 

Für den Belegempfänger, meist den Kunden, hat ein Verstoß gegen die Belegentgegen- und 

Belegmitnahmepflicht keine (finanz-)strafrechtlichen Konsequenzen. 

Allerdings besteht im Rahmen einer durchgeführten Kontrolle eine Mitwirkungspflicht des 

Leistungsempfängers, deren Nichterfüllung eine Finanzordnungswidrigkeit iSd § 51 Abs. 1 

lit. e FinStrG darstellen kann. 

Beispiel: Verweigerung der Auskunft darüber, ob ein Beleg ausgestellt wurde. 

Bundesministerium für Finanzen, 4. August 2016 
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